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Einleitung. 


Am 22. November 1894 waren 50 Jahre verfloſſen, 
ſeit die Verordnung über den Geſchäftsgang und den In— 
ſtanzenzug bei den Auseinanderſetzungsbehörden vom 
22. November 18441) die Königliche Sanktion erhielt. 
Am 1. Oktober 1895 wird die gleiche Zeit vergangen ſein, 
ſeit das durch jene Verordnung (S 7) errichtete Reviſions— 
kollegium für Landeskulturſachen, das jetzt nach 
dem Geſetze vom 18. Februar 1880 ($ 2) den Namen 
„Ober-Landeskulturgericht“ führt, in Wirkſamkeit 
trat. 2) 

Es iſt üblich und hat guten Grund, an ſolchem Er— 
innerungstag in die Vergangenheit zu blicken. Von ſelbſt 
drängt ſich die Frage auf, ob die bei Errichtung der Be— 
hörde gehegten Erwartungen ihre Rechtfertigung, die der 
Behörde geſtellten Aufgaben Erfüllung gefunden haben, 
oder ob und wie weit etwa Aenderungen angezeigt er— 
ſcheinen. — Dieſe Frage läßt ſich aber nicht dadurch er— 
ledigen, daß über der Behörde Einrichtung, Zuſammen— 
ſetzung, ihre einzelnen Arbeitsleiſtungen u. dergl. wenn 
auch noch ſo genaue Nachweiſe und Zuſammenſtellungen 
gegeben werden; vielmehr iſt auf die Verhältniſſe und 
Gründe, die zur Errichtung der Behörde geführt haben, 
und auf die ihr hiernach erwachſene Aufgabe einzugehen, 


1) G.⸗S. 1845, S. 19. 
2) Min. Bl. d. i. V. 1845, S. 241. — G.⸗S. 1880, S. 59. 
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die ihr zur Erfüllung dieſer Aufgabe gewordene Einrich— 
tung zu prüfen, endlich auf ſolcher Grundlage ihre ge— 
ſammte Wirkſamkeit zu würdigen. 

In dieſem Sinn über das Reviſionskollegium für 
Landeskulturſachen, das jetzige Ober-Landeskulturgericht 
zu ſchreiben, lag urſprünglich in der Abſicht des Verfaſſers. 
Bei weiterer Ueberlegung ſtellte ſich indeſſen bald heraus, 
daß für alles, was über dieſe Behörde zu ſagen iſt, auf 
Verſtändniß im Allgemeinen nur gerechnet werden kann, 
wenn die Betrachtung auf die Auseinanderſetzungsbehörden 
überhaupt und das Verfahren vor denſelben ausgedehnt 
wird. Dies empfahl ſich auch mit Rückſicht darauf, daß 
gerade jetzt den Auseinanderſetzungsbehörden — wegen 
mancher ihnen zugewieſenen neuen Aufgaben, vornehmlich 
der zur Begründung von Rentengütern — mehr Auf— 
merkſamkeit als früher zugewendet wird. — Wenn aber 
von den Auseinanderſetzungsbehörden und ihrer Wirkſam— 
keit eine zutreffende Anſchauung gewonnen werden ſoll, 
ſo laſſen ſich die materiellen Unterlagen der Organiſation 
und des Verfahrens dieſer Behörden nicht übergehen. In 
die Betrachtung muß deshalb auch diejenige Geſetzgebung 
einbezogen werden, zu deren Ausführung die Auseinander- 
ſetzungsbehörden da ſind, d. i. die — materielle — Ge— 
ſetzgebung über diejenigen Maßregeln der Landeskultur, 
die durch das Auseinanderſetzungsverfahren in's Leben über— 
zuführen ſind. Für die letztgedachte Ausdehnung ſpricht 
zudem, daß die neuzeitliche agrariſche Bewegung mehrfach 
auf Verhältniſſe zurückgreift, die auch Gegenſtand der 
materiellen Agrargeſetzgebung ſind oder in deren Gefolge 
ſich entwickelt haben. 

Demnach war die Aufgabe: eine Darſtellung und Er— 
örterung nicht nur der formellen, die Auseinanderſetzungs— 
behörden und das Auseinanderſetzungsverfahren betreffenden, 
ſondern auch der materiellen Agrargeſetzgebung, der letzteren 
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inſoweit, als fie auf die Gegenſtände des Auseinander- 
ſetzungsverfahrens ſich bezieht oder mit ihnen zuſammen— 
hängt. Die materielle Geſetzgebung, welche die Voraus— 
ſetzung und Unterlage der formellen bildet, war voran— 
zuſtellen. 

Der Gang der Preußiſchen Agrargeſetzgebung iſt ein 
langer; die Anfänge liegen weit zurück. Der Weg, den 
dieſe Geſetzgebung genommen hat, iſt auch nicht immer 
gerade. Denn die Agrargeſetzgebung iſt in hervorragendem 
Maß und von Haus aus Reformgeſetzgebung und theilt 
das Schickſal derartiger Geſetzgebungen, in vor- und rück— 
ſchreitender Bewegung ſich zu entwickeln, um ſo mehr, als 
ſie nicht nur Rechtsordnung iſt, ſondern auch in die wirth— 
ſchaftliche und geſellſchaftliche Ordnung tief eingreift, alſo 
die gewichtigſten, praktiſchen Intereſſen berührt. Je ge— 
wichtiger und dringender aber das Bedürfniß einer Aende— 
rung und je kräftiger deshalb der Anſtoß zur Bewegung 
iſt, deſto weiter geht dieſe, deſto einſchneidender wird die 
Reform, die dann wohl über das richtige Maß und Ziel 
hinaus geht und mit dem Schlimmen auch manches Gute 
hinwegnimmt. Hieraus ergiebt ſich dann die Notwendig— 
keit oder Nützlichkeit abermaliger Aenderung durch — 
wenigſtens theilweiſe — Umkehr, die bekannte Spirallinie 
des Entwickelungsganges, wie ſie eben auch die Preußiſche 
Agrargeſetzgebung zeigt. Soll bei Darſtellung einer ſo 
geſtalteten, in ihren Anfängen weit zurückliegenden Geſetz— 
gebung die Ueberſicht nicht leiden, ſo ſind nur die Haupt— 
wendepunkte des Entwickelungsganges in's Auge zu faſſen. 
Es war daher die Preußiſche Agrargeſetzgebung nur in 
großen Zügen darzuſtellen, um das Weſentliche klarer her— 
vortreten zu laſſen und dadurch Verſtändniß und Beur— 
theilung zu erleichtern. 

Noch eine andere Beſchränkung dieſer Arbeit iſt her— 
vorzuheben. In einer Darſtellung der Preußiſchen 
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Agrargeſetzgebung, wie ſie aus dem im Cingange bezeich- 
neten Anlaß, alſo hauptſächlich im Rückblicke gegeben 
werden ſoll, iſt für die vorpreußiſche Geſetzgebung der— 
jenigen Landestheile, die erſt in neuerer Zeit dem Preu— 
ßiſchen Staat einverleibt ſind, kein Raum. Die Agrar— 
geſetzgebung der Regierungsbezirke Kaſſel und Wiesbaden, 
der Provinzen Hannover und Schleswig-Holſtein und 
des Kreiſes Herzogthum Lauenburg aus der Zeit vor 
ihrer Vereinigung mit der Preußiſchen Monarchie?) gehört 
mithin nicht hierher. Aber auch die ſpäter für die ge— 
nannten Landestheile ergangenen Preußiſchen Geſetze kommen 
weniger in Betracht, weil ſie überwiegend nur zur Er— 
gänzung der aus vorpreußiſcher Zeit vorgefundenen Ge— 
ſetzgebung — wenn auch thunlichſt im Einklange mit der 
altländiſchen Geſetzgebung — erlaſſen ſind. Hiernach er— 
ſtreckt ſich die nachfolgende Rückſchau im Allgemeinen nur 
auf die älteren Provinzen Preußens,“) während die neu 
erworbenen Landestheile lediglich inſoweit berückſichtigt 
ſind, als die ſie betreffende neuere Preußiſche Geſetzgebung 
des Zuſammenhangs wegen oder aus beſonderen Gründen 
zu erwähnen war. 


3) Eine überſichtliche Darſtellung der agrariſchen Geſetzgebung 
dieſer Landestheile findet ſich in der Zeitſchrift und zwar: für das 
vormalige Kurfürſtenthum Heſſen Bd. 18, S. 111 ff., für das vor— 
malige Herzogthum Naſſau, das Gebiet der Stadt Frankfurt a. M. 
und die vom Großberzogthum Heſſen an Preußen gekommenen Landes- 
theile Bd. 18, S. 235 ff., für das ehemalige Königreich Hannover 
Bd. 18, S. 315 ff., für die Herzogthümer Schleswig und Holſtein 
Bd. 19, S. 103 ff. 

) Auch für die älteren Landestheile iſt die agrariſche Geſetz— 
gebung nicht durchgehends einheitlich; hauptſächlich nehmen die weſt— 
lichen Provinzen, namentlich die linksrheiniſchen Landestheile eine be— 
ſondere Stellung ein. Die bezüglichen Abweichungen werden, ſoweit 
es darauf ankommt, geeigneten Orts Erwähnung finden. 


A. Die materielle Agrargeſetzgebung. 


§ 1. Anfänge und Gegenstand der Preußiſchen 
Agrargeſetzgebung. Geſetzgeberiſche Maßregeln, die als 
agrariſche oder Maßregeln der Landeskultur zu bezeichnen 
ſind, wurden in den älteren preußiſchen Landestheilen 
frühzeitig ergriffen. Bereits im 16. und 17. Jahrhundert 
ergingen Verordnungen, die zweifellos ergeben, daß die 
Regenten des Hauſes Hohenzollern die Leibeigenſchaft auf— 
heben, die Bauern ſchützen und erhalten und die Kultur 
des Landes fördern wollten.?) Durchgreifende und um— 
faſſendere Reformen wurden indeſſen damals nicht erzielt. 
Auch das Allgemeine Landrecht enthält zwar, namentlich 
für das Gebiet der Landeskultur, eine Reihe richtiger 
Grundſätze und Vorſchriften,s) auf die in anderem Zu— 
ſammenhange zurückzukommen ſein wird, änderte aber 
praktiſch ebenfalls wenig; “ es fehlte vor allem noch an 
den geeigneten Behörden. Die im erſten Jahrzehnt dieſes 
Jahrhunderts ausgeführte Verleihung des Eigenthums an 
die Domänen bauern) — an ſich von großer Bedeutung 
— fällt außerhalb des Rahmens unſerer Darſtellung. 
Dieſe betrifft diejenigen agrarrechtlichen Reformen, die nach 
Erlaß des Edikts vom 9. Oktober 1807 — über den er— 
leichterten Beſitz und freien Gebrauch des Grundeigen— 
thums ſowie die perſönlichen Verhältniſſe der Landbe— 


5) Hering Bd. 1 S. 11 ff.; Lette und v. Rönne Bd. 1, 
S. XXVII ff.; Koch S. III ff. 

6) Vergl. u. a. Th. J Tit. 17 Ss 311 ff. 

N) Krug Bd. 1 S. 334 ff. 

8) Knapp Th. I S. 81 fi. 
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wohner?) — für Preußen im Allgemeinen eine Umwand— 
lung der ländlichen Verhältniſſe herbeiführten. 

Die neuere Agrargeſetzgebung in dieſem Sinne 
hatte zunächſt zum Gegenſtande 

1. die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältniſſe — durch Herſtellung des vollen 
Eigenthums an den bis dahin unter mannigfachen 
Beſchränkungen beſeſſenen bäuerlichen Gütern und 
durch gleichzeitige Auflöſung der bezüglichen wechſel— 
ſeitigen Rechte zwiſchen den bäuerlichen Beſitzern 
und den Gutsherren; 

2. die Aufhebung und Ablöſung der auf — eigen— 
thümlich beſeſſenen — Grundſtücken haftenden Real— 
laſten an Dienſten, Zinſen und anderen Natural— 
und Geldleiſtungen, inſoweit nicht ſolche Laſten 
einem öffentlichrechtlichen Verhältniß angehören. 

Um die Ergebniſſe beider Maßnahmen zu ſichern, 
wurden auch Anordnungen getroffen, 

3. das Beſitzrecht am Grund und Boden zu regeln 

und die Auflegung von Reallaſten zu beſchränken. 

Endlich wurden, um die Bodenkultur zu fördern, 
weiter eingeführt, 

4. die Ablöſung der kulturſchädlichen Grunddienſtbar— 
keiten und die Aufhebung der auf privatrechtlichen 
Verhältniſſen beruhenden gemeinſchaftlichen Boden— 
nutzungsrechte — die Gemeinheitstheilungen. 

Die vorgedachten Gegenſtände bilden zugleich einen 
— und zwar den grundlegenden — Theil der preußiſchen 
Landeskulturgeſetzgebung, die außer der Aufhebung 
perſönlicher und dinglicher Abhängigkeitsverhältniſſe ferner 
alle diejenigen geſetzlichen Maßregeln betrifft, durch die 
das frei gewordene Grundeigenthum in Kultur und Er— 


) G.⸗S. S. 171. 
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trag gehoben und gegen Gefahr und Schaden geſchützt 
werden ſoll. Die Landeskulturgeſetzgebung begreift alſo 
namentlich auch die Geſetze über Ent- und Bewäſſerung, 
Deichweſen, Feld- und Forſtpolizei u. dergl. Mit dieſen 
letzterwähnten Gegenſtänden, die an ſich zur Zeit nicht zum 
Reſſort der Auseinanderſetzungsbehörden gehören, hat es 
deshalb die vorliegende Arbeit der Hauptſache nach nicht 
zu thun; nebenher werden ſie im Zuſammenhange mit ein— 
zelnen Theilen der Agrargeſetzgebung berührt werden müſſen. 


I. Die Regulirung der gutsherrlichen und 


bäuerlichen Verhältniſſe.“) 

§ 2. Das Regulirungsedikt vom 14. Septem— 
ber 1811. Nachdem das Edikt vom 9. Oktober 1807 
dem Bauernſtande durch Aufhebung der Erbunterthänig— 
keit die perſönliche Freiheit gegeben hatte, kam es darauf 
an, die auf Verfaſſung und Geſetz beruhenden Beſchrän— 
kungen im Beſitz und Genuſſe des bäuerlichen Landes zu 
beſeitigen und die unbeſchränkte Benutzung des Grundeigen— 
thums für Bauern und Gutsherren zu verwirklichen. Hier— 
zu erging das Edikt über die Regulirung der gutsherr— 
lichen und bäuerlichen Verhältniſſe vom 14. September 
1811,11) das ſog. Regulirungsedikt. 


10) Die ältere Geſetzgebung über die gutsherrliche und bäuerliche 
Regulirung beſchränkt ſich auf die öſtlichen Provinzen der Monarchie: 
Oſt⸗ und Weſtpreußen, Pommern (ausſchließlich Neuvorpommern), 
Brandenburg, Schleſien, Poſen und einen Theil von Sachſen; übrigens 
war „regulirungsfähiger“ Beſitz nicht vorhanden oder wenigſtens nicht 
vorausgeſetzt. Vergl. Lette und v. Rönne Bd. 2 S. 591 ff., 594; 
Greiff S. 105 ff., 139. — 

11) G.⸗S. 1810011 S. 281; Rabe Bd. I S. 85. — Das zweite 
Edikt vom 14. September 1811 zur Beförderung der Land— 
Kultur (G.⸗S. S. 300 ff.), als „Landeskulturedikt“ bekannt, entwickelt 
die allgemeinen Geſichtspunkte für Beförderung der Kultur und giebt 
und verheißt bezügliche Anordnungen. 
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Nach dieſem Geſetze ſollten „die bisher nicht eigentümlich 
verliehenen bäuerlichen Beſitzungen“ unter den im Edikt 
enthaltenen Bedingungen „in Eigenthum verwandelt und 
die auf ſolchen Beſitzungen ruhenden Dienſtbarkeiten und 
Berechtigungen gegen wechſelſeitige billige Entſchädigung 
abgelöſt werden“ ($ 1). Die Eigenthumsverleihung ſollte 
ſich nicht nur auf die „erblichen“, ſondern auch auf die 
„nicht erblichen“ bäuerlichen Beſitzungen erſtrecken. Zu 
den erblichen bäuerlichen Beſitzungen wurden alle Güter 
gerechnet, die von den Beſitzern auf ihre Deſcendenz oder 
Seitenverwandte vererbt wurden oder bei denen der Guts— 
herr verpflichtet war, den erledigten Hof mit einem der 
Erben des letzten Beſitzers wieder zu beſetzen ($ 3), — 
die Beſitzer mochten Ganz-, Halbbauern, Einhüfner oder 
Koſſäthen heißen oder einen anderen Provinzialnamen führen 
(§ 4). In die Klaſſe der nicht erblichen bäuerlichen 
Beſitzungen ſollten die mit Perſonen des Bauernſtandes 
beſetzt zu haltenden Höfe gehören, die „von den Gutsherren 
an Bauern auf unbeſtimmte Zeit oder auf gewiſſe Jahre 
oder auf Lebenszeit gegen Abgaben, Pächte und Dienſte 
in Benutzung überlaſſen“ waren ($ 35). Weder für die 
erblichen noch für die nicht erblichen Stellen war die Regu— 
lirungsfähigkeit ausdrücklich von einer beſtimmten Größe 
abhängig gemacht; für jene wie für dieſe enthält das Edikt 
beſondere Vorſchriften, die ſich gerade auf „handdienſt— 
pflichtige“, „kleinere“, „kleine“ Stellen beziehen (§§ 16, 
21 Abſ. 1 u. 2, 46). Lediglich diejenigen Landleute, die 
(nicht erblich) „nur wenige Morgen Land beſitzen und 
Handdienſte leiſten“, wie die Inſtleute in Preußen, ſollten 
als Dienſtleute der Vorwerker betrachtet werden, ſo daß 
ihre Verhältniſſe nur durch wechſelſeitiges Einverſtändniß 
verändert werden konnten ($ 46 Abſ. 2). 12) 


12) Vergl. Knapp Th. I. S. 285 ff. 
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$ 3. Die Deklaration vom 29. Mai 1816. Im 
ganzen Umfange der Vorſchriften des Regulirungsedikts 
iſt die Eigenthumsverleihung nicht durchgeführt. Die da— 
mit beauftragten Generalkommiſſionen hatten ihre Thätig— 
keit kaum beginnen können, als unter dem Einfluſſe des Krieges 
und zufolge des Widerſtandes, den das Regultrungsedikt 
bei einem großen Theile der Gutsherren fand, ein Still— 
ſtand der Regulirungsarbeiten eintrat. Ein Miniſterial— 
erlaß vom 24. April 1815 13) ordnete dann an, daß die 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe, ſo lange das 
Edikt vom 14. September 1811 nicht in völlige Wirk— 
ſamkeit geſetzt werden könne, in ihrer bisherigen Verfaſſung 
bleiben ſollten, wenn ſie nicht durch Vergleich ihre Be— 
ſtimmung erhielten. Erſt auf Grund der zum Regulirungs— 
edikt ergangenen Deklaration vom 29. Mai 1816 14) wurden 
die Regulirungsarbeiten wieder aufgenommen; dieſe Dekla— 
ration hatte aber das Regulirungsedikt weſentlich geändert 
und beſonders die Regulirungsfähigkeit erheblich einge— 
ſchränkt. Den großen Gütern, deren Beſitzer damals viel— 
fach hoch verſchuldet und allgemein in mißlicher Lage 
waren, ſollten wenigſtens die unentbehrlichen Handdienſte 
nicht entzogen werden; 15) auch Rückſichten politiſcher Natur 
ließen es angezeigt erſcheinen, die gutsherrlichen Intereſſen 
zu ſchonen. 16) Der Artikel 4 der Deklaration geſtattete 
deshalb die Regulirung nur für ſolche bäuerliche Stellen, 
die ſelbſtändige Ackernahrungen (ſpannfähig), als bäuerliche 
Beſitzungen kataſtrirt, in weit zurückliegenden Normal— 
jahren mit bäuerlichen Wirthen beſetzt und bei Publikation 
des Edikts vom 14. September 1811 den Beſetzungs— 


13) Knapp Th. II S. 352; vergl. ebend. Th. 1 S. 178 ff. 

14) G.⸗S. S. 154. 

16) Knapp Th. I S. 179 ff., 317; v. d. Goltz S. 79, 87. 

16) Knapp „Die Bauernbefreiung in Oeſterreich und in Preußen“ 
in Schmollers Jahrbuch Jahrg. 18 S. 426 ff. 
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zwang unterworfen waren. Damit war in dem den größten 
Theil des damaligen Staates umfaſſenden Geltungsgebiete 
des Regulirungsedikts 7 ein ſehr beträchtlicher Theil aller 
bäuerlichen Beſitzungen, namentlich die große Maſſe aller 
kleineren laſſitiſchen Stellen, deren Beſitzer Handdienſte 
zu leiſten hatten, von der durch das Edikt in Ausſicht 
geſtellten Eigenthumsverleihung wieder ausgeſchloſſen. 

Aehnliche Beſchränkungen der Regulirungsfähigkeit 
galten für die Regulirung der gutsherrlichen und bäuer— 
lichen Verhältniſſe in dem Großherzogthum Poſen, den 
mit Weſtpreußen wiedervereinigten Diſtrikten, dem Kulm— 
und Michelau'ſchen Kreiſe und dem Landgebiete der Stadt 
Thorn nach dem für dieſe Landestheile erlaſſenen Geſetze 
vom 8. April 1823. 18) Für Ober-Schleſien brachte dem- 
nächſt noch beſondere Einſchränkungen die Verordnung vom 
29. Sul 1827 

§ 4. Die Geſetzgebung ſeit 1850. In Folge des 
Jahres 1848 wurden durch das Geſetz über die Ablöſung 
der Reallaſten und die Regulirung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältniſſe vom 2. März 1850 20) die Grenzen 
der Regulirungsfähigkeit bedeutend ausgedehnt (SS 74, 75) 
und die früher von der Eigenthumsverleihung ausge— 
ſchloſſenen laſſitiſchen Stellen dieſer nachträglich unter— 
worfen. — Im Einzelnen knüpften ſich freilich auch an 

17) Das Geltungsgebiet des Regulirungsedikts umfaßte urſprüng⸗ 
lich die beim Inkrafttreten deſſelben zur Monarchie gehörigen Landes— 
theile; nachträglich wurde dieſes Edikt mit der Deklaration auch ein— 
geführt: durch Verordn. v. 18. Novbr. 1819 (G.⸗S. S. 249) in den 
Kreis Kottbus, durch Gef. v. 21. Juli 1821 (G.⸗S. S. 110) in die 
Ober⸗ und Nieder-Lauſitz und das Amt Senftenberg, durch Gef. v. 
8. April 1823 (G.⸗S. S. 73) in das Landgebiet der Stadt Danzig. 

18) G.⸗S. S. 49. 

19) G.⸗S. S. 79. Vergl. Lette und v. Rönne Bd. 2 S. 591 ff. 
Knapp Th. I S. 213 ff. 

20) G.⸗S. S. 77. 
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dieſes Geſetz Einſchränkungen und rückläufige Bewegungen. 
Zunächſt war der die Eigenthumsverleihung betreffende 
3. Abſchnitt des Geſetzes nicht für Neuvorpommern und 
Rügen erlaſſen. Für dieſe Landestheile, die erſt nach dem 
Wiener Frieden von 1815 zu Preußen gekommen und in 
denen weder das Regulirungsedikt noch die ſpäteren Re— 
gulirungsgeſetze eingeführt waren, wurden die Voraus— 
ſetzungen der Eigenthumsverleihung nicht als vorhanden 
angenommen.?!) Außerdem wurde auch für einen Theil 
des Geltungsgebietes des Geſetzes vom 2. März 1850 
die Regulirungsfähigkeit neuerdings beſchränkt; nach einer 
Deklaration vom 24. Mai 1853 22) unterlagen in den 
Regierungsbezirken Stettin, Köslin und Danzig die im 
§ 74 des Geſetzes vom 2. März 1850 als regulirungs— 
fähig bezeichneten, nicht erblich beſeſſenen Stellen der Re— 
gulirung nur dann, wenn zur Zeit der Verkündung des 
Edikts vom 14. September 1811 für eine ſolche Stelle 
ſelbſtändig eine auf ihr ruhende Steuer an den Staat zu 
entrichten war. Endlich wurden, während nach $ 78 des 
Geſetzes vom 2. März 1850 nur die nicht mehr im 
Beſitz ihrer Stellen befindlichen Prätendenten mit 
den bis 1. Januar 1852 nicht angemeldeten Regulirungs— 
anſprüchen ausgeſchloſſen waren, durch das Geſetz vom 
16. März 185723) auch die durch § 78 a. a. O. noch 
nicht präkludirten Regulirungsanſprüche vom 1. Januar 
1859 ab ausgeſchloſſen.?“) Die beiden letztgedachten Ein- 
ſchränkungen — der Deklaration von 1853 und des Ge— 
ſetzes von 1857 — waren von geringerer Bedeutung; 25) 


21) Vergl. Lette und v. Rönne Bd. 2 S. 597 ff.; Greiff 
S. 139—140 Anm. 60; Knapp Th. II S. 463 ff. 
22) G-. S. S. 240. 
28) G-. S. S. 235. 
24) Knapp Th. II S. 457 ff. 
25) Knapp Th. 1 S. 231 ff.; Th. II S. 450 ff., 457 ff. 
Preuß. Agrargeſetzgebung. 2 
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verhältnißmäßig größere Bedeutung hatte die Ausſchließung 
der Regulirung für Neuvorpommern und Rügen, wie 
noch zu zeigen ſein wird. — Im Allgemeinen aber hatte 
die Geſetzgebung, abgeſehen von den ebengenannten Landes— 
theilen, die rechtliche Möglichkeit der Eigenthumsverleihung 
auch für die früher ausgeſchloſſenen uneigenthümlichen 
Stellen nachträglich herbeigeführt. Entſprechenden Erfolg 
konnte jedoch die neuere Geſetzgebung nicht mehr haben; 
die zu regulirenden Stellen waren in den Jahren von 
1816 bis 1850, weil die Deklaration von 1816 auch die 
Einziehung der bäuerlichen Höfe Seitens der Gutsherren 
in erheblichem Umfange zugelaſſen hatte (Art. 76, 77), 
zum größten Theile verſchwunden. Nach den eingehenden 
Unterſuchungen von Knapp iſt wenigſtens ſehr wahrſchein— 
lich gemacht, daß in den öſtlichen Provinzen Preußens, 
die für die Regulirung in Betracht kommen, viele Tauſende 
laſſitiſcher Stellen, die zur Zeit des Regulirungsedikts 
vorhanden geweſen, aber vor 1850 von der Eigenthums— 
verleihung ausgeſchloſſen waren, in der Zwiſchenzeit durch 
Einziehung zum herrſchaftlichen Gute verloren gegangen 
ſind. 26) — Was hier als Folge der beſchränkten Reguli— 
rungsfähigkeit eingetreten war, blieb natürlich auch in den 
von der Regulirung ganz ausgeſchloſſenen Landestheilen 
Neuvorpommern und Rügen nicht aus. Die Annahme, 
daß dort die Vorausſetzungen der Regulirung fehlen, hatte 
ſich nachträglich als unzutreffend herausgeſtellt; ander— 
weite Ermittelungen aus den 1850er Jahren ergeben, 
daß auch in Neuvorpommern und Rügen ein zur Re— 
gulirung geeignetes gutsherrlich-bäuerliches Verhältniß 
wenigſtens häufig noch vorkam. Allein trotz wiederholten 


26) Knapp Th. I S. 256 ff., 273 ff., 291 ff.; G. Schmoller, 
in ſeinem Jahrb., Jahrg. 12 S. 645 ff. (der die Zahl der verloren 
gegangenen bäuerlichen Stellen auf „über 100 000“ angiebt); Lette 
und v. Rönne Bd. 1 S. Cl. 
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Andringens der betheiligten Laſſiten und mancher Ver— 
ſuche des Hauſes der Abgeordneten und zuletzt auch der 
Staatsregierung iſt es früher nicht gelungen, die Eigen— 
thumsverleihung auf Neuvorpommern und Rügen auszu— 
dehnen. Als dies endlich durch das Geſetz vom 12. Juli 
1892 27) geſchah, waren die Beſitzer der in Betracht kom— 
menden Stellen überwiegend verdrängt oder doch in das 
Verhältniß von Zeitpächtern zurückgedrängt.?) 

§ 5. Die ländliche Arbeiterfrage — eine Folge 
der Regulirungsgeſetze; das Rentengut — ein 
Mittel zur Löſung der Frage. In den ehemaligen 
Beſitzern aller der laſſitiſchen Stellen, die zufolge der darge— 
ſtellten Regulirungsgeſetzgebung verloren gegangen ſind, 
glaubt man den Grundſtock der heutigen beſitzloſen Ar— 
beiter, in dem den ländlichen Arbeitern mangelnden Grund— 
beſitz die Urſache oder eine Haupturſache der „ländlichen 
Arbeiterfrage“ finden zu müſſen. 

„Die heutige Verfaſſung des Standes der öſtlichen 
Landarbeiter iſt aus den großen Befreiungsakten der 
erſten Decennien unſeres Jahrhunderts hervorgegangen. 
Es iſt die „Stein-Hardenbergiſche“ Geſetzgebung, welche 
in demſelben Maße die Landarbeiter herabgedrückt wie 
den Bauernſtand gehoben, ja die Arbeiterklaſſe als ſolche, 
wie man mit geringer Uebertreibung ſagen kann, erſt 
geſchaffen hat“ (Sering). 9) 

„Der verhängnißvolle Irrthum dieſer . . . . Geſetz— 
gebungspolitik, die aus Inhabern kleinbäuerlicher Stellen, 
„frohnbelaſtete Nutznießer“ des Gutshofs gemacht und 
eine im Weſentlichen „proletariſche Arbeitsverfaſſung“ 
geſchaffen hat, lag . . . . in der Nichtvorausſicht des im 
letzten Drittel des Jahrhunderts in wachſendem Maße 


27) G.⸗S. S. 127. 
28) Knapp Th. II. S. 465 ff. 
29) Sering S. 9. 
2* 
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ſich abſpielenden Vorgangs, daß dieſe zu Gutstagelöhnern 
ſ. Z. herabgedrückten Kleinbauern die Beziehungen zur 
Heimath löſen und alljährlich ein Hauptkontingent der 
Auswanderung ſtellen würden, um anderwärts eine, 
wenn noch ſo beſcheidene und ſelbſt ärmliche, aber ſelb— 
ſtändige Lebenshaltung zu begründen. Die im Anfang 
des Jahrhunderts im Norden und Nordoſten von 
Deutſchland im einſeitigen Intereſſe der großen Guts— 
herrſchaften erfolgte Löſung der Arbeiterfrage hat daher 
dauernd befriedigende Verhältniſſe nicht zu begründen 
vermocht“ (Buchenberger). 30) 

Dieſer — auch ſonſt getheilten s!) — Auffaſſung wird 
wenigſtens zum großen Theile beizutreten ſein. Jeden— 
falls aber muß — mit von der Goltz s?) — zugeſtanden 
werden, 

„daß mit der Bauernbefreiung die Aufgabe des preußi— 
ſchen Staates in Bezug auf eine geſunde Geſtaltung 
der ſocialen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe auf dem 
platten Lande nicht erſchöpft iſt.“ 

Als eines der Mittel, die zur Löſung dieſer Aufgabe 
und auch der ländlichen Arbeiterfrage geeignet erſcheinen, 
iſt längſt die Seßhaftmachung der ländlichen Arbeiter 
erkannt worden. — In Vorausſicht — wenn auch nicht 
dieſer Frage, aber wohl — der Nothwendigkeit und des 
Nutzens der Seßhaftmachung von ländlichen Arbeitern war 
ſchon durch das Edikt vom 9. Oktober 1807 ($ 5) und 
nach Maßgabe deſſelben die Erbverpachtung von Grund— 
ſtücken ohne Genehmigung der Realberechtigten geſtattet 
worden. Das Landeskulturedikt (§ 1) rechtfertigt die durch 
das Edikt von 1807 (§ 4) eingeführte und im Landes— 


30) Buchenberger Bd. 1 S. 553. 

31) Vergl. Knapp Th. I. S. 257 ff., 285 ff., 315 ff.; v. d. Goltz 
S. 78 ff., 85. 

32) v. d. Goltz S. 91. 
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fulturedifte nur näher beſtimmte Theilbarfeit der Grund— 
ſtücke u. a. mit dem aus der „Vereinzelung“ entſpringen— 
den Vortheile, daß fie den fogen. kleinen Leuten (Tage— 
löhnern) Gelegenheit gebe, ein Eigenthum zu erwerben; 
der Staat erhalte eine neue ſchätzbare Klaſſe fleißiger 
Eigenthümer und durch das Streben, ſolche zu werden, 
gewinne der Ackerbau mehr Hände. Im Zuſammenhange 
damit ſtehen die weiteren Beſtimmungen (§S 2, 3) des 
Landeskulturedikts, die auf die Beſeitigung der aus dem 
Erbpachtverhältniß entſtehenden Hinderniſſe der Parzel— 
lirung abzielten: über die Ablöſung des Erbpachtkanons, 
die Fixation und Ablöſung der Laudemien und die ver— 
hältnißmäßige Repartition der Staatsabgaben auf die 
abzutretenden Theilgrundſtücke. In gleicher Tendenz war 
endlich, als das Inſtitut der Erbpacht durch Art. 42 der 
Verfaſſungsurkunde beſeitigt war, eine Trennſtücksveräuße— 
rung alſo nur im Wege des gewöhnlichen Kaufgeſchäfts 
erfolgen konnte, zur Ausfüllung der hiermit entſtandenen 
Lücke der Geſetzgebung 33) das Geſetz über den erleichterten 
Abverkauf kleiner Grundſtücke vom 3. März 185039) er— 
laſſen worden. — Indeſſen weder dieſe noch die ſonſtige 
Geſetzgebung über die Zertheilung von Grundſtücken und 
die Gründung neuer Anſiedelungen 35) konnte die Seßhaft— 
machung beſitzloſer Arbeiter in nennenswerthem Maße 


33) Vergl. Lette u. v. Rönne Bd. 2 S. 198. 

34) G.⸗S. S. 145. 

35) Geſ., betr. die Zertheilung von Grundſtücken und die Grün— 
dung neuer Anſiedelungen, vom 3. Januar 1845 (G.-S. S. 25); 
Geſ., betr. die Abänderung einiger Beſtimmungen des vorgen. Ge— 
ſetzes, v. 24. Febr. 1850 (G.⸗S. S. 68); Geſ., betr. die Ergänzung 
des Geſetzes v. 3. Januar 1845, v. 24. Mai 1853 (G.⸗S. S. 241); 
Geſ. über die Form der Verträge, durch welche Grundſtücke zertheilt 
werden, v. 5. Mai 1872 (G.⸗S. S. 508); Geſ., betr. die Vertheilung 
der öffentlichen Laſten bei Grundſtückstbeilungen und die Gründung 
neuer Anſiedelungen ꝛc., v. 25. Auguſt 1876 (G.-S. S. 405). 
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fördern. Die Parzellirung war zwar rechtlich möglich, 
auch dem öffentlichen Intereſſe und den Rechten Dritter 
entſprechend geordnet; allein meiſt fehlte es an der wich— 
tigſten Vorausſetzung, von dieſer Geſetzgebung Gebrauch 
zu machen, an den Kapitalmitteln zum Erwerbe ſowie zur 
Beſiedelung von Trennſtücken. Der hier im § 91 des 
Geſetzes vom 2. März 1850 gebotene Ausweg, Grund— 
eigenthum gegen Uebernahme einer feſten Geldrente zu 
übertragen und zu erwerben, wurde kaum benutzt, weil die 
Rente vom Verpflichteten abgelöſt, die Kündigung der 
Rente längſtens für 30 Jahre ausgeſchloſſen, auch ein 
höherer Ablöſungsſatz als der 25fache nicht vereinbart 
werden konnte. 

Unter dieſen Umſtänden mußten, ſollte die auch heute 
nöthige und geforderte ss) Seßhaftmachung in größerem 
Umfange ſtattfinden, andere Bahnen eingeſchlagen werden. 
Hierzu iſt es in neueſter Zeit in der That gekommen. 
Wenngleich über die zweckmäßigſte Art des Vorgehens 
und die günſtigſten Bedingungen der Seßhaftmachung noch 
Streit beſteht, iſt doch die Geſetzgebung zu praktiſchen 
Verſuchen bereits vorgeſchritten. Zuerſt aus nattonal- 
politiſchen Gründen, in dem Geſetz über die Beförderung 
deutſcher Anſiedelungen in den Provinzen Weſtpreußen 
und Poſen vom 26. April 1886,37) dann aber aus agrar— 
und ſocialpolitiſchen Gründen, in den beiden Rentengüter— 
geſetzen vom 27. Juni 1890 und 7. Juli 1891,38) find 
die Bahnen der inneren Koloniſation betreten. Das 
erſte dieſer drei Geſetze nimmt die Anſiedelung auch von 
Arbeitern ausdrücklich in Ausſicht; das Geſetz über Renten— 


36) Vergl. Buchenberger Bd. 1 S. 397, 532 ff., 571; v. d. 
Goltz S. 201 ff., 215, 223 fl.; Sering S. 268 ff.; Knapp 
Th. I S. 312/313. 

37) G.⸗S. S. 131. 

38) G.⸗S. 1890 S. 209, 1891 S. 279. 
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güter vom 27. Juni 1890 giebt die Möglichkeit, auch 
„kleine“ Stellen, zur Anſiedelung von Tagelöhnern, als 
Rentengüter zu gründen. Das Geſetz über die Beförde— 
rung der Errichtung von Rentengütern vom 7. Juli 1891 
endlich gewährt die Beihülfe des öffentlichen Kredits und 
der Auseinanderſetzungsbehörden zwar nur für Renten— 
güter „mittleren und kleineren Umfangs“, die ſo groß 
ſein müſſen, daß ſie die Grundlage der wirthſchaftlichen 
Exiſtenz der Beſitzer bilden; immerhin kann auch durch 
Errichtung derartiger Stellen, wenigſtens mittelbar, zur 
Löſung der Arbeiterfrage beigetragen werden. Aber, wie 
ſchon angedeutet und zu betonen iſt, dieſe Geſetze bedeuten 
ſicher nicht den Abſchluß, ſondern erſt einen Anfang der 
in Rede ſtehenden Reformarbeit. — Man kann alſo ſagen: 
den maßgebenden Kreiſen der Bevölkerung iſt zum Bewußt— 
ſein gekommen, daß die auf Hebung der Land- und Volks- 
wirthſchaft gerichteten Beſtrebungen der älteren Geſetzgebung 

ihre Aufgabe nicht vollſtändig erfüllt, ſondern noch einen 
beträchtlichen Reſt übrig gelaſſen haben, zu deſſen Er— 
ledigung wiederum — wenigſtens in gewiſſem Sinne — 
eine „Eigenthumsverleihung“ ſtatt finden ſoll. Nach den 
Geſetzen von 1811 und 1816 wurde den ſpannfähigen 
Bauern, den größeren Arbeitern für die Landwirthſchaft, 
Land zu Eigenthum verliehen. Die ſpätere Geſetzgebung 
(1850) hat jene frühere Eigenthumsverleihung im Inter— 
eſſe der übrigen — kleineren — bäuerlichen Beſitzer, der 
ländlichen Arbeiter, zu ergänzen geſucht, aber — aus 
welchen Gründen, kann jetzt dahin geſtellt bleiben — 
ohne ausreichenden Erfolg. Die aus der älteren Geſetz— 
gebung herrührende Lücke in der Ordnung der Grund— 
eigenthumsvertheilung war alſo nicht ausgefüllt und das 
macht ſich nunmehr geltend. Es ſoll deshalb die Land— 
verleihung abermals aufgenommen werden, um insbeſondere 
auch die ländlichen Arbeiter mit Landbeſitz auszuſtatten. 
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Selbſtverſtändlich kann das gegenwärtig, bei den durch— 
aus geänderten Beſitzrechts- und Wirthſchaftsverhältniſſen 
nicht in gleicher Weiſe wie vormals geſchehen. Die Vor— 
ausſetzungen hierzu fehlen; ein rechtliches Band zwiſchen 
denjenigen, die Grundbeſitz abgeben können, und denjenigen, 
die damit betheilt werden ſollen, beſteht nicht mehr. Nicht 
einzelne Grundbeſitzer haben Land zu geben, nicht einzelne 
landwirthſchaftliche Arbeiter Land zu fordern. Vielmehr 
die Berufsſtände, in erſter Linie die der Grundbeſitzer 
und der beſitzloſen ländlichen Arbeiter, ſtehen ſich gegen— 
über, zwiſchen welche zwar gleichfalls, wie in der älteren 
Geſetzgebungsperiode zwiſchen Gutsherren und Bauern, der 
Staat tritt, aber nicht mehr zwingend, ſondern nur ver— 
mittelnd — durch Ebnung der Wege und Bereitſtellung 
ſeiner Hülfe, deren ſich die Betheiligten bedienen können, 
aber nicht müſſen. Entſpricht dies an ſich der heutigen 
Staats⸗ und Rechtsordnung, ſo iſt die fernere Frage, 
wie weit der Staat in dem Angebote von Mitteln für die 
der Hülfe Bedürftigen zu gehen habe und in welcher 
Form dieſe Mittel zu verwenden ſeien, eine ſolche der 
Zweckmäßigkeit und je nach Zeit und Oertlichkeit zu be— 
antworten. Daß dieſe Frage in dem Rentengutsgeſetze 
von 1891 noch nicht erſchöpfend gelöſt iſt, darüber beſteht 
kaum Streit.“) 

Die vorſtehende Darlegung ergiebt: Die Preußiſche 
Geſetzgebung über die Regulirung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältniſſe hat das Bedürfniß der inneren 
Koloniſation entſtehen laſſen oder wenigſtens geſteigert. 
Die Befriedigung dieſes Bedürfniſſes iſt durch die neueſte 
Geſetzgebung in Angriff genommen, aber noch nicht er— 
reicht. Neben der weiteren Ausführung der bisherigen 


30) Vergl. u. a. Buchenberger Bd. 1 S. 535 ff.; v. d. Goltz 
S. 224 ff. 
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Rentengütergeſetze dürfte unter Benutzung der hierbei ge- 
ſammelten Erfahrungen auch die Anſäſſigmachung länd— 
licher Arbeiter auf Arbeiterſtellen zu erſtreben ſein. 
Daß für dieſe theilweiſe von anderen Geſichtspunkten aus— 
zugehen ſei als für die innere Koloniſation im Allgemeinen, 
daß namentlich die Errichtung ſelbſtändiger Arbeiterkolonien 
grundſätzlich ſich nicht empfehle, mag zutreffen, aber die 
Anſäſſigmachung ländlicher Arbeiter überhaupt wird mit 
guten Gründen vertheidigt. 0) 

40) Vergl. beſonders Buchenberger Bd. 1 S. 568 ff.; v. d. 


Goltz S. 223 ff., 246 ff.; Sering S. 143 ff.; K. Rathgen 
in Schmoller's Jahrbuch, Jahrg. 18 S. 93 ff. 


II. Die Ablöſung der Reallaſten. 


§ 6. Die Geſetzgebung vor 1850. Das Re— 
gulirungsedikt vom 14. September 1811 (SS 1, 2) und 
die Deklaration vom 29. Mai 1816 hatten es nur mit 
den nicht eigenthümlich beſeſſenen bäuerlichen (laſſitiſchen) 
Stellen zu thun. Die Anwendung beider Geſetze auf 
„andere Beſitzer bäuerlicher Stellen, welchen dieſe bereits 
als Eigenthum, Erbzinsgüter oder zu Erbpachtsrecht über— 
laſſen ſind,“ war in Art. 2 der Deklaration ausdrücklich 
ausgeſchloſſen, wo vielmehr für die Ablöſung der von 
ſolchen Stellen zu leiſtenden Naturaldienſte auf die zu 
erlaſſende Gemeinheitstheilungsordnung verwieſen wurde. 
Statt dieſer regelte dann die beſondere Ordnung vom 
7. Juni 182140 die „Ablöſung der Dienſte, Natural- und 
Geldleiſtungen von Grundſtücken, welche eigenthümlich, zu 
Erbzins- oder Erbpachtsrecht beſeſſen werden.“ Aber 
während die Natural- und Geldabgaben „ohne Aus— 
nahme, ob der verpflichtete Eigenthümer, Erbzinsmann 


4) G.⸗S. S. 77. — Dieſelbe erging für den Geltungsbereich des 
Regulirungsedikts v. 1811 und für das Herzogthum Sachſen, das Ge— 
biet Erfurt und Amt Wandersleben ſowie für die vormals Großherzog— 
lich Sachſen-Weimar'ſchen und Fürſtlich Schwarzburg'ſchen der Provinz 
Sachſen einverleibten Ortſchaften, und wurde ſpäter eingeführt: durch 
Gef. v. 8. April 1823 (G.⸗S. S. 49 — 8 107 —) im Großherzog⸗ 
thum Poſen, den mit Weſtpreußen wieder vereinigten Diſtrikten, dem 
Kulm⸗ und Michelau'ſchen Kreiſe und im Landgebiete der Stadt Thorn, 
durch Geſ. v. 8. April 1823 (G.⸗S. S. 73 — 5 14 —) im Land⸗ 
gebiete der Stadt Danzig. 
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oder Erbpächter zur Klaſſe der bäuerlichen Wirthe gehört, 
ob er dienſtpflichtig oder ob beides nicht der Fall iſt“ 
(§ 26), der Ablöſung unterworfen wurden (SS 26 bis 36), 
war die Ablöſung der Hand- und Spanndienſte nicht 
allgemein, ſondern nur von ſolchen eigenthümlich, zu Erb— 
zins- oder Erbpachtrecht beſeſſenen Stellen zugelaſſen (§ 1), 
die im Sinne der Deklaration vom 29. Mat 1816 (Art. 4, 
lit. a und Art. 5, lit. a) Ackernahrungen, d. h. ſpannfähig 
waren. Mithin waren, wie nach der Deklaration die 
kleineren laſſitiſchen Stellen von der Eigenthumsverleihung, 
ſo nach der Ablöſungsordnung die kleineren ländlichen 
Stellen mit beſſerem Beſitzrecht von der Dienſtablöſung 
ausgeſchloſſen. Man wollte aus denſelben Rückſichten, 
die zur Einſchränkung der Eigenthumsverleihung geführt 
hatten, den Gutsherrſchaften auch bei der Reallaſten— 
ablöſung die von den kleineren Beſitzern zu leiſtenden 
Handdienſte erhalten. Die auf den kleineren Stellen 
(Dienſtfamilienſtellen) haftenden Handdienſte konnten nur 
mit beiderſeitiger Einwilligung aufgehoben werden (§ 2). 
— Auch für gewerbliche, handwerksmäßige und andere 
Leiſtungen, die in der Ablöſungsordnung von 1821 weder 
als ablösbar bezeichnet noch von der Ablöſung ausdrück— 
lich ausgenommen waren, war die Ablöſung nicht zu er— 
zwingen. 

Zunächſt trat in Anſehung der letztgedachten Leiſtungen 
eine Aenderung — zwar nicht der Rechtslage, aber doch 
der Auffaſſung der Staatsregierung ein, inſofern durch 
das Geſetz vom 30. Juni 184142) Beſtimmungen über 
Mitwirkung der Kreisvermittelungsbehörde u. a. getroffen 
wurden, die eine gütliche Vereinbarung über Ablöſung 
dieſer Leiſtungen erleichtern ſollten. Sodann aber brachten 
eine wirkliche Aenderung der Geſetzgebung wenigſtens für 


42) G.S. S. 136. 
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die Provinzen Sachſen (ſoweit dort die Ablöſungsordnung 
von 1821 galt) und Schleſien die beiden Geſetze vom 
18. Juli und 31. Oktober 1845.43) Darnach ſollte der in 
der Ablöſungsordnung von 1821 gemachte Unterſchied 
zwiſchen Ackernahrungen und Dienſtfamilienſtellen nicht 
mehr ſtattfinden, ſo daß Hand- und Spanndienſte von 
allen Grundſtücken, die eigenthümlich oder zu Erbzins— 
oder Erbpachtrecht beſeſſen wurden, abgelöſt werden 
konnten.“?) Zugleich beſeitigten dieſe zwei Geſetze für 
ihren Geltungsbereich eine Härte der Ablöſungsordnung 
von 1821 hinſichtlich der Anrechnung von Vergütungen, 
die der Berechtigte dem Dienſtpflichtigen zu gewähren 
hatte. Solche Vergütungen waren zwar bei Beſtimmung 
des Werths der abzulöſenden Dienſte in Abzug zu bringen; 
betrug aber der Werth der Dienſte weniger als derjenige 
der Vergütung, jo konnte der Pflichtige nach $ 12 der 
Ablöſungsordnung dennoch nicht den Mehrwerth der 
Vergütung, ſondern nur den Erlaß der Dienſte fordern. 
Dem gegenüber beſtimmten jene beiden Geſetze für Sachſen 
und Schleſien (§ 2), daß in den bezeichneten Fällen der 
Mehrwerth der Gegenleiſtung des Berechtigten dem Dienſt— 
pflichtigen zu vergüten ſei. — Für die übrigen Landes— 
theile des Geltungsgebietes der Ablöſungsordnung von 
1821 verblieb es vorerſt bei den Einſchränkungen dieſes 
Geſetzes. f 

Außerhalb des Geltungsgebietes der Ablöſungsordnung 
vom 7. Juni 1821 war die Reallaſtenablöſung durch eine 
Reihe beſonderer Geſetze für die noch in Betracht kommenden 
Landestheile “s) geregelt, namentlich für die Landestheile, 


43) G.⸗S. S. 502, 682. 

) Vergl. übrigens hinſichtlich des Geſ. für Schleſien Knapp 
Th. I, S. 214 ff. 

45) Zu dieſen gehörte nicht das linke Rheinufer, wo die Auf- 
hebung und die Ablöſung der Reallaſten in der Hauptſache ſchon durch 
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die vormals zum Königreiche Weſtfalen, zum Großherzog: 
thum Berg oder zu den franzöſiſchen Departements gehört 
haben, für das Fürſtenthum Siegen, das Großherzogthum 
Weſtfalen, die vormals Naſſauiſchen Landestheile und die 
Stadt Wetzlar mit Gebiet, endlich die Grafſchaft Wittgen— 
ſtein. 46) Auch dieſe Geſetze entſprachen nicht dem Bedürfniß, 
gewährten die Ablösbarkeit der Reallaſten nicht im er— 
forderlichen Umfang, entbehrten auch der erwünſchten Ueber— 
einſtimmung und Ueberſichtlichkeit.““ 

§ 7. Das Geſetz vom 2. März 1850 und die 
ſpätere Geſetzgebung. Erſt das für den ganzen Um— 
fang der Monarchie mit Ausnahme des linken Rhein— 
ufers erlaſſene Geſetz, betreffend die Ablöſung der Real— 
laſten ꝛc., vom 2. März 185048) brachte die Reallaſten— 
ablöſung im Weſentlichen zum geſetzgeberiſchen Abſchluß. 
Es erklärte alle beſtändigen Abgaben und Leiſtungen, 
welche auf eigenthümlich oder bisher erbpachts- oder erb— 
zinsweiſe beſeſſenen Grundſtücken oder Gerechtigkeiten haften 
— lediglich mit Ausſchluß der öffentlichen Laſten und 
der Leiſtungen zur Erbauung oder Unterhaltung 
von Kirchen-, Pfarr- und Schulgebäuden — für ablös— 
bar. Damit war die in der Ablöſungsordnung von 1821 
feſtgeſetzte Einſchränkung der Dienſtablöſung auf Acker— 
nahrungen durchweg beſeitigt, und auch gewerbliche und 
handwerksmäßige Abgaben und Leiſtungen unterliegen der 


die franzöſiſche Geſetzgebung geordnet war. Vergl. Schuhmann 
S. 11; Lette und v. Rönne Bd. 2 S. 217 ff. 

46) Ablöſungsordn. v. 13. Juli 1829 (G.⸗S. S. 65); Gef. v 
18. Juni 1840 (G.⸗S. ©. 151); Gel. v. 18. Juni 1840 (G.-S 
S. 156); Gef. v. 4. Juli en (G.⸗S. S. 195); Geſ. v. 22. 5 
1839 (G.⸗S. 1840 S. 6). 

a7) Vergl. Dönniges Bd. II Heft 2 S. 351 ff.; Lette und 
v. Rönne Bd. 2 S. 207 ff., 852 ff., 894 ff. 

48) G.⸗S. S. 77. 
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Ablöſung (§ 58), die auf Mühlengrundſtücken haftenden 
Reallaſten — ſoweit ſie nicht als Abgaben für den Ge— 
werbebetrieb unentgeltlich aufgehoben ſind 49) — nach den 
erleichternden Vorſchriften des Geſetzes vom 11. März 
1850.50) Hinſichtlich der Gegenleiſtungen iſt der Grund— 
ſatz der oben ($ 6) erwähnten beiden Provinzialgeſetze 
von 1845 allgemein feſtgehalten; ein Mehrwerth von 
Gegenleiſtungen iſt ebenſo zu vergüten und abzulöſen wie 
der Werth der Leiſtungen ($ 61). — Zur Beförderung 
der Ablöſung der Reallaſten ſind nach dem zweiten Ge— 
ſetze vom 2. März 185051), Rentenbanken errichtet, welche 
die an die Stelle der Reallaſten tretende, vom Verpflich— 
teten zu zahlende Geldrente übernehmen und dafür dem 
Berechtigten in zinstragenden allmählich zu amortiſirenden 
Schuldverſchreibungen (Rentenbriefen) Abfindung gewähren. 

Nur in einer Beziehung hatte dieſe Geſetzgebung des 
Jahres 1850 eine Lücke. Während nach § 6 des Real— 
laſtenablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 — mit Aus— 
nahme der öffentlichen Laſten und der Kirchen-, Pfarr⸗ 
und Schulbaulaſten — alle Reallaſten für ablösbar 
erklärt ſind, behielt S 65 Abſ. 4 a. a. O. die Beſtim⸗ 
mung über die definitive Ablöſung ſolcher Reallaſten, die 
Kirchen, Pfarren, Küſtereien und Schulen zuſtehen, einem 
künftigen beſonderen Geſetze vor, bis wohin nur die Um— 
wandelung der Laſten in eine an jene Inſtitute zu zah— 
lende Geldrente zugelaſſen war. In dieſer Vorſchrift lag 
ſogar ein Rückſchritt der Geſetzgebung. Die durch das 
Landeskulturedikt (S 2) allgemein für zuläſſig erklärte 
Kapitalablöſung des Erbpachtkanons war zwar durch die 
Verordnung vom 31. Mai 181652) dahin beſchränkt wor⸗ 


9) Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 (G.⸗S. S. 41 — 8 3). 
50) G. 146. 
51) G.⸗S. S. 112. 
52) G.⸗S. S. 181. 


AR 
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den, daß der an Religions-, Unterrichts-, Erziehungs— 
und Wohlthätigkeitsanſtalten zu entrichtende Erbpachtzins 
nur mit Einwilligung dieſer Anſtalten ſollte abgelöſt 
werden dürfen; dagegen hatte die Ablöſungsordnung vom 
7. Juni 1821 (§ 5) nur Dienſte, die aus dem Kirchen— 
verhältniſſe entſpringen, von der Aufhebung nach dieſer 
Ordnung ausgeſchloſſen. Weſentlich gleich beſtimmten die 
beſonderen Ablöſungsordnungen für die übrigen Landes— 
theile, 53) daß die aus dem Kirchen- und Schulverband 
entſpringenden Abgaben und Leiſtungen von der Ab— 
löſung ausgenommen ſein ſollten. Dem gegenüber ſchloß 
der § 65 Abi. 4 des Geſetzes vom 2. März 1850 alle 
Reallaſten, welche Kirchen, Pfarren, Küſtereien und Schulen 
zuſtehen, von der Kapitalablöſung und den Wohlthaten 
des Rentenbankgeſetzes aus, ohne Unterſchied ob die Real— 
berechtigungen dieſer Anſtalten auf öffentlichen Verhält— 
niſſen (dem Verbande mit Kirche u. ſ. w.) oder auf rein 
privatrechtlichen Titeln beruhen. Die Verwaltungen der 
geiſtlichen Inſtitute waren beſorgt, daß die Ablöſung bis— 
heriger Naturalleiſtungen durch Kapital — bei ſinkendem 
Geldwerth und beſchränkter Verfügung über die oft ge— 
ringfügigen Ablöſungskapitalien — Vermögensverluſte für 
die Inſtitute herbeiführen könnte. 51) — In gleicher Rich— 
tung bewegte ſich die nächſtfolgende Geſetzgebung. Nach— 
dem durch die Verordnung vom 13. Juni 1853 55) für 
die den geiſtlichen Inſtituten zuſtehenden Reallaſten auch 
die Umwandelung in Rente ſiſtirt und durch das Geſetz 
vom 14. April 185656) der die Ablösbarkeit der Grund— 
laſten gewährleiſtende Art. 42 der Verfaſſungsurkunde 


53) D. ſ. die oben in Anm. 46 aufgeführten Geſetze. 

54) Vergl. Lette und v. Rönne Bd. 1 S. CVIII, Bd. 2 
S. 556 ff. 

55) G.⸗S. S. 324. 

56) G.⸗S. S. 253. 
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aufgehoben war, erging das Geſetz über die Ablöſung der den 
geiſtlichen und Schulinſtituten ſowie den frommen und milden 
Stiftungen u. ſ. w. zuſtehenden Reallaſten vom 15. April 
1857,57) das wegen der Gemeinnützigkeit und zur unge— 
ſchmälerten Erhaltung dieſer Inſtitute die Kapitalablöſung 
nur für feſte Geldabgaben zuließ; bei anderen Leiſtungen 
war nicht nur die Kapitalablöſung, ſondern zum Theil 
auch die Umwandelung in Rente lediglich im Wege der 
freien Vereinigung der Betheiligten unter Zuſtimmung der 
Aufſichtsbehörden ſtatthaft. Beſondere, die Ablöſung ein— 
ſchränkende Beſtimmungen traf das Geſetz noch für die 
Reallaſten, die der Kabinets-Ordre vom 16. Juni 183158) 
wegen Wiederherſtellung der Schleſiſchen Zehntverfaſſung 
unterlagen, d. h. für diejenigen Abgaben an Zehnten, 
Garben, Broten u. dergl., von deren Entrichtung die evan— 
geliſchen Grundbeſitzer gegenüber katholiſchen Pfarrern wie 
auch — nach dem Kabinets-Reſkript vom 30. Dezember 
1763 — die katholiſchen Grundbeſitzer gegenüber evange— 
liſchen Pfarrern befreit waren.?) Solche Reallaſten ſollten 
im Allgemeinen nur durch freie Vereinigung unter Zu— 
ſtimmung der Aufſichtsbehörden in Rente verwandelt oder 
abgelöſt werden dürfen; beſtanden derartige Reallaſten 
jedoch in anderen Naturalleiſtungen als feſten Abgaben 
in Körnern oder feſten Leiſtungen an Holz und Brenn— 
material, ſo war zwar ihre Umwandelung in eine Roggen— 
rente zuläſſig, bei der Feſtſtellung der Rente fand aber 
kein Abzug wegen des zeitweiſen Ruhens der Reallaſt 
ſtatt, wogegen die Rente auch nur während der Dauer 
der Gangbarkeit der Reallaſt zu entrichten ſein ſollte. 
Die hiernach eingeführten Beſchränkungen in der Ab— 


57) G.⸗S. S. 363. 

58) G.⸗S. S. 169. 

59) Vergl. Lette u. Rönne Bd. 2 S. 334; Greiff S 239, 
241; Zeitſchr. Bd. 19 S. 66 ff. 
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löſung der den geiſtigen Inſtituten ec. zuſtehenden Real— 
laſten hatten indeſſen den maßgebenden Erwartungen nicht 
entſprochen. Die vielfachen Parzellirungen der verpflich— 
teten Grundſtücke und die häufigen Beſitzwechſel zwiſchen 
Evangeliſchen und Katholiken machten zunächſt die end— 
gültige Regelung der Schleſiſchen Zehntabgaben erwünſcht 
und führten zu dem Geſetze vom 10. April 1865 60), wo— 
nach die Ablöſung dieſer Abgaben von Amtswegen erfolgt; 
alle beim Inkrafttreten des Geſetzes geſetzlich gangbaren 
Abgaben ſind zum 222 fachen, die zu dieſem Zeitpunkte 
geſetzlich ruhenden Abgaben zum 22, fachen Betrage des 
Jahreswerthes abzulöſen. Aehnliche Gründe und außerdem 
allgemeinere Urſachen, die namentlich die Beziehungen 
zwiſchen den Nutznießern der berechtigten Inſtitute und 
den verpflichteten Grundbeſitzern betrafen, brachten dann 
die Beſeitigung auch der übrigen Beſtimmungen des Ge— 
ſetzes vom 15. April 1857 durch das Geſetz, betreffend 
die Ablöſung der den geiſtlichen und Schulinſtituten u. ſ. w. 
zuſtehenden Realberechtigungen, vom 27. April 1872.61) 
Dieſes Geſetz verordnet die Anwendung des Reallaſten— 
ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 auch auf die Real— 
laſten, die den geiſtlichen und Schulinſtituten ſowie den 
frommen und milden Stiftungen u. ſ. w. zuſtehen, aller— 
dings mit einzelnen Maßgaben, welche aber den Grundſatz 
der Kapitalablöſung nicht berühren. 

Eine dieſer im Intereſſe der berechtigten Inſtitute be— 
ſtimmten Maßgaben hat ſich inzwiſchen in einer Hinſicht 
als unzuträglich erwieſen. Weil nämlich nach § 5 des 
Geſetzes der Jahreswerth der Reallaſten, wenn die Ab— 
löſung vom Verpflichteten beantragt iſt, zum 25fachen, 
wenn ſie dagegen vom Berechtigten beantragt iſt, nur zum 


60) G.⸗S. S. 165. 
61) G.⸗S. S. 417. 
Preuß. Agrargeſetzgebung. 3 


34 


222 fachen Betrag entſchädigt wird, wartet nunmehr oft 
der eine Theil auf den ihn günſtiger ſtellenden Antrag 
des anderen Theils, wodurch die Anträge auf Ablöſung 
zurückgehalten werden. Das hat nicht ſelten zur Ver— 
ſäumung der im Geſetze beſtimmten Antragsfriſt geführt, 
von deren Innehaltung die Zuläſſigkeit der Vermittelung 
der Rentenbank abhing (§S 8). Während dieſe Unzuträg- 
lichkeit durch die — zunächſt für beſtimmte Jahre, 62) dann 
aber ohne Zeitgrenze 68) erfolgte — Wiedereröffnung der 
Rentenbank beſeitigt worden iſt, trat dann ein anderer 
Uebelſtand hervor, der zwar weniger häufig, aber eintreten— 
den Falles um ſo fühlbarer iſt, weil er nicht nur die 
Ablöſung, ſondern vielmehr die Geltendmachung der Real— 
laſt überhaupt betrifft. Die den geiſtlichen Inſtituten 
u. ſ. w. zuſtehenden Realberechtigungen waren ſelten im 
Grundbuch eingetragen und ſind in den meiſten Fällen 
trotz des $ 73 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
auch nachträglich nicht eingetragen worden. Da aber 
hiernach alle auf privatrechtlichem Titel beruhenden 
Realberechtigungen, die nicht bis zum 1. Oktober 1873 
eingetragen worden ſind, gegen dritte Erwerber des be— 
laſteten Grundſtücks nicht geltend gemacht werden können, 
ſo hängt dieſen gegenüber die erfolgreiche Geltendmachung 
ſolcher Berechtigungen davon ab, ob ſie erweislich zu den 
im § 11 Ziff. 1 a. a. O. bezeichneten, der Eintragung 
nicht bedürfenden gemeinen Laſten gehören. Dieſer 
Beweis geht regelmäßig auf ältere Zeiten zurück und iſt 
je ſpäter deſto ſchwerer zu erbringen. Die Verzögerung 
des Antrages auf Ablöſung kann demnach eine Beein— 
trächtigung der Gerechtſame geiſtlicher Inſtitute zur Folge 


62) Gef. v. 11. Juni 1873 (G.⸗S. S. 356, $ 5); Geſ. v. 
15. März 1879 (G.⸗S. S. 123, § 2); Gef. v. 17. Januar 1881 
(G.⸗S. S. 5, 8 6). 

63) Gef. v. 7. Juli 1891 (G.⸗S. S. 279, 8 14). 
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haben, wenn die mangelnde Eintragung entgegengeſetzt 
wird und der Beweis, daß es ſich um gemeine Laſten 
handele, nicht gelingt. In einzelnen Fällen ſind Rechts— 
verluſte aus dieſem Grunde bereits eingetreten. 

Für das Gebiet der Reallaſtenablöſung möchte daher 
eine Ergänzung des geltenden Rechts dahin in Erwägung 
zu nehmen ſein, die noch beſtehenden Realberechtigungen 
der geiſtlichen und Schulinſtitute ꝛc. von Amtswegen zur 
Ablöſung zu bringen. 


III. Die Regelung des Beſitzrechts am Grund 
und Boden und der Auflegung von Real⸗ 
laſten. 


§ 8. Die allgemeinen Vorſchriften. Neben der 
Beſeitigung der unvollkommenen Beſitzrechte durch die 
Regulirung (Eigenthumsverleihung) und der auf dem 
Grundbeſitz laſtenden Dienſte und Abgaben durch die 
Reallaſtenablöſung beabſichtigte die Preußiſche Agrar— 
geſetzgebung ferner, die Neubildung derartiger „kultur— 
ſchädlicher“ Verhältniſſe zu verhüten. 

Nach § 7 des Landeskulturedikts ſtand jedem Grund— 
beſitzer zwar frei, Arbeitsfamilien auf ſeinem Eigenthum 
anzuſetzen und durch Landnutzung abzulohnen; „damit 
ſich aber hierdurch nicht neue kulturſchädliche Verhältniſſe 
bilden“, ſollten „Miethsverträge einen Zeitraum von läng— 
ſtens zwölf Jahren umfaſſen, erbliche Ueberlaſſungen ſol— 
cher Stellen aber niemals unter Verpflichtung zu fort— 
währenden Dienſten geſchehen, ſondern nur im Wege des 
Verkaufs oder mit Auflegung einer beſtimmten Abgabe 
an Geld oder Körnern zuläſſig ſein.“ Im Einklange 
hiermit machte die Verordnung wegen Organiſation der 
Generalkommiſſionen u. ſ. w. vom 20. Juni 181769 den 
Auseinanderſetzungsbehörden und deren Kommiſſaren zur 
Pflicht, „dahin zu ſehen, daß die bäuerlichen Höfe zum 
vollen und reinen Eigenthum überlaſſen, mit keinen Ein— 


6) G.⸗S. S. 161. 
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ſchränkungen und Laſten, wodurch deſſen Natur verändert 
oder die Kultur und Nutzbarkeit beeinträchtigt wird, belegt 
werden“ und „daß keine mehrere als nach den Geſetzen 
zuläſſige Dienſte, keine unfixirte Laudemien und Zehnten 
feſtgeſetzt werden“ (SS 15, 43). 

Dieſe durch die Rückſicht auf das landespolizeiliche 
Intereſſe beſtimmte Richtung der Geſetzgebung wurde durch 
das für den Geltungsbereich der Ablöſungsordnung vom 
7. Juni 1821 erlaſſene Geſetz vom 31. Januar 184565) 
unterbrochen. Darnach konnte die den Beſitzern von Erb— 
pachts⸗, Zins- und Erbzinsgrundſtücken nach den früheren 
Vorſchriften zuſtehende Befugniß zur Kapitalablöſung feſter 
Geld- und Getreideabgaben durch Vertrag ausgeſchloſſen 
und beſchränkt werden, und zwar ſollte dieſes Geſetz ſo— 
wohl auf beſtehende, als auch auf ſolche Abgaben dieſer 
Art Anwendung finden, die erſt künftig bedungen würden. 

Das Geſetz über die Ablöſung der Reallaſten 2c. vom 
2. März 1850 hob indeſſen das Geſetz vom 31. Januar 
1845 wieder auf und lenkte in die Richtung des Landes— 
kulturedikts, dieſes weiter ausgeſtaltend, zurück. 

Das Obereigenthum des Guts- oder Grundherrn 
und des Erbzinsherrn, desgleichen das Eigenthumsrecht 
des Erbverpächters wurden aufgehoben; der Erbzins— 
mann und der Erbpächter erlangten mit dem Tage der 
Rechtskraft des Geſetzes auf Grund deſſelben das volle 
Eigenthum (§ 2). 

Bei erblicher Ueberlaſſung eines Grundſtücks iſt 
fortan nur die Uebertragung des vollen Eigenthums 
zuläſſig. Mit Ausnahme feſter Geldrenten dürfen 
Laſten, die nach dem Geſetz ablösbar ſind, einem Grund— 
ſtücke nicht mehr aufgelegt werden. Neu aufgelegte 
feſte Geldrenten iſt der Verpflichtete, nach vorgängiger 


65) G.⸗S. S. 93. — Vergl. Dönn iges Bd. 2 S. 230, 317, 
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ſechsmonatlicher Kündigung, mit dem 2Ofachen Betrag 
abzulöſen berechtigt, ſofern nicht vertragsmäßig etwas 
anderes beſtimmt wird. Aber auch vertragsmäßig konnte 
— nach dem Geſetze vom 2. März 1850 — die 
Kündigung nur während eines 30 Jahre nicht überſtei— 
genden Zeitraumes ausgeſchloſſen und ein höherer Ab— 
löſungsbetrag als der 25 fache nicht ſtipulirt werden (§ 91). 
Nach dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 2. März 
1850 war mithin — von Lehnen und Familienfidei— 
kommiſſen abgeſehen — der Rechtsſtand folgender. Die 
jog. beſſeren Beſitzrechte (zu Erbzins, Erbpacht) waren 
in Eigenthum umgewandelt. Das laſſitiſche Verhältniß, 
ſoweit es nicht durch die nach den älteren Geſetzen aus— 
geführten Regulirungen ſchon aufgehört hatte, beſtand 
noch fort, unterlag aber der Regulirung nach dem 3. Ab— 
ſchnitte des Geſetzes vom 2. März 1850. Weder dieſes Ver— 
hältniß noch jene beſſeren Beſitzrechte können neu entſtehen, 
da bei erblicher Ueberlaſſung eines Grundſtücks eben nur 
die Uebertragung vollen Eigenthums zugelaſſen iſt. Nach 
beendigter 66) Regulirung der von dem neuen Ablöſungs— 
und Regulirungsgeſetze noch vorgefundenen laſſitiſchen 
Stellen iſt daher das volle Eigenthum die einzige 
Form dauernden Beſitzrechts an Grundſtücken. 67) 


66) Beendigt kann die Regulirung genannt werden, wenngleich ſelbſt 
die neueſten Zuſammenſtellungen der Reſultate der von den General- 
kommiſſionen ausgeführten Auseinanderſetzungen noch eine geringfügige 
Zahl „neu regulirter Eigenthümer“ aufweiſen. Es ſind das ganz 
vereinzelte, aus beſonderen Urſachen übrig gebliebene Reſte des alten 
Verhältniſſes, die gegenüber den längſt ausgeführten Regulirungen 
nicht in Betracht kommen. Auch das Geſ. vom 12. Juli 1892 für 
Neuvorpommern und Rügen (vergl. oben $ 4 a. E.) dürfte eine 
nennenswerthe Zahl von Eigenthumsverleihungen nicht mehr zur 
Folge haben. 

67) Da nach dem Gef. vom 16. März 1857 (vergl. oben § 4 
Anm. 23) Anſprüche auf Regulirung behufs der Eigenthumsverleihung 
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Dieſes Eigenthum ſollte aber, zur Wahrung voll 
ſtändiger Unabhängigkeit der Grundbeſitzer, auch von Real— 
laſten frei werden und bleiben, frei werden durch die 
Ablöſung der beſtehenden Reallaſten, frei bleiben zufolge 
des doppelten Verbots der Auflegung anderer Laſten 
als feſter Geldrenten und der Auflegung unablösbarer 
Geldrenten. 68) 

§ 9. Die Geſetzgebung über Rentengüter. 
Während jetzt die Ablöſung der Reallaſten zum größten 
Theile bereits ausgeführt iſt, hat inzwiſchen die Auflegung 
unablösbarer Geldrenten wieder Eingang gefunden. Mit 
der ſich in neuerer Zeit mehr und mehr Bahn brechenden 
Erkenntniß des Bedürfniſſes innerer Koloniſation waren 
über die Zweckmäßigkeit der völligen Beſeitigung der Erb— 
pacht Zweifel gekommen, indem man in der Erbpacht ein 
Mittel zur Durchführung ſolcher Koloniſation finden zu 


oder auf Entſchädigung wegen Entziehung regulirungsfähiger Stellen 
präkludirt worden ſind, könnten freilich dergleichen Stellen übrig ge— 
blieben ſein, die nunmehr — wenigſtens auf Antrag der Beſitzer — 
nicht mehr regulirt werden können, ſo daß hier ein laſſitiſches Ver— 
hältniß noch fortbeſtände. Indeſſen wären ſolche gewiß ſeltene Ueber— 
bleibſel für den jetzigen allgemeinen Rechtsſtand bedeutungslos. 

68) Daß die erbliche Uebertragung von Grundſtücken nur zu vollem 
Eigenthume geſchehen und die Ablösbarkeit feſter Geldrenten nicht aus— 
geſchloſſen werden darf, gilt auch: in den Hohenzollernſchen Landen 
(Gef. v. 28. Mai 1860, G.⸗S. S. 221, 88 18, 19), im Reg.-Bez. 
Wiesbaden und den zum Reg.-Bez. Kaſſel gehörigen Großherzogl. 
Heſſiſchen Gebietstheilen (Geſ. v. 15. Febr. 1872, G.-S. S. 165, 
58 13, 14), in der Provinz Schleswig-Holſtein (Geſ. v. 3. Januar 
1873, G⸗S. ©. 3, $$ 54, 55) und im Reg.-Bez. Kaſſel (Kurheſſ. 
Gef. v. 20. Juni 1850, Kurheſſ. G.-S. S. 29, SS 1, 2; Preuß. 
Gef. v. 23. Juli 1876, G.⸗S. S. 357, 88 25, 26). In der 
Provinz Hannover iſt die Vereinbarung der Unablösbarkeit von 
Reallaſten ausgeſchloſſen durch die Verordn. v. 28. Septbr. 1867 
(G.⸗S. S. 1670, $ 18) und das Gef. v. 3. April 1869 (G.⸗S. 
S. 544, 8 2). 
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dürfen glaubte. 69) Und wenn auch die Wiedereinführung 
der Erbpacht oder einer anderen Form des getheilten Eigen— 
thums 70) nicht räthlich ſchien, jo iſt doch die Wiederzulaſſung 
unablösbarer Geldrenten — durch die oben ($ 5) 
erwähnten Geſetze vom 26. April 1886 und 27. Juni 
1890 — ſchon Thatſache geworden. 

Das Rentengut, das ein „erbpachtähnliches Inſti— 
tut“ genannt worden iſt, 4) ſoll für die aufgehobene Erb— 
pacht Erſatz bieten. In gewiſſem Sinne kann und wird 
das hoffentlich auch zutreffen, inſofern nämlich allein auf 
das angeſtrebte Ziel, die erleichterte Gründung von bäuer— 
lichen Beſitzungen oder Arbeiterſtellen, geſehen wird. Da— 
mit iſt aber — wenigſtens vorerſt — die Aehnlichkeit bei— 
der Inſtitute in der Hauptſache erſchöpft. In anderen Be— 
ziehungen ſind die gegenwärtigen Rentengutsbildungen und 
die früheren Vererbpachtungen kaum gleich zu ſtellen; die 
Einführung des Rentenguts hat eine Wiederbelebung des 
beſeitigten Inſtituts der Erbpacht nicht bewirkt und auch 
nicht bewirken ſollen. Offenbar nicht, ſoweit das Anſiede— 
lungsgeſetz vom 26. April 1886 in Betracht kommt; denn hier 

69) Vergl. Buchenberger Bd. 1 S. 123, 201 ff., wo auch die 
Litteratur nachgewieſen iſt; Sering S. 51 ff.; Ruprecht S. 95 ff.; 
Verhandl. des Preuß. Landes-Oekonomie-Kollegiums v. 1879 in den 
Landwirthſch. Jahrb. Bd. VIII Supplem. II S. 162 ff. 

70) Wenngleich das A. L. R. das Erbpachtrecht nicht als ge— 
theiltes Eigenthum, ſondern als dingliches Recht an fremdem Eigen— 
thume behandelt, ſo iſt doch in Wirklichkeit zwiſchen Erbpacht und 
dem als getheiltes Eigenthum behandelten Erbzinsverhältniſſe 
kein erheblicher Unterſchied. (Vergl. Koch, Lehrbuch des Preuß. Pri— 
vatr., 2. Ausg., Bd. 1 S. 486; Förſter-Eccius, Theorie und 
Praxis des heutigen Preuß. Privatr., 4. Aufl., Bd. 3 S. 334; Ru⸗ 
precht S. 6 ff.) Deshalb ſind die nachfolgenden Ausführungen, ſo— 
weit ſie die „Erbpacht“ betreffen, im Weſentlichen auch für das „Erb— 
zinsgut“ und ähnliche Beſitzrechtsformen (Erbmeier, Grundholder u. a.) 
richtig. — 

71) Vergl. u. a. Buchenberger S. 123. 
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handelt es ſich um eine beſondere, in erſter Linie national— 
politiſche und deshalb mit Staatsmitteln durchzuführende 
koloniſatoriſche Maßregel für zwei Provinzen, in denen 
lediglich als Mittel für jenen Einzelzweck neben Kauf und 
Zeitpacht auch die Gründung von Rentengütern zur Wahl 
geſtellt iſt. Das für die ganze Monarchie erlaſſene Renten— 
gütergeſetz vom 27. Juni 1890 aber, das — für ſich allein 
betrachtet — nach ſeinem privatrechtlichen Inhalte die oben 
abgelehnte Annahme einer Wiederbelebung der Erbpacht 
in neuer Form vielleicht unterſtützen könnte, — es wäre, 
wie die Kritik vorhergeſagt und die bisherige Erfahrung 
beſtätigt hat, wirkungslos geblieben ohne das Geſetz über 
die Beförderung der Errichtung von Rentengütern vom 
7. Juli 1891 und kann nur im Zuſammenhange mit dieſem 
zweiten Geſetze, durch das es erſt lebensfähig geworden 
iſt, beurtheilt werden. Bei ſolcher Beurtheilung iſt auch 
in dem Geſetze vom 27. Juni 1890 eine Wiederherſtellung 
der Erbpacht nicht zu finden. Denn mit ſeiner Ergänzung 
durch das Geſetz vom 7. Juli 1891 iſt es, genauer an— 
geſehen, ebenfalls nur oder doch weſentlich eine ſtaatliche 
Maßregel für die innere Koloniſation, freilich nicht — wie 
das Anſiedelungsgeſetz von 1886 — auf nationalpolitiſcher, 
ſondern auf agrar- und ſocialpolitiſcher Grundlage. Der 
Staat koloniſirt zwar nicht ſelbſt, wie bei den Anſiede— 
lungen in Weſtpreußen und Poſen, und nicht aus eigenen 
Mitteln; aber er ſtellt der Koloniſation ſeinen Kredit und 
die Kräfte ſeiner Behörden zur Verfügung. Die Unablös— 
barkeit der Rente kann nach dem Geſetze von 1890 zwar 
beſtimmt werden, iſt aber durch das Geſetz von 1891 (88 1, 
5, 7, 10, 12) praktiſch dergeſtalt abgeſchwächt, daß um— 
gekehrt gerade auf der Ablösbarkeit und der leicht ge— 
machten Ablöſung der Rente — wenigſtens regelmäßig 
für die Rentengutsbildung aus privatem Beſitz — die er— 
folgreiche Durchführung der Rentengütergeſetze beruht. 
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Und nach der Ablöſung der auf das Rentengut übernom— 
menen Rente ſowie nach Uebernahme einer unablösbaren 
Rente auf die Rentenbank (Geſ. 1891 SS 4, 10 Abſ. 3) 
tritt zwar an Stelle des Rentenberechtigten der Staat, 
deſſen Behörden — die Generalkommiſſionen — die Ent— 
wickelung und den Beſtand des Rentenguts zu überwachen 
haben; aber auch dieſe Beziehungen dauern nur ſo lange, 
als eine Rentenbankrente auf dem Rentengute haftet 
, e eee) 

Ergiebt ſich hiernach die erheblichſte Verſchiedenheit 
zwiſchen der alten Erbpacht und dem Rentengute, ſo wird 
man den vielfach ausgeſprochenen neuzeitlichen Tadel „vor— 
eiliger“ Aufhebung der Erbpacht wenigſtens darauf ſchwer— 
lich gründen können, daß man jetzt die Erbpacht, wenn— 
gleich anders geſtaltet und benannt, wieder hergeſtellt habe. 
Auf eine ſonſtige Prüfung jenes Tadels kommt es hier 
nicht an. Für den klar zu ſtellenden Gang der Geſetz— 
gebung aber erhellt Folgendes. Der kräftigen Bewegung, 
die zur Auflöſung der ohne Zweifel abzuſchaffenden Ver— 
hältniſſe — des Unterthänigkeits-, des laſſitiſchen Ver— 
hältniſſes, der Zwangsdienſte — führte, hat auch die Erb— 
pacht nicht widerſtehen können, die zwar ein beſſeres 
Beſitzrecht, in ihrer geſchichtlichen Geſtaltung aber und 
mit ihrem mehr oder weniger bedenklichen Beiwerk (Lehn— 
waare, Heimfall, Veräußerungsbeſchränkungen u. a.) keines- 
weges ein gutes Beſitzrecht war. Hiervon ſind auch die 
Vertheidiger der Erbpacht in ihren Vorſchlägen zur 
Wiedereinführung derſelben ausgegangen; denn eine nicht 
geringe Zahl von Uebelſtänden der alten Erbpacht haben 
ſie eingeräumt und bei einer Reform der Erbpacht ver— 
mieden ſehen wollen. 72) Eine ſolche Reform des alten 
Verhältniſſes während ſeines Fortbeſtehens wäre ungemein 


72) Ruprecht S. 72 ff., 95. 
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ſchwierig geweſen. Nachdem aber die Erbpacht, mit ihren 
Mängeln wie Vorzügen, ganz abgeſchafft war, kamen 
die Vorzüge, ſoweit ſie auch gegenwärtig anzuerkennen 
ſind, als geſetzgeberiſches Bedürfniß — und zwar zunächſt 
in Beziehung auf die innere Koloniſation — zur Geltung. 
Zur Befriedigung dieſes Bedürfniſſes iſt das Inſtitut des 
Rentenguts eingeführt, das alſo in ſeiner vorläufig allein 
wirkſamen Geſtalt und Anwendung mehr nur ein neues 
Mittel der inneren Koloniſation, nicht aber eine Reform 
der alten Erbpacht iſt, die zwar ebenfalls ſolcher Koloni— 
ſation diente, dieſe aber keineswegs zum alleinigen Zweck 
hatte. 

Eine andere Frage iſt freilich, ob etwa das Renten— 
gut bei weiterer Ausbildung auch anderen Zwecken dienſt— 
bar gemacht und damit allmählich zu einer von ſeinem 
gegenwärtigen Zweck unabhängigen, ſelbſtändigen Beſitz— 
rechtsform werden könnte, die dann auch in dieſem Sinne 
für die beſeitigte Erbpacht Erſatz böte. In der That 
braucht man nach ſolchen anderen Zwecken nicht weit zu 
ſuchen. Nahe liegt u. a. der Gedanke, daß, wenn man 
nöthig findet, neue ländliche Beſitzungen zu ſchaffen, 
auch Sorge zu tragen iſt, die ſchon beſtehenden zu er— 
halten, und daß zu dieſem Zwecke derartige Beſitzungen, 
durch Umwandlung der ſie belaſtenden Hypotheken und 
Grundſchulden in Renten, zu Rentengütern gemacht werden 
könnten. Im Zuſammenhange hiermit iſt auch auf die 
bereits aufgeworfene Frage hinzuweiſen, ob und in welcher 
Art und Ausdehnung für Rentengüter die Beſchränkung 
der Verſchuldungsfreiheit, der Schutz gegen Zwangsvoll— 
ſtreckung (Heimſtätterecht) ſowie eine anderweite Regelung 
der Vererbung (Inteſtatanerbenrecht) einzuführen ſein 
möchten. Nicht als ob hier alle dieſe Maßnahmen ohne 
Weiteres und unbedingt empfohlen ſein ſollten; wenn über— 
haupt, wird nach dieſen Richtungen nur ſehr behutſam 
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vorzugehen ſein. 7?) Aber gegenüber den vielfachen An— 
regungen, die aus den Kreiſen der Praxis und der Wiſſen— 
ſchaft für die Fortbildung des Inſtituts der Rentengüter 
gekommen ſind, 74) wird andererſeits eine gründliche Prüfung 
jener Fragen nicht unterbleiben können und es iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daß dieſe im Einzelnen zu praktiſchen Er— 
gebniſſen führt. Für dieſe Annahme darf auf ein Zeichen 
von nicht zu unterſchätzender Bedeutung, die zweite Leſung 
des Entwurfs eines Bürgerlichen Geſetzbuches für das 
Deutſche Reich hingewieſen werden. Während der erſte 
Entwurf die Rentenſchuld als ſolche noch nicht beſon— 
ders, ſondern lediglich mittelbar und unzulänglich in den 
allgemeinen Vorſchriften über die Reallaſten geregelt hatte, 
iſt in der zweiten Leſung, den aus landwirtſchaftlichen 
Kreiſen geäußerten Wünſchen entſprechend, die Renten- 
ſchuld den verſchiedenen Formen der Kapitalſchuld als 
gleichberechtigt zur Seite geſtellt und damit — die An— 
nahme des Entwurfs vorausgeſetzt — die erforderliche 
rechtliche Unterlage für die Verwerthung dieſer Kreditform 
gegeben. 75) 

Die vorſtehenden Andeutungen einer möglichen künf— 
tigen Geſetzgebung treffen mit der früher — am Schluſſe 
des § 5 bezeichneten Aufgabe darin zuſammen, daß 
es ſich dort wie hier um die Fortbildung der Renten— 
gutsgeſetzgebung handelt. Während aber dort ein einzelner 


73) Mehr gegen als für dieſe Maßnahmen iſt Buchenberger 
Bd. 1 S. 502 ff., Bd. 2 S. 250 ff., 285 ff. 

74) Vergl. v. d. Goltz S. 233 ff., 241 ff.; Sering S. 279; 
Conrad, die Verwertung des Rentenprinzips zur Sicherung der 
Grundbeſitzverhältniſſe, in Conrad's Jahrb., 3. Folge, 6. Bd., S. 
1 ff.; die Verhandlungen der Preuß. Agrarkonferenz vom Mai Juni 1894, 
in den Landwirthſch. Jahrb., Bd. XXIII, Ergänz.⸗Bd. II S. 235, 
331, 341 ff., 354 ff. 

75) Vergl. SS 1108 — 1112 im III. Buch (Sachenrecht) des Ent- 
wurfs zweiter Leſung. 
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Zweck, die innere Koloniſation, zu betonen war, wofür 
nur in Betracht kommt, ob dieſe durch die gegenwärtige 
Inſtitutsform und Staatsbeihülfe genügend gefördert wird, 
ſteht hier das Rentengut im Allgemeinen in Frage, als 
eine Beſitzrechtsform, mittels deren eine ganze Gruppe 
wichtiger agrariſcher Fragen ihre Löſung finden ſoll. Ge— 
länge die Ausgeſtaltung des „Rentenguts“ in dieſem 
weiteren Sinne, dann könnte man es mit mehr Recht als 
der Erbpacht ähnlich, als Erſatz der Erbpacht bezeichnen. 
An die vorſchreitende Bewegung, die zur Aufhebung der 
alten Erbpacht geführt und damit freie Bahn geſchaffen 
hat, hätte ſich auch hier, äußerlich betrachtet, ein Rück— 
ſchritt, in Wahrheit die Reform geſchloſſen. 


IV. Die Gemeinheitstheilungen.“ 


§ 10. Allgemeines und ältere Geſetzgebung. 
Die auf Theilung der Gemeinheiten und Beſeitigung der 
das ländliche Grundeigenthum belaſtenden Servituten ge— 
richtete Bewegung entſtand aus der Erkenntniß, daß durch 
beiderlei Verhältniſſe die für die Volkswohlfahrt dringend 
nöthige Hebung der Kultur gehindert und erſchwert werde. 
Für die Gemeinheitsaufhebung ſtanden, wie Buchenberger 
zutreffend hervorhebt, „nicht blos die aus alten Zeiten 
überkommenen Gemeinweiden in Frage, ſondern auch jene 
Geländekomplexe, die Jahrhunderte lang unter dem Pfluge 
geſtanden, aber mit der Menſchenverödung, welche das 
große Kriegstheater des 17. Jahrhunderts zurückgelaſſen 
hatte, wieder in Wüſtenei verfallen waren.“ Auch „dieſe 
lange Zeit faſt herrenlos geweſenen und dann vielfach 
den Gemeindemarken einverleibten Oedungen“ galt es 
„durch Zutheilung an einzelne Wirthe für eine eigentliche 
Bodenkultur zurückzugewinnen.“ 77) Die Weiderechte auf 
der Feldmark und andere Servitutrechte in Flur und 
Wald wurden hinderlich, als das Bedürfniß hervortrat, 
den Grund und Boden — durch Aufgeben des Brach— 


76) Der Begriff der „Gemeinbeitstheilung“ iſt hier in dem weiteren 
Sinne der altpreußiſchen Geſetzgebung genommen, ſo daß er nicht 
blos die Theilung von Gemeinheiten (Gemeingründen), ſondern auch 
die Aufbebung einſeitiger und wechſelſeitiger Grunddienſtbarkeiten und 
die Zuſammenlegungen umfaßt. 

77) Buchenberger Bd. 1 S. 280. 
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feldes, Verbeſſerung der Wieſen, Aenderung der Wald— 
wirthſchaft u. ſ. w. — vollſtändiger auszunutzen. Be— 
ſchränkt und erſchwert war die Bewirthſchaftung auch durch 
die Gemengelage und die meiſt damit verknüpfte Wegloſig— 
keit der einzelnen Beſitzſtücke, inſofern die den Zugang 
vermittelnden Ueberfahrtsrechte zum Flurzwange, zur wirth— 
ſchaftlichen Abhängigkeit von der Geſammtheit ſowohl hin— 
ſichtlich der Zeit und Art der Beſtellung als auch hin— 
ſichtlich der Benutzung überhaupt geführt hatten. 

Die preußiſche Geſetzgebung hat der Beſeitigung ſolcher 
als kulturhindernd erkannten Verhältniſſe ſchon ſeit Mitte 
des vorigen Jahrhunderts erhöhte Aufmerkſamkeit zu— 
gewendet, zunächſt in einzelnen Verwaltungsvorſchriften 
und provinziellen Verordnungen, 78) ſpäter im Allgemeinen 
Landrecht, das grundſätzlich die Aufhebung der Gemeinheiten 
und die Ablöſung oder Einſchränkung kulturſchädlicher Dienſt— 
barkeitsrechte beſtimmte.79) — Gegenüber dieſen zum Theile 
weiter gehenden Vorſchriften 8e) hatte dann das Landeskultur— 
edikt von 1811 wieder einigermaßen zurückgelenkt und 
wenigſtens für den Anfang mehr nur die Abſtellung von 
Mißbräuchen und die zweckmäßige Ordnung der gemein— 
ſchaftlichen Benutzung in's Auge gefaßt. Ein Zwang, 
„durch die ſehr koſtbaren und oft ſchwierigen Spezialſepara— 
tionen aus aller Gemeinſchaft mit anderen Grundbeſitzern 
zu treten,“ ſollte vermieden und die Aufhebung von Servi— 
tuten nur nach und nach und nur ſoweit bewirkt werden, 
„wie es für die freie Anwendung der vorhandenen Kräfte 


78) Lette und v. Rönne Bd. 3 S. I ff.; Krug Bd. 1 
S. 299 ff. 365 ff. 

I. 17. 58 311 ff., 351 ff.; I. 22. 88 138 ff., 170 ff. 

80) Beiſpielsweiſe ſollten nach dem Gemeinheitstheilungs-Reglement 
für Schleſien v. 14. April 1771 Gemeinweiden (Gemeingründe, res 
universitatum) von Amtswegen zur Theilung gebracht werden. 
(Dönniges Bd. 2 S. 396.) 
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Bedürfniß oder ſonſt nützlich und ohne Verluſt für die 
Berechtigten zuläſſig wäre (SS 10, 11 bis 23, 25). 

§ 11. Die Gemeinheitstheilungsordnung vom 
7. Juni 1821. Zu einer umfaſſenderen Regelung führten 
die oben erwähnten Beſtrebungen für Preußen in der Ge— 
meinheitstheilungsordnung vom 7. Juni 1821.81) Nach 
dieſer Ordnung ſoll „die von mehreren Einwohnern einer 
Stadt oder eines Dorfes, von Gemeinen und Grundbeſitzern 
bisher gemeinſchaftlich ausgeübte Benutzung ländlicher 
Grundſtücke zum Beſten der allgemeinen Landkultur, ſo viel 
als möglich iſt, aufgehoben, oder, ſo lange ſie beſteht, mög— 
lichſt unſchädlich gemacht werden“ ($ 1). Die Aufhebung 
der Gemeinheit iſt zugelaſſen für „Weideberechtigungen 
auf Aeckern, Wieſen, Angern, Forſten und ſonſtigen Weide— 
plätzen, bei Forſtberechtigungen zur Maſt, zum Mitgenuſſe 
des Holzes und zum Streuholen, und bei Berechtigungen 
zum Plaggen-⸗, Haide- und Bültenhieb, es mögen übrigens 
dieſe Gerechtſame auf einem gemeinſchaftlichen Eigenthume, 
einem Geſammteigenthume oder einem einſeitigen oder wechſel— 
ſeitigen Dienſtbarkeitsrechte beruhen“ (S 2). Dagegen ſollte 
„die blos vermengte Lage der Aecker, Wieſen und ſonſtigen 
Ländereien ohne gemeinſchaftliche Benutzung keine 
Auseinanderſetzung nach dieſer Ordnung“ begründen (5 3). 
Unter dem Geſichtspunkte der Kulturſchädlichkeit der ge— 
meinſchaftlichen Benutzung it dann vorgeſchrieben (§ 23), 
es ſei ohne Beweisführung anzunehmen, daß jede Ge— 
meinheitsauseinanderſetzung zum Beſten der Landkultur 
gereiche und ausführbar ſei. Hiervon ſind nur für be— 
ſondere Fälle bisher gemeinſchaftlicher Gefahr der Ver— 
ſandung oder anderer Beſchädigung durch Naturkräfte ſowie 


81) G.⸗S. S. 53. — Der Geltungsbereich der Gemeinheits— 
theilungsordnung deckt ſich mit dem des A. L. R. (Vergl. Greiff 
S. 250 Anm. 1.) 
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hinſichtlich der Naturaltheilung gemeinſchaftlicher Forſten 
Ausnahmen gemacht. Während in jenen Fällen die Ge— 
meinheitstheilung unzuläſſig iſt, wenn der früher gemein— 
ſchaftlichen Gefahr nach der Theilung einzelne Theilnehmer 
allein ausgeſetzt wären (§ 23), war die Naturaltheilung 
eines gemeinſchaftlichen Waldes durch die Bedingung er— 
ſchwert, daß „entweder die einzelnen Antheile zur forſt— 
mäßigen Benutzung geeignet bleiben oder ſie vortheilhaft 
als Aecker oder Wieſe benutzt werden können“ (§ 109). 
Abgeſehen von dieſen Ausnahmen iſt eine beſondere Be— 
gründung des Antrages auf Gemeinheitstheilung nicht er— 
fordert. „Es bedarf auch in dem Falle, wenn ein Mit— 
glied einer Stadt- oder Dorfgemeinde auf Auseinander- 
ſetzung mit den übrigen anträgt, des Beweiſes nicht, daß 
die Theilung zum Vortheile ſämmtlicher Theilnehmer ge— 
ſchehen könne: es genügt vielmehr, daß die übrigen, wie 
ohne beſonderen Nachweis anzunehmen iſt, vollſtändig 
entſchädigt werden können“ (§ 24). „Unter dieſer Voraus— 
ſetzung iſt die Gemeinheitstheilung auch dann zuläſſig, wenn 
die Provokaten die Gemeinheit unter ſich aufzuheben nicht 
im Stande ſind“ (S 25). Daß, wie aus dieſen Vorſchriften 
von ſelbſt folgt, jeder einzelne Theilnehmer auf Gemein— 
heitstheilung antragen darf, iſt im § 4 noch ausdrücklich 
ausgeſprochen. 

§ 12. Einſchränkungen der Gemeinheitsthei— 
lung. Auch auf dem Gebiete der Gemeinheitstheilung 
war nach vorſtehender Ueberſicht die Preußiſche Agrar— 
geſetzgebung, unter dem überwiegenden Einfluſſe der Nach— 
theile der alten Zuſtände, zuerſt radikal vorgegangen. 
Auch hier blieben Rückſchritte nicht aus. 

Schon die (nicht veröffentlichte) Kab.-Ord. vom 
14. Juni 182882) ermächtigte — auf vielfache Beſchwerden 

80 v. Kamptz, Jahrb., Bd. 31 S. 271; Dönniges Bd. 2 S. 401. 

Preuß. Agrargeſetzgebung. 4 
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von Gemeinden — den Miniſter des Innern, einſtweilen 
und bis zu weiterer geſetzlicher Beſtimmung beim Wider— 
ſpruche der Provokaten der Einleitung einer Separation 
Anſtand zu geben, wenn nicht der vierte Theil der In— 
tereſſenten, nach den geſetzlichen Theilnahmerechten berechnet, 
darauf antrage oder ſeine Zuſtimmung ertheile. Durch 
die Verordnung über die Beſchränkung des Provokations— 
rechts vom 28. Juli 183883) wurde dann die Befugniß 
einzelner Gemeindemitglieder zum Antrag auf Gemeinheits— 
theilung auch geſetzlich eingeſchränkt. In den Fällen des 
$ 24 der Gemeinheitstheilungsordnung von 1821, „wenn 
ein Mitglied einer Stadt- oder Dorfgemeinde auf Aus— 
einanderſetzung mit den übrigen anträgt“, iſt die Zuläſſig— 
keit einer mit Ackerumtauſch auszuführenden Gemein— 
heitstheilung von der Zuſtimmung der Beſitzer des vierten 
Theils der vom Umtauſche betroffenen Ackerländereien 
abhängig gemacht (s 1). Und wenn nach Verkündung 
der Verordnung eine mit Ackerumtauſch verbundene Se— 
paration ausgeführt iſt, „ſo darf innerhalb der nächſt— 
folgenden zwölf Jahre von denjenigen Intereſſenten, welche 
davon zu ihrer Auseinanderſetzung keinen Gebrauch ge— 
macht, die Gemeinſchaft vielmehr unter ſich fortgeſetzt 
haben, auf eine Separation, welche einen neuen Acker⸗ 
umtauſch nothwendig machen würde, nur alsdann ange— 
tragen werden, wenn die Mehrzahl der Intereſſenten 
damit einverſtanden it“ (§ 3). 

Eine andere Einſchränkung der Gemeinheitstheilung 
erfolgte durch die Deklaration vom 26. Juli 1847, betr. 
das nutzbare Gemeindevermögen. 8) Nach § 17 der Ge— 
meinheitstheilungsordnung war bei Grundſtücken, deren 
Eigenthum einer Stadt- oder Dorfgemeinde zuſteht, deren 


83) G.⸗S. S. 429; vergl. Lette und v. Rönne Bd. 3 S. 30 ff.; 
Greiff S. 252 ff. 
81) G.⸗S. S. 327. 
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Nutzungen aber den einzelnen angeſeſſenen Mitgliedern 
derſelben gebühren, jedes zur Benutzung berechtigte Mit— 
glied für die ſeinem Grundbeſitz anhängenden Theil— 
nehmungsrechte auf Auseinanderſetzung anzutragen befugt. 
Die meiſten Auseinanderſetzungsbehörden nahmen hiernach 
an, daß die angeſeſſenen Mitglieder für die ihrem Grund— 
beſitz anhängenden Theilnahmerechte die Auftheilung des 
Bürger- und des gleichartigen Dorfgemeindevermögens 
(Gemeindegliedervermögens) fordern dürften. Demnach 
wurden die Abfindungen für derartige Theilnahmerechte 
den Intereſſenten zur ausſchließlichen Benutzung und freien 
Verfügung — als Privateigenthum — überwieſen. 85) 
Andererſeits war die ſo erfolgende Auftheilung von Ge— 
meindeland für bedenklich erachtet und deshalb in der 
revidirten Städteordnung vom 17. März 1831 (8 118) 
beſtimmt worden, daß zu Gemeinheitstheilungen ſtädtiſcher 
Grundſtücke außer der Erklärung beider Stadtbehörden 
die Genehmigung der Regierung nöthig ſei, die das 
Uebergehen wirklichen Gemeindevermögens in Privat— 
vermögen zu verhindern habe. Dieſe Vorſchrift iſt im 
§ 11 der Verordnung vom 30. Juni 183486), wodurch 
den Regierungen — neben den Auseinanderſetzungsbehörden 

„die Konkurrenz wegen Beaufſichtigung der Stadt— 
und Dorfgemeinden“ übertragen wurde, dahin erweitert 
worden, 

daß die Regierungen bei vorkommenden Gemeinheits— 

theilungen in Städten und Dörfern dahin zu ſehen 

haben, daß das Gemeindevermögen, dasjenige nämlich, 

welches nicht Gegenſtand des Privateigenthums, ſon— 

dern Eigenthum der Korporation iſt, nicht verkürzt 

werde. 

85) Dönniges Bd. 2 S. 406 ff. 

86) G.⸗S. S. 96. 
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Endlich wurde durch die ſchon erwähnte Deklaration 
vom 26. Juli 1847 (§ 1) für den Geltungsbereich des 
Allgemeinen Landrechts 87) beſtimmt, 

daß ebenſowenig, wie das Kämmereivermögen, auch 
derjenige Theil des Vermögens einer Stadt- oder Land— 
gemeinde, deſſen Nutzungen den einzelnen Gemeinde— 
mitgliedern oder Einwohnern vermöge dieſer ihrer Eigen— 
ſchaft zukommen (das Gemeindegliedervermögen, in 
Städten Bürgervermögen genannt), durch eine Gemein— 
heitstheilung in Privatvermögen der Mitglieder oder 
Einwohner verwandelt werden darf. 

Ob die Beſtimmung der Deklaration und die ihr zum 
Grunde liegende Auffaſſung den einſchlagenden Vorſchriften 
des Allgemeinen Landrechts und dem $ 17 der Gemein- 
heitstheilungsordnung in der That entſprechen, kann be— 
zweifelt werden. In der Praxis wurde die Deklaration 
zuerſt vielfach als Hinderniß einer zweckmäßigen Ausein- 
anderſetzung empfunden. 88) 

§ 13. Ausdehnung der Geſetzgebung über Ge 
meinheitstheilungen. Auf die vorher erwähnten Ein— 
ſchränkungen der Gemeinheitstheilung folgte nun wieder 
eine Reihe ausdehnender Geſetze. Zunächſt erklärte das 
Geſetz vom 2. März 1850,59) betreffend die Ergänzung 
und Abänderung der Gemeinheitstheilungsordnung, eine 
Anzahl weiterer, dieſer Ordnung noch nicht unterliegender 


87) Für die Rheinprovinz, wo ebenfalls die frühere Rechtslage hin— 
ſichtlich der Theilung von Gemeindegütern Zweifel zuließ, trifft S 3 
der G. Th. O. v. 19. Mai 1851 (G.⸗S. S. 371), für den Re⸗ 
gierungsbez. Wiesbaden § 3 der G. Th. O. v. 5. April 1869 (G.⸗S. 
S. 526), für das vormalige Kurfürſtenthnm Heſſen S 5 der Verordn. 
v. 13. Mai 1867 (G.⸗S. S. 716) gleiche Beſtimmung. 

88) Vergl. Dönniges Bd. 2 S. 406 ff., 413 ff.; Lette und 
v. Rönne Bd. 3 S. 52 ff.; Schneider Abſchn. 3 S. 20 ff., 
132, 207 ff. 

89) G.⸗S. S. 139. 
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Dienſtbarkeitsrechte für ſelbſtändig ablösbar. Die Berech— 
tigung zur Gräſerei, zum Krauten, Nachrechen auf abgeernd— 
teten Feldern und zum Stoppelharken, zu Deputatbeeten, 
zur Fiſcherei in Privatgewäſſern u. a., die als „zwar minder 
wichtige, aber darum nicht weniger nachtheilige Laſten“ 
angeſehen wurden, 90) ſollten gleichfalls auf Antrag beſeitigt 
werden können. — Räumlich wurde ſodann die Gemeinheits— 
theilung einſchließlich der Servitutablöſung, zum Theil 
allerdings nach abweichenden Vorſchriften, auf die Rhein— 
provinz — mit Ausnahme der landrechtlichen Kreiſe, wo die 
Gemeinheitstheilungsordnung von 1821 galt — ſowie 
auf Neuvorpommern und Rügen durch die für dieſe Landes— 
theile erlaſſene Gemeinheitstheilungsordnung vom 19. Mai 
18519) ausgedehnt, hinſichtlich der Forſttheilungen mit 
der dieſe erleichternden Maßgabe, daß im Fall einer Eini— 
gung der Intereſſenten auch die Naturaltheilung ohne die 
erſchwerende Bedingung des § 109 der Gemeinheits— 
theilungsordnung von 182192) zugelaſſen wurde. Ausge— 
ſchloſſen war indeſſen hier ($ 18) die wirthſchaftliche Zu— 
ſammenlegung der Grundſtücke. Auch dieſe wurde dem— 
nächſt für den Bezirk des Juſtizſenats Ehrenbreitſtein durch 
das Geſetz vom 5. April 18693), für das Geltungsgebiet 
des Rheiniſchen Rechts durch das Geſetz vom 24. Mai 
1885 9%) eingeführt. — Nach der altländiſchen Gemeinheits— 
theilungsordnung war, wie oben ($ 11) angedeutet, die 
wirthſchaftliche Zuſammenlegung nur in Verbindung mit 
der Aufhebung einer gemeinſchaftlichen Benutzung (Ge— 
meinheitstheilung) ausführbar. In ſolcher Verbindung er— 


90) Vergl. Mot. des Geſetzentwurfs bei Lette und v. Rönne 
Bd. 3 S. 14. 

9), G.⸗S. S. 371. Vergl. Lette und v. Rönne Bd. 3 S. 195 ff. 

92) Vergl. oben $ 11. 

93) G.⸗S. S. 514. 

94) G.⸗S. S. 156. 
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folgte ſie aber im Gebiete dieſer Ordnung ſeit Mitte d. 
Jahrh. dergeſtalt regelmäßig, daß die Zuſammenlegung 
ſchließlich als Hauptzweck der Gemeinheitstheilung in den 
Vordergrund trat. Nachdem ſo die Zweckmäßigkeit und 
das Bedürfniß der Zuſammenlegung als ſolcher ſich An— 
erkennung verſchafft hatte, wurde durch das Geſetz vom 
2. April 187295) die Gemeinheitstheilungsordnung von 
1821 auch auf die Zuſammenlegung von Grundſtücken aus— 
gedehnt, die einer gemeinſchaftlichen Benutzung nicht unter: 
liegen. Derartige Grundſtücke, die deshalb nach der Ge— 
meinheitstheilungsordnung von 1821 nicht zuſammengelegt 
werden konnten, gab es in den älteren Provinzen, nament— 
lich in Schleſien und Weſtfalen, noch in großem Umfange, 
weil hier in älterer Zeit die gemeinſchaftliche Benutzung 
oft aufgehoben worden war, ohne damit die Zuſammen— 
legung zu verbinden, oder weil mit den veränderten Wirth— 
ſchaftsverhältniſſen die gemeinſchaftliche Weide außer Uebung 
gekommen und unerweislich geworden war. 96) 

§ 14. Einſchränkung der Waldtheilung. Wäh— 
rend nach den letztangeführten Geſetzen das Gebiet der 
Gemeinheitstheilung — ſachlich wie räumlich) — ſich 

5) G.⸗S. S. 329. 

96) Schneider Abſchn. 3 S. 113. 

97) Auch für die vorſtehend noch nicht genannten Hohenzollernſchen 
Lande iſt die Zuſammenlegung der Grundſtücke, Ablöſung der Ser— 
vituten und Theilung der Gemeinheiten eingeführt durch Geſ. v. 
23. Mai 1885 (G.⸗S. S. 143). — Die 1866 mit Preußen vereinigten 
Landestheile hatten — mit Ausnahme von Hannover — vor ihrer 
Vereinigung einer ausreichenden Geſetzgebung über Gemeinheitsthei— 
lungen mebr oder weniger entbehrt. Erſt nachher iſt dieſer Mangel 
durch mehrere für die einzelnen Landestheile gegebenen Geſetze beſeitigt 
worden, wobei zwar die beſonderen Verhältniſſe der verſchiedenen Ge— 
biete berückſichtigt find, im Allgemeinen aber der Stand der Preußi- 
ſchen Geſetzgebung maßgebend war. Hierüber und über einzelne Er— 
gänzungen der Hannoverſchen Geſetzgebung vergl. den Art. „Gemein— 
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im Allgemeinen ausdehnte, entſtand eine Gegenſtrömung 
in Anſehung der Forſten. Wie ſchon erwähnt, war ſo— 
wohl im Geltungsgebiete der Gemeinheitstheilungsordnung 
von 1821 wie auch in der Rheinprovinz die Naturalthei— 
lung eines gemeinſchaftlichen Waldes zugelaſſen, dort all— 
gemein mit der Beſchränkung des § 109 der Gemeinheits— 
theilungsordnung, hier — gemäß § 13 der Ordnung von 
1851 — mit der gleichen Beſchränkung nur für den Fall, 
daß eine Einigung der Betheiligten nicht ſtattfand, im 
Falle ſolcher Einigung jedoch ohne dieſe Beſchränkung. 
Damit hatte die Geſetzgebung — abgeſehen von dem letzt— 
gedachten Falle der Einigung der Betheiligten im Geltungs— 
bereiche der Rheiniſchen Gemeinheitstheilungsordnung — 
zwiſchen den weiter gehenden Einſchränkungen des All— 
gemeinen Landrechts (J. 8. SS 83 ff.) und dem gerade 
entgegengeſetzten Standpunkte des Landeskulturedikts von 
1811, deſſen § 4 jene Einſchränkungen gänzlich beſeitigt 
hatte, einen Mittelweg eingeſchlagen: auf den Theilſtücken 
des vordem gemeinſchaftlichen Waldes ſollte, ſofern ſie ſich 
nicht zu Acker oder Wieſe eignen, die forſtmäßige Be— 
nutzung nach der Größe der Stücke wenigſtens möglich 
bleiben. Aber dieſer Mittelweg war eine halbe Maßregel, 
welche die Abſicht des Geſetzgebers, die Forſtwirthſchaft 
der höheren Kulturart nur da weichen zu laſſen, wo die 
Urbarmachung Vortheil verſpreche, im Ganzen nicht ver— 
wirklichte. “s) — Theils in dieſer Erkenntniß, theils mit 
Rückſicht auf beſondere örtliche Verhältniſſe war man des— 
halb dazu übergegangen, die Erhaltung und Pflege des 
Waldes wenigſtens in engeren Bezirken, wo die ältere 
beitstheilungen in Preußen“ v. A. Glatzel in v. Stengel's Wörter— 
buch Bd. 1, S. 554 ff., 560 ff. 

98) Vergl. Min.⸗Reſkr. v. 30. Januar 1841 (M. Bl. d. i. V. S. 36 
Nr. 50); Lette und v. Rönne Bd. 1 S. 371; Schneider Abſchn. 3 
S. 62; Schwappach S. 194. 
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Geſetzgebung hierzu Anhaltspunkte bot, durch Special— 
geſetze zu ſichern. In dieſem Sinne ſind die Haubergs— 
ordnungen für den Kreis Olpe vom 24. März 1821 und 
für den Kreis Siegen vom 6. Dezember 1834, die Polizei⸗ 
ordnung über die Bewirthſchaftung der Hauberge in den 
Aemtern Freusburg und Friedewald, Kreis Altenkirchen, 
vom 21. November 18369?) und das Waldkulturgeſetz für 
den Kreis Wittgenſtein vom 1. Juni 1854 100) erlaſſen worden. 
Die Haubergs ordnung für den Kreis Olpe beruht auf 
dem Heſſen-Darmſtädtiſchen für das Amt Olpe ergangenen 
Forſtgeſetze vom 6. Januar 1810, wonach die bezirksweiſe 
zuſammengelegten Holzgründe dauernd in eine „gemein— 
ſchaftliche Maſſe“ vereinigt ſind, an der den früheren Be— 
ſitzern der zuſammengelegten Holzgründe kein reeller Theil, 
ſondern nur ein ideeller Antheil zuſteht. In den Hau— 
bergsordnungen für Siegen und den Kreis Altenkirchen 
ſind die Hauberge für ungetheiltes und untheilbares Ge— 
ſammteigenthum der Beſitzer erklärt. Das Waldkultur— 
geſetz für den Kreis Wittgenſtein läßt die Auflöſung der 
darnach gebildeten Waldgenoſſenſchaften nur mit landes— 
herrlicher Genehmigung zu. 

So günſtig dieſe Specialgeſetze für ihre beſchränkten 
Gebiete wirkten, für den erforderlichen Waldſchutz im All— 
gemeinen war damit nichts erreicht. Die Befriedigung 
dieſes Bedürfniſſes verſuchte das Geſetz, betreffend Schutz— 
waldungen und Waldgenoſſenſchaften, vom 6. Juli 1875. 100 
Daſſelbe brachte Vorſchriften zur Erhaltung und Begrün— 


99) An Stelle der vorgenannten drei Ordnungen find nachber die 
neueren Haubergsordnungen getreten und zwar für den Kreis Olpe 
v. 18. Januar 1859 (Arnsberger Amtsbl. S. 55), für den Kreis 
Siegen v. 17. März 1879 (G.⸗S. S. 228) und für den Kreis 
Altenkirchen v. 9. April 1890 (G.⸗S. S. 55). 

100) G.⸗S. S. 329. 
101) G.⸗S. S. 416. 
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dung von Schutzwaldungen und über Bildung von Wald— 
genoſſenſchaften und beſtimmte zugleich — worauf es hier 
ankommt —, daß, „ſofern eine nach den beſtehenden Vor— 
ſchriften zuläſſige Naturaltheilung eines von einer Real— 
gemeinde oder einer Genoſſenſchaft beſeſſenen Waldgrund— 
ſtücks ſolche Theile ergeben würde, deren forſtmäßige Be— 
nutzung nur durch gemeinſchaftliche Bewirthſchaftung zu 
erreichen wäre,“ dem Antrag auf Theilung nur ſtattgegeben 
werden darf, wenn die Mehrzahl der Beteiligten, nach den 
Theilnahmerechten berechnet, demſelben zuſtimmt ($ 47). 
Wie indeſſen dieſes Geſetz überhaupt nur geringe Bedeu— 
tung gewonnen hat, 102) erwies ſich auch jene die Wald— 
theilung betreffende Vorſchrift nicht als ausreichend. Ein— 
greifender war endlich das Geſetz über gemeinſchaftliche 
Holzungen vom 14. März 1881. 103) Daſſelbe findet An— 
wendung 
1. auf Holzungen, an welchen beim Inkrafttreten des 
Geſetzes das Eigenthum mehreren Perſonen gemein— 
ſchaftlich zuſteht, ſofern nicht erweislich die Gemein— 
ſchaft durch ein beſonderes privatrechtliches Ver— 


102) Vergl. Schwappach S. 202, 203. 

103) G.⸗S. S. 261. — Das Geſetz iſt für die ganze Monarchie 
erlaſſen und die Regelung der Theilung gemeinſchaftlicher Forſten all— 
gemein erfolgt, weil auch in den neu erworbenen Landestheilen die 
Beſchränkungen der Naturaltheilung nicht genügten; vergl.: für den 
Rgbz. Kaſſel und Kreis Biedenkopf 8 14 der Verordn. v. 13. Mai 
1867 (G.⸗S. ©. 716) und Art. 3 des Gef. v. 25. Juli 1876 (G.-S. 
S. 366); für den Rgbz. Wiesbaden mit Ausſchluß des Kreiſes Bieden— 
kopf $ 12 des Gef. v. 5. April 1869 (G.⸗S. S. 526); für die Pro— 
vinz Hannover § 23 des Gef. v. 13. Juni 1873 (G.⸗S. S. 357); 
für die Provinz Schleswig-Holſtein und (gemäß $ 9 des Gef. v. 
25. Februar 1878, G.⸗S. S. 97) den Kreis Herzogthum Lauenburg 
§ 13 des Gef. v. 17. Auguſt 1876 (G.⸗S. S. 377). — In den 
Hohenzollernſchen Landen waren geſetzliche Vorſchriften über die Thei— 
lung von Forſten überhaupt nicht vorhanden. 
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hältniß entſtanden tt, insbeſondere auf Holzungen 
der Realgemeinden, Nutzungsgemeinden, Mark— 
genoſſenſchaften, Gehöferſchaften, Erbgenoſſenſchaften 
und gleichartiger Genoſſenſchaften; 

2. auf Holzungen, welche Mitgliedern einer ſolchen 
Genoſſenſchaft oder welche einer Klaſſe von Mit— 
gliedern oder von Einwohnern einer Gemeinde durch 
eine Gemeinheitstheilung oder Forſtſervitutenablöſung 
als Geſammtabfindung überwieſen werden oder 
bereits früher überwieſen worden und bis zum In— 
krafttreten des Geſetzes gemeinſchaftliches Eigenthum 
geblieben ſind. 

Alle dieſe Holzungen unterliegen nicht nur hinſicht— 
lich des Forſtbetriebes und der Benutzung der Aufſicht 
des Staates, ſondern auch der Beſchränkung, daß ſie der 
Regel nach nicht in Natur getheilt werden dürfen. 
Eine ſolche Theilung iſt nur inſoweit zu geſtatten, als 
die Holzung zu einer forſtmäßigen Bewirthſchaftung nicht 
geeignet iſt, oder der Grund und Boden zu anderen als 
forſtlichen Zwecken dauernd mit erheblich größerem Vor— 
theile benutzt werden kann, und landes- oder forſtpolizei— 
liche Intereſſen nicht entgegenſtehen ($ 6). Ueber die 
Statthaftigkeit der Theilung entſcheidet im Allgemeinen 
die Auseinanderſetzungsbehörde. — Mit der neuen Thei— 
lungsbeſchränkung iſt für die unter das Geſetz fallenden 
Holzungen das von Landeskulturedikt ($ 4) aufgeſtellte 
Princip völliger Verfügungsfreiheit aufgegeben und da— 
durch die Erhaltung dieſer Holzungen, zumal deren Be— 
wirthſchaftung ſtaatlich überwacht wird, in zulänglichem 
Maße geſichert. Geringer iſt die Abkehr des Geſetzes von 
den einſchlagenden Beſtimmungen der Gemeinheitstheilungs— 
ordnungen von 1821 ($ 109) und 1851 (§ 13), insbeſon— 
dere wenn auf deren Abſicht geſehen wird, die Forſtthei— 
lung nur da zuzulaſſen, wo die Urbarmachung erheblichen 
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Vortheil verſpricht. Gegenüber dem Wortlaut und der 
praktiſchen Anwendung dieſer Beſtimmungen aber iſt zweifel— 
los die große Bedeutung der eingeführten Theilungs— 
beſchränkung nicht zu verkennen. — Das Geſetz vom 
14. März 1881 bezweckt aber nicht blos die Erhaltung 
der vorhandenen Forſtgemeinſchaften, ſondern erſtreckt ſich 
auch auf die Zukunft; es verordnet zugleich ($ 1 Abi. 2), 
daß Abfindungen, die den Mitgliedern einer Realgemeinde 
oder gleichartigen Genoſſenſchaft oder einer Klaſſe von 
Mitgliedern oder Einwohnern einer Gemeinde bei einer Ge— 
meinheitstheilung oder Forſtſervitutenablöſung als Holzung 
zu gewähren ſind, nur als Geſammtabfindung über— 
wieſen werden dürfen. Dieſe Vorſchrift bricht ſowohl mit 
dem Hauptprincipe (§ 23) der Gemeinheitstheilungsordnung 
von 1821, wonach ohne Beweisführung anzunehmen iſt, 
daß jede Gemeinheitsauseinanderſetzung zum Beſten der 
Landeskultur gereiche und ausführbar ſei, als auch mit 
dem Theilungsgrundſatze (SS 56, 108, 112) jener Ord— 
nung, wonach die Aufhebung der Gemeinheit dadurch be— 
wirkt wird, daß den Theilnehmern an Stelle ihrer Be— 
rechtigungen eine angemeſſene Entſchädigung zur aus— 
ſchließlichen und freien Verfügung überwieſen wird. — 
Das Geſetz vom 14. März 1881, das übrigens noch 
weiter gehende Einſchränkungen gemeinſchaftlichen Wald— 
eigenthums aus Specialgeſetzen 104) aufrecht erhält, hat 
demnach die Waldtheilung ungemein eingeengt. Während 
vorher nur die als „halböffentlich“ geltenden 105) Ge— 
meindewaldungen grundſätzlich von der Theilung aus— 
geſchloſſen waren, iſt letzteres jetzt — wenigſtens der 
Regel nach — auch hinſichtlich der großen Zahl aller 
ſog. Genoſſenſchafts- und Intereſſentenforſten der Fall, 


0) Vergl. § 10 des Geſ., wonach insbeſondere auch die oben 
(bei Anm. 99 und 100) ged. vier Specialgeſetze in Kraft bleiben. 
105) Vergl. Mot. zum Waldſchutzgeſ. v. 6. Juli 1875. 
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und die Beſtimmung der nach § 1 dem Geſetz unter— 
liegenden gemeinſchaftlichen Forſten iſt ſo umfaſſend, daß 
außer den gemeinſchaftlich durch Vertrag erworbenen oder 
ererbten nur wenige gemeinſchaftliche Forſten ſich finden 
werden, die wegen des privatrechtlichen Charakters der 
Gemeinſchaft außerhalb des Geſetzes ſtehen. 106) 

§ 15. Würdigung der Geſetzgebung über Ge— 
meinheitstheilungen. (Allmendenbedürfniß. Rege— 
lung des Auenrechts.) Die nach ihren Umriſſen dar— 
geſtellte Geſetzgebung über Gemeinheitstheilungen trägt 
ebenſo, wie die vorher betrachtete über Eigenthumsver— 
leihung und Reallaſtenablöſung, deutlich die Kennzeichen 
einer Reformgeſetzgebung an ſich. Um die aus den über— 
kommenen, veralteten und meiſt unzweckmäßigen Verhältniſſen 
hervorgehenden Nachtheile zu beſeitigen, wird im Anfange 
— beſonders in der Gemeinheitstheilungsordnung von 
1821 — kräftig eingeſetzt, aber, ſachlich wie räumlich, nur 
dort, wo ſich der Kultur die größten Hinderniſſe entgegen— 
ſtellen. Hierauf folgt, nach Maßgabe der gewonnenen Er— 
fahrung und Einſicht, einerſeits eine Abſchwächung der 
neuen Satzungen, die im Einzelnen der Wiederbeſeitigung 
nahe kommt, andererſeits — neben weiterer Ausbildung — 
auch die Ausdehnung dieſer Satzungen ſowohl in ſach— 
licher wie räumlicher Hinſicht. 

Daß dieſe Geſetzgebung im Großen und Ganzen noth— 
wendig war und nützlich gewirkt hat und noch wirkt, iſt 
mit Grund nicht zu beſtreiten und wird auch, namentlich 
vom rein landwirthſchaftlichen Standpunkte, wohl allge— 
mein eingeräumt. 107) Die wohlthätigen praktiſchen Ergeb— 


106) Vergl. Schneider Abſchn. 3 S. 64 ff.; Schwappach 
S. 198 ff. 

107) Vergl. u. a. Buchenberger S. 136, 278 ff., 319 ff.; 
v. d. Goltz S. 262; Aug. Meitzen, der Boden und die landwirth— 
ſchaftlichen Verhältniſſe des Preuß. Staates, Berlin 1868, Bd. 1 S. 437ff. 
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niſſe der Gemeinheitstheilungen ausführlich darzulegen, tt 
hier nicht der Ort, ſie zahlenmäßig zuverläſſig nachzu— 
weiſen, auch kaum möglich. Immerhin darf, um die auf 
dieſem Gebiete bisher erreichten Erfolge einigermaßen in's 
Licht zu ſtellen, auf die von den Auseinanderſetzungs— 
behörden an die landwirthſchaftliche Centralſtelle erſtatteten 
und in neuerer Zeit auszugsweiſe veröffentlichten Jahres— 
berichte 108) verwieſen werden, die über den günſtigen Ein— 
fluß der Gemeinheitstheilungen auf die wirthſchaftlichen 
und ökonomiſchen Verhältniſſe der Betheiligten im All— 
gemeinen keinen Zweifel laſſen. Außer den nächſten Zwecken, 
der Befreiung des Grundeigenthums von läſtigen Dienſt— 
barkeitsrechten und der Zuſammenlegung der Grundſtücke 
in zweckmäßige Pläne, werden ſeit geraumer Zeit in Ver— 
bindung mit den Gemeinheitstheilungsarbeiten auch kultur— 
techniſche Ziele (Ent- und Bewäſſerung u. a.) planmäßig 
verfolgt. Als die regelmäßig nach wenigen Jahren ein— 
tretenden günſtigen Wirkungen der Gemeinheitstheilungen 
ſind in den Berichten der Auseinanderſetzungsbehörden 
Verbeſſerung der bisherigen Wirthſchaftsweiſe, Umgeſtal— 
tung der Fruchtfolge, Benutzung neuer Kulturpflanzen, 
Vermehrung der Kultur, Vermehrung und Verbeſſerung 
des Viehſtandes u. dergl., ſowie allgemein die Erhöhung 
der Erträge hervorgehoben und vielfach auch nachgewieſen. 

Gleichwohl kann einem Bedenken, das gegen die in 
Rede ſtehende Geſetzgebung — neuerdings in verſtärktem 
Maße — geltend gemacht iſt, die Berechtigung nicht ganz 


108) Preußens landwirthſchaftliche Verwaltung in den 
Jahren 1878/80 S. 255 ff., 1881/83 S. 282 ff., 1884/87 S. 106 ff. 
(Berlin, Verlag von Paul Parey, 1881, 1885, 1888). — Inter eeſſante 
ältere Mittheilungen über die guten Wirkungen der Separationen in 
Sachſen und Thüringen finden ſich in der Zeitſchrift Bd. 23 
S. 85 ff. 
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abgeſprochen werden. Getadelt wird, daß auch hier, wie 
bei der Eigenthumsverleihung, zu wenig Rückſicht genom— 
men ſei auf die Beſitzer kleiner Stellen und die ländlichen 
Arbeiter. Dieſe nahmen vormals in der Regel an der 
Gemeinweide und ſonſtigen gemeinſamen Nutzungen in 
Flur und Wald Theil; auch ſoweit ihnen ein erweislicher 
Rechtsanſpruch nicht zuſtand, waren ſie doch thatſächlich 
nicht ausgeſchloſſen. Nach Aufhebung der Gemeinheiten 
und mit der Separation hörte die gemeinſame Nutzung 
auf. Abfindung erhielten nur die theilnahmeberechtigten 
Grundbeſitzer, ſo daß die vormals nur geduldeten kleinen 
Leute — Häusler und Einlieger — leer ausgingen, ihre 
früheren Nutzungen ohne jede Ausgleichung verloren. Aber 
auch die zur Theilnahme berechtigten kleineren Grund— 
beſitzer fanden in der ihrem Theilnahmerecht entſprechenden 
geringen Abfindung, insbeſondere wenn dieſe nicht in Land 
ſondern in Geld ſtattfand, keineswegs vollen Erſatz für 
ihre bisherige Nutzung. 109) Ein ſolcher Erſatz ſoll nun— 
mehr nachträglich — wenn nicht Seitens des Staates, 
ſo doch unter deſſen Vermittelung — gewährt werden. 
Aehnlich wie die Nichtberückſichtigung der kleinen länd— 
lichen Stellen bei der Regulirung (Eigenthumsverleihung) 
jetzt durch die Schaffung von Rentengütern einigermaßen 
geheilt werde, ſeien auch als „nothwendige Ergänzung 
zu der Errichtung von Rentengütern“ noch Allmenden 
zu ſchaffen, 10) Gemeindeländereien, auf denen insbeſondere 
auch die ländlichen Arbeiter gegen geringes Entgelt Weide 
und möglichſt auch Winterfutter und Streumaterial für 
eine Kuh fänden. Die in dieſer Beziehung namentlich 


109) Lette u. v. Rönne Bd. 3 S. 17/ö18; v. d. Goltz S. 106, 
260; Buchenberger S. 290 ff.; Knapp Th. I S. 304, 306; 
Sering S. 10, 87. 

10) v. d. Goltz S. 272; vergl. auch Buchenberger S. 298, 538. 
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von von der Goltz) gemachten eingehenden Vorſchläge 
knüpfen an verſchiedene Beſtimmungen der Preußiſchen 
Landgemeindeordnung vom 3. Juli 18912) ſowie des 
Geſetzes vom 25. Auguſt 18763) über die Gründung 
neuer Anſiedelungen an und verweiſen auf den Vorgang 
der Anſiedelungskommiſſion für Weſtpreußen und Poſen, 
die in neuerer Zeit die von ihr gegründeten Anſiedler— 
gemeinden mit Gemeindedotationen auszuſtatten ſucht. 1 

Ob und wie weit dieſe Vorſchläge geſetzgeberiſch zu 
verwerthen ſind, kann hier nicht näher unterſucht werden. 
Das aber dürfte nicht zu beſtreiten ſein, daß, wenn zu 
weiteren Fortſchritten auf dem Gebiete der inneren Koloni— 
ſation der Staat überhaupt die Hand bietet, was zu hoffen 
iſt, hierbei die Ausweiſung von Gemeindedotationen zu 
den oben bezeichneten Zwecken in hohem Maß erwünscht 
wäre. Wie indeſſen die innere Koloniſation nicht für alle 
Theile des Staates Bedeutung oder gleiche Bedeutung 
hat, ebenſo werden die auf die Gemeindedotation ſich be— 


u) v. d. Goltz S. 262 — 273. 

112) G.⸗S. S. 233. 

18) G.⸗S. S. 405. 

114) Allgemein und unbedingt iſt übrigens die Anerkennung der 
Allmenden nicht. Die Bevölkerungsvermehrung, wie ſie zur inten— 
ſiven Wirthſchaft zwinge und dadurch auf die Beſeitigung der Ge— 
meinweide hinwirke, laſſe auch die Acker- und Wieſenparzellen der 
Allmende zu einem minimalwerthigen Umfange herabſinken. So u. a. 
W. Wygodzinski in Konrads Jahrb., 3. Folge 8. Bd. S. 416 ff. 
— Dem gegenüber ſei indeſſen wieder auf eine neueſte Schrift (von 
der Goltz, Die agrariſchen Aufgaben der Gegenwart — Jena 1894, 
Verl. v. Guſt. Fiſcher — S. 177/178) hingewieſen, wonach die All— 
menden, wenngleich bei geringer Größe hauptſächlich den Kleinſtellen— 
beſitzern nützlich, doch auch den Großgrundbeſitzern und Bauern inſo— 
fern Vortheile bieten, als dieſe beim Vorhandenſein von Allmenden 
eine größere Zahl ſeßhafter Arbeiter zur Verfügung haben werden, die 
ihre Unterhaltsbedürfniſſe theilweiſe aus der Allmende decken, mithin 
nicht das ganze Jahr mit Lohnarbeit beſchäftigt zu werden brauchen. 
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ziehenden Fragen für die verſchiedenen Landestheile und 
ſelbſt innerhalb der einzelnen Koloniſationsgebiete nicht 
einheitlich und gleichmäßig, ſondern nach den obwaltenden 
Verhältniſſen zu erledigen ſein. Und mit Rückſicht hierauf 
darf bei den Gemeindedotationen eine andere Frage be— 
rührt werden, die damit wenigſtens für einzelne Provinzen 
in Zuſammenhang gebracht werden kann. Dieſe andere Frage 
betrifft die Dorfaue, das Auenrecht, das bei der Ver— 
handlung des Hauſes der Abgeordneten über die neue 
Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen 115) 
zur Erörterung gelangte und zu dem Beſchluſſe führte, 
die Staatsregierung zu erſuchen, einen die Rechtsverhält— 
niſſe des ſog. Auenrechts regelnden Geſetzentwurf den 
Häuſern des Landtages vorzulegen. 16) 

Dorfauen finden ſich beſonders in Schleſien, Branden— 
burg und Pommern, 117) — alſo in Provinzen, für welche die 
ländliche Arbeiterfrage von Bedeutung iſt — und zwar 
nach überſchläglicher Ermittelung in etwa 3500 Gemeinden 
der Provinz Schleſien, 2000 Gemeinden der Provinz 
Brandenburg und 1000 Gemeinden der Provinz Pommern 
mit Ausſchluß von Neuvorpommern und Rügen. Die 
Dorfaue beſteht vielfach aus Grundſtücken, die nach Lage 
und Umfang zur Gemeindedotation (Allmende) ſich eignen. 
Es iſt anzunehmen, daß die dem Auenrecht unterworfenen 
Flächen, ſoweit ihre Lage es zuläßt oder fordert, bei der 
in Ausſicht genommenen Regelung auch in privatrechtlicher 


115) Landgemeindeordnung v. 3. Juli 1891, G.⸗S. S. 233. 

116) Stenogr. Ber. des Hauſes der Abgeordn., Seſſ. 3 der 17. Leg.⸗ 
Per. 1890/91, Bd. 4 S. 1824, Sitz. v. 16. April 1891. — Der 
Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutſche Reich hat das 
Auenrecht nicht geregelt. Vergl. Mot. Bd. 3 S 300/301. 

117) Vergl. Anlage A der Begründung des Entwurfs der Land— 
gemeindeordnung, Bd. 1 S. 310 der Anlagen zu den ſtenogr. Berichten 
des Abg.⸗Hauſes aus der 3. Seſſ. der 17. Leg.-Per. 1890/91. 
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Beziehung den Gemeinden werden überwieſen werden. 118) 
Käme es mithin zu dieſer Regelung des Auenrechts, ſo 
wäre dadurch eine werthvolle Handhabe geboten, das 
Allmendenbedürfniß, ſofern es Anerkennung findet, wenig— 
ſtens dort einigermaßen zu befriedigen, wo die Auenflächen 
zureichendes Material bieten. Daß letzteres durchaus nicht 
ſelten der Fall ſein möchte, laſſen die Ermittelungen ent— 
nehmen, die zu Folge des vorerwähnten Beſchluſſes des 
Abgeordnetenhauſes Seitens der Staatsregierung bewirkt 
worden ſind. 119) Dieſe Ermittelungen ſind erſichtlich nur 
ſehr oberflächlich erfolgt und geben überwiegend weder über 
die Fläche noch über den Werth der Dorfaue in den ein— 
zelnen Ortſchaften Aufſchluß. Soweit Werthsangaben — 
Flächenangaben fehlen faſt durchgehends — gemacht ſind, 
verrathen ſie überdies die Neigung zur Herabſetzung des 
Werths, wie aus den zahlreichen Angaben zu ſchließen iſt, 
daß die Dorfaue oder das Auenrecht werthlos ſei. Trotz— 
dem finden ſich für die Dorfaue in den einzelnen Ort— 
ſchaften mehrfach erhebliche Werthe verzeichnet, beiſpiels— 
weiſe im Regierungsbezirk Breslau bis 15000 M, im 
Regierungsbezirk Frankfurt a. O. bis 30000 M; für den 
Regierungsbezirk Oppeln, wo etwas genauere Ermittelungen 
ſtattgefunden haben, ſind als Werthe der Dorfaue in etwa 
100 Ortſchaften Beträge von 3000 bis 35000 M und 
iſt der Geſammtwerth aller einer Schätzung unterworfenen 
Dorfaueſtücke auf rund 1 Million M angegeben. — Dem— 
nach wäre zu wünſchen, daß die beiden Fragen der Ge— 
meindedotationen und der Regelung des Auenrechts gleich— 


118) Dahin gingen wenigſtens die Meinungsäußerungen im Ab— 
geordnetenhaufe. Vergl. die in Anm. 116 alleg. ſtenogr. Berichte. 
119) Die von den Regierungspräſidenten — insbeſondere der Pro— 
vinzen Schleſien, Brandenburg und Pommern — eingereichten Nach— 
weiſungen der vorhandenen Dorfauen befinden ſich in den Generalakten 
des Min. d. Innern über Kommunalſachen, betr. Dorfauen (Nr. 144). 
Preuß. Agrargeſetzgebung. 
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zeitig zum Austrage kämen, damit die Regelung des Auen- 
rechts, ſoweit es die Verhältniſſe geſtatten, auch zur 
Schaffung ſolcher Dotationen benutzt werden könnte. Weil 
die Dorfaue in jetziger Verfaſſung meiſt ſehr geringen Er— 
trag gewährt, möchte ſie billigeres Material für die Ge— 
meindedotation bieten, als ſonſt leicht zu finden wäre. 
Lediglich in dem Intereſſe gemeinſamer Regelung beider 
Fragen und weil weiteres Vorgehen auch für Gemeinde— 
dotationen in allernächſter Zeit kaum zu erwarten ſteht, 
iſt es nicht gerade zu bedauern, daß die Regelung des 
Auenrechts vorerſt nicht weiter verfolgt zu werden ſcheint. 
Sonſt wäre freilich ein Fortſchritt nach beiden Richtungen 
zugleich vorzuziehen. 

Die vorſtehenden Bemerkungen über Gemeindedotationen 
und über die für dieſe zu verwerthende Regelung des 
Auenrechts knüpfen zwar an den der Gemeinheitstheilung 
gemachten Vorwurf an, die kleinen Grundbeſitzer nicht ge— 
nügend berückſichtigt zu haben, behalten aber für die 
innere Koloniſation und die Löſung der ländlichen Arbeiter— 
frage Bedeutung, auch wenn jenem Vorwurfe nicht zu— 
geſtimmt wird. Wird aber der Vorwurf für begründet 
erachtet, ſo wäre an ſich die Sache nicht damit abge— 
macht, daß man durch Gemeindedotationen oder ſonſt das 
bei den ausgeführten Gemeinheitstheilungen früher 
Verſäumte nachzuholen ſucht. Denn die Gemeinheits— 
theilungen ſind nicht, wie die gutsherrlich-bäuerlichen 
Regulirungen, ſchon beendigt, ſondern — wenngleich in 
den einzelnen Landestheilen in verſchiedenem Maße — 
noch in regem Gange. Nach der im landwirthſchaftlichen 
Miniſterium gefertigten Zuſammenſtellung der bei den 
Generalkommiſſionen anhängigen Geſchäfte waren Ende 
1893 über 2000 Gemeinheitstheilungsſachen zu bearbeiten; 
zudem ſind in manchen Provinzen dieſe Auseinander— 
ſetzungen noch erſichtlich in der Zunahme begriffen. Es 
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entſtände folglich — ſofern man den mehrgedachten Vor— 
wurf gerechtfertigt findet — die weitere Frage, ob und 
wie dem gerügten Mangel für die Zukunft zu begegnen 
wäre. Dieſe Frage dürfte ſich jedoch dadurch erledigen, daß 
gegenwärtig die Gemeinheitstheilungen gerade ſolche Ge— 
meinheiten, wie hier in Rede ſtehen, d. h. gemeinſchaftliche 
Nutzungen der Gemeindeangehörigen, deren Aufhebung für 
die kleinen Leute nachtheilig wirkt, nicht mehr oder doch 
nicht in bedeutendem Umfange zum Gegenſtande haben. 
Wie oben (88 12, 14) erwähnt, ſind Gemeinheiten, die 
zum Gemeindeglieder- (Bürger-) Vermögen gehören, nach 
der Deklaration vom 26. Juli 1847 und gemeinſchaftliche 
Holzungen nach dem Geſetze vom 14. März 1881 und den 
im $ 10 des letzteren Geſetzes angeführten Forſtordnungen 
der Auftheilung entzogen. Diejenigen Gemeinheiten aber, 
die von dieſen Geſetzen nicht betroffen werden und deren 
Aufhebung im Intereſſe der kleinen Leute zu hindern oder 
zu beſchränken wäre, ſind in der überwiegenden Mehrzahl 
bereits getheilt, ſo daß ein vorbeugender Schutz im Weſent— 
lichen zu ſpät käme. Die noch anhängigen und anhängig 
werdenden Gemeinheitstheilungen ſind hauptſächlich Zu— 
ſammenlegungen. 

Auf dem Gebiete der Gemeinheitstheilungen ſelbſt ſind 
daher geſetzgeberiſche Vorſchläge nicht zu machen. Der 
Forderung nachträglicher Ausgleichung für die Nachtheile, 
die aus der etwa zu weit geführten Aufhebung der Ge— 
meinheiten hergeleitet werden, läßt ſich — wenn über— 
haupt — nur auf anderem Gebiet, am beſten wohl in 
Verbindung mit Maßregeln der inneren Koloniſation ent— 
gegenkommen. 


5 * 


B. Die formelle Agrargeſetzgebung. 


§ 16. Geltungsbereich der Geſetzgebung und 
Ueberſicht über Behörden und Verfahren. Die in 
der Einleitung näher beſtimmten Grenzen der vorliegenden 
Arbeit gelten auch für deren formellen Theil. Es kommt 
hier ebenfalls nicht ſowohl auf eine erſchöpfende Dar— 
ſtellung als vielmehr auf die Hervorhebung deſſen an, 
was für die Kenntniß der Entwickelung und die Beurthei— 
lung des jetzigen Rechtsſtandes von Erheblichkeit iſt. Ins⸗ 
beſondere handelt es ſich auch hier nur um die Preußiſche 
Agrargeſetzgebung in dem in der Einleitung angegebenen 
Sinn. In letzterer Beziehung muß jedoch, gegenüber der 
materiellen Geſetzgebung, auf zwei Unterſchiede hingewieſen 
werden, welche für den formellen Theil dieſer Abhandlung 
von Bedeutung ſind. Erſtens it die formelle Agrar— 
geſetzgebung allen älteren Provinzen Preußens gemeinſam, 
während die materiellen Geſetze mehrfach für kleinere Ge— 
biete erlaſſen ſind. Das eine Ausnahme bildende beſon— 
dere Verfahrensgeſetz für die Theilungen und Servitutab— 
löſungen in den Landestheilen des linken Rheinufers vom 
19. Mai 1851 120) kommt praktiſch wenig oder gar nicht 
mehr in Betracht, weil dieſe Auseinanderſetzungen jetzt 
kaum noch nach jenem Geſetze, ſondern in Verbindung mit 
der Zuſammenlegung gemäß § 22 des Geſetzes vom 
24. Mai 1885121) im altländiſchen Verfahren erledigt 


120) G.⸗S. S. 383. 

121) Vergl. oben $ 13 Anm. 94 und den Art. „Auseinander- 
ſetzungsverfahren in Preußen“ von A. Glatzel in v. Stengel's 
Wörterbuch Th. I S. 101 Anm. 101 zu § 34. 


69 


werden. Zweitens iſt die den älteren Provinzen gemein- 
ſame formelle Agrargeſetzgebung ſpäter auch in die meiſten 
neuerworbenen Landestheile eingeführt, nämlich in die Pro— 
vinz Schleswig-Holſtein einſchließlich des Kreiſes Herzog— 
thum Lauenburg 122) und in die Provinz Heſſen-Naſſau, 
in letztere allerdings mit Ausnahme der Güterkonſolidation 
im Regierungsbezirke Wiesbaden. 123) Nur in der Pro— 
vinz Hannover iſt die beim Erwerbe derſelben vorgefundene, 
von der altländiſchen abweichende formelle Agrargeſetz— 
gebung im Weſentlichen beibehalten worden, wenngleich 
auch dort als Provinzial-Auseinanderſetzungsbehörde die 
Generalkommiſſion zu Hannover beſteht, deren Verfaſſung 
mit derjenigen der übrigen Generalkommiſſionen überein— 
ſtimmt. 12) Der räumliche Geltungsbereich der 
altländiſchen Geſetzgebung über Behördenorganiſation und 
Verfahren umfaßt mithin — von Hannover abgeſehen — 
den ganzen Staat, ein Umſtand, der den Erörterungen 
über die formelle Agrargeſetzgebung größeres Gewicht giebt. 

Bevor jedoch in dieſe Erörterungen eingetreten wird, 
erſcheint es, eben weil ſie eine erſchöpfende ſyſtematiſche 
Darſtellung der zu behandelnden Geſetzgebung nicht geben 
ſollen, zum beſſeren Verſtändniß angezeigt, wenigſtens eine 
kurze Ueberſicht der gegenwärtigen Behördenorganiſation 
und des Verfahrens vorauszuſchicken. 


122) Gef. v. 3. Januar 1873 (G.⸗S. S. 3) $ 57; Ge. v. 
17. Auguſt 1876 (G.⸗S. S. 377) § 29; Geſ. v. 25. Februar 1878 
(G.⸗S. S. 97) § 9; Gef. v. 1. Februar 1879 (G.⸗S. S. 14) SS 1, 2. 

123) Verordn. v. 13. Mai 1867 (G. S. S. 716) § 29; Ver⸗ 
ordn. v. 2. September 1867 (G. S. S. 1463) $ 1; Gef. v. 5. April 
1869 (G.⸗S. S. 517) $ 25; Gef. v. 5. April 1869 (G.⸗S. S. 526) 
$ 24; Gef. v. 15. April 1872 (G.-S. S. 167) $ 18; Geſ. v. 
23. Juli 1876 (G.⸗S. S. 357) 8 29. 

124) Vergl. 8 37 des in Anm. 121 cit. Art. in von Stengel's 
Wörterbuch Th. I S. 102. 
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Die Behörden zur Ausführung derjenigen agrari— 
ſchen Maßregeln, die unter der Bezeichnung „Auseinander— 
ſetzungen“ begriffen werden, ſind die Generalkommiſſio— 
nen. Solche beſtehen zur Zeit 125) in 

Frankfurt a. O. für die Provinzen Brandenburg und 


Pommern, 

Bromberg für die Provinzen Oſt- und Weſtpreußen und 
Poſen, 

Breslau „ „Provinz Schleſien, 

Merſeburg „ „ 15 Sachſen, 


Münſter i. W. „ „ R Weſtfalen und die land— 


rechtlichen Kreiſe der Rheinpro— 


vinz, 

Kaſſel „ „Provinz Heſſen-Naſſau, 

Hannover „ „Provinzen Hannover und Schles— 
wig⸗Holſtein, 26) 

Düſſeldorf „ „ Rheinprovinz — ausſchließlich der 


landrechtlichen Kreiſe — und die 
Hohenzollernſchen Lande. 127) 


125) Seit der erſten planmäßigen Einrichtung der Generalfom- 
mijfionen haben Zahl, Sitz und die Geſchäftsbezirke dieſer Behörden 
mehrfach gewechſelt. Auf dieſe mit der fortſchreitenden Geſetzgebung 
und dem Gange der Auseinanderſetzungsgeſchäfte zuſammenhängenden 
Veränderungen iſt hier ebenſowenig einzugehen als auf die zeitweiſe 
Uebertragung des Reſſorts einzelner Generalkommiſſionen auf die 
Regierungen. Vergl. unten Anm. 161, und ferner v. Stengel's 
Wörterbuch Th. I S. 91; Greiff S. 333 Anm. 2. 

126) Nur als Provinzial-Auseinanderſetzungsbehörde für Schles— 
wig⸗Holſtein unterliegt die Generalkommiſſion zu Hannover all— 
gemein der hier in Rede ſtehenden altländiſchen Geſetzgebung; nur 
mit dieſer Einſchränkung gilt alſo das in der Folge von den General— 
kommiſſionen Geſagte auch für die zu Hannover. ($ 16 des Gef. v. 
30. Juli 1883 — G.⸗S. S. 195). Vergl. v. Stengel's Wörter⸗ 
buch Th. I S. 91 82, S. 102 S 37. 

127) Vergl. v. Stengel's Wörterbuch Th. I S. 91 §& 2 a. E. 
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Die Generalkommiſſionen ſind Provinzialbehörden mit 
kollegialiſcher Verfaſſung, deren räumlicher Wirkungs— 
kreis nach dem Umfange der Auseinanderſetzungsgeſchäfte 
— auf eine Provinz oder mehrere Provinzen oder 
Theile von ſolchen — ſich erſtreckt. Jede Generalkom— 
miſſion beſteht einſchließlich des Präſidenten mindeſtens 
aus fünf Mitgliedern, die in der Mehrzahl zum Richter— 
amte qualificirte, zugleich mit der Landwirthſchaft ver— 
traute Rechtskundige ſind; die übrigen Mitglieder müſſen 
der „rationellen und praktiſchen Landwirthſchaft“ kundig, 
aber auch mit den für die Auseinanderſetzungsgeſchäfte er— 
forderlichen Rechtskenntniſſen ausgerüſtet jein. 28) Dieſe 
Qualifikation der Mitglieder iſt wegen der Natur der 
Auseinanderſetzungsgeſchäfte nöthig, für deren ſachgemäße 
Erledigung ſowohl Kenntniß des Rechts als der Land— 
wirthſchaft und Einſicht in die wirthſchaftlichen Verhält— 
niſſe der Betheiligten in Betracht kommen. Die große Be— 
deutung der meiſten Auseinanderſetzungen für die Be— 
theiligten wie für den Staat läßt es nicht zu, ſoweit es 
auf landwirthſchaftliche Kenntniſſe ankommt, ſich lediglich 
mit der Zuziehung von Sachverſtändigen zu begnügen. 
Damit wäre eine einheitliche, zielgerechte und ſorgfältige 
Erfüllung der zu löſenden Aufgaben gefährdet, nicht nur 
weil die leitende Behörde, wenn ſie nicht ſelbſt ſachver— 
ſtändig wäre, den Gegenſtand der ihr anvertrauten Ge— 
ſchäfte nicht vollſtändig zu beherrſchen vermöchte, ſondern 
auch weil ſie des Gefühls der alleinigen Verantwortlichkeit 
entbehren würde; ganz abgeſehen davon, daß wohl nirgends 
juriſtiſche und landwirthſchaftliche Fragen ſich ſo ſchwer 
ſcheiden laſſen wie in den Auseinanderſetzungsangelegen— 
heiten, ſo daß es auch aus dieſem Grunde im Allgemeinen 


128) Verordn. v. 20. Juni 1817 § 2; Verordn. v. 22. November 
1844 $ 1. 
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unthunlich wäre, nach beiden Geſichtspunkten die Behand— 
lung der Sache zu trennen. — Dieſes Moment ſowie die 
aus Rückſichten der Zweckmäßigkeit und Beſchleunigung 
zu erſtrebende Einheitlichkeit und der Zuſammenhang des 
ganzen Auseinanderſetzungsverfahrens laſſen auch eine 
Theilung unter verſchiedene Behörden, nach dem Gegen— 
ſtand oder Ziel einzelner Verfahrensabſchnitte und jenach— 
dem verwaltende oder richterliche Thätigkeit zu üben iſt, 
nicht angemeſſen erſcheinen. Deshalb wirken die General— 
kommiſſionen zugleich als verwaltende und als richterliche 
Behörden und haben ſie in erſterer Eigenſchaft auch Funk— 
tionen zu übernehmen, die außerhalb eines Auseinander— 
ſetzungsverfahrens den ordentlichen Verwaltungsbehörden 
obliegen. 129 

Streitigkeiten in Auseinanderſetzungsſachen, über die in 
erſter Inſtanz die Generalkommiſſionen entſcheiden, gehören 
in höherer Inſtanz vor das für die ganze Monarchie zu— 
ſtändige Ober-Landeskulturgericht, das in Berlin 
ſeinen Sitz hat und früher den Namen „Reviſionskollegium 
für Landeskulturſachen“ führte. 130) 

Als Organe der Auseinanderſetzungsbehörden wirken 
die Specialkommiſſare, die es mit der örtlichen Aus— 
führung der Auseinanderſetzungsgeſchäfte zu thun haben. 
Sie werden theils aus Gerichtsaſſeſſoren theils aus land— 
wirthſchaftlichen Technikern entnommen. Die Kommiſſare 
der letzteren Kategorie ſind „Oekonomiekommiſſare“. Die 
Gerichtsaſſeſſoren müſſen, bevor ſie ſelbſtändig die vollen 
Befugniſſe eines Oekonomiekommiſſars ausüben können, 
in der Praxis die erforderlichen techniſchen, die landwirth— 


129) Verordn. v. 20. Juni 1817 SS 3, 4 ff., 20, 162; Verordn. 
v. 30. Juni 1834 SS 7, 8, 11. 

130) Verordn. v. 22. November 1844 (G.⸗S. 1845 S. 19) $ 7; 
Gef. v. 18. Februar 1880 (G.⸗S. S. 59) $ 2. — Wegen des Namens 
„Ober⸗Landeskulturgericht“ vergl. Anm. 224. 
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ſchaftlichen Techniker müſſen in beſonders geordnetem Vor— 
bereitungsdienſte die erforderlichen Rechtskenntniſſe ſich er— 
werben. 131) 

Das Verfahren iſt ſeinem Zweck entſprechend ge— 
ſtaltet und nimmt — unter ſteter Beaufſichtigung der 
Generalkommiſſion — im Allgemeinen folgenden Gang. 
Nachdem von der Generalkommiſſion auf den bei ihr zu 
ſtellenden Auseinanderſetzungsantrag mit der Bearbeitung 
der einzelnen Auseinanderſetzung ein Kommiſſar beauftragt 
iſt, hat dieſer mit den Betheiligten über das Sach- und 
Rechtsverhältniß zu verhandeln, die erforderlichen Schätzun— 
gen und ſonſtigen zur Erledigung der Sache dienenden 
Vorarbeiten zu bewirken oder herbeizuführen, den Plan 
zur Auseinanderſetzung aufzuſtellen und — ſofern derſelbe 
von der Generalkommiſſion gebilligt wird — den Bethei— 
ligten vorzulegen. Nach Feſtſtellung des Planes hat der 
Kommiſſar deſſen Ausführung zu veranlaſſen und endlich 
über die ganze Auseinanderſetzung die Schlußurkunde, den 
Rezeß aufzunehmen, der über Gegenſtand und Ergebniß 
der Auseinanderſetzung deutliche, beſtimmte und vollſtändige 
Auskunft geben muß. Der vom Kommiſſar ausgearbeitete 
Rezeß iſt von der Generalkommiſſion zu prüfen, wenn ſich 
gegen ihn nichts zu erinnern findet, durch den Kommiſſar 
zur Vollziehung Seitens der Betheiligten zu bringen und 
dann von der Generalkommiſſion zu beſtätigen.!??) Er— 
geben ſich im Laufe des Verfahrens Streitigkeiten, deren 

131) Verordn. v. 20. Juni 1817 88 40 ff., 56 ff.; Ausführ.-Geſ. 
v. 7. Juni 1821 (G.⸗S. S. 83) § 7; K.⸗O. v. 7. Juni 1834 
(v. Kamptz Annalen Bd. 19 S. 672). Vergl. Greiff S. 355/356; 
Glatzel u. Sterneberg S. 35 ff. u. 477 ff. und die dortigen 
Allegate. 

132) Verordn. v. 20. Juni 1817 §8 3, 68, 155, — 41, 87 ff., 
98 ff., 114 ff., 158 ff., 168 ff.; Ausführ.⸗Geſ. v. 7. Juni 1821 
88 5, 6, 10; Verordn. v. 30. Juni 1834 88 17, 28, 
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Erledigung der Fortſetzung oder dem Abſchluſſe des Ge— 
ſchäfts nothwendig vorangehen muß, ſo hat der Kommiſſar 
die richterliche Entſcheidung durch Verhandlung mit den 
Betheiligten und nöthigenfalls durch Beweisaufnahme vor— 
zubereiten und dann die Akten der Generalkommiſſion 
zur Entſcheidung vorzulegen, die in erſter Inſtanz zu ur— 
theilen hat. Wird gegen die Entſcheidung der General— 
kommiſſion ein Rechtsmittel eingelegt, ſo hat dieſe Behörde 
auch die Entſcheidung zweiter Inſtanz durch kommiſſariſche 
Verhandlung mit den Streittheilen vorbereiten zu laſſen 
und ſodann die Akten dem Ober-Landeskulturgerichte zur 
Entſcheidung zu überſenden.! 53) Dieſes entſcheidet über 
alle Streitigkeiten, die lediglich Fragen der Auseinander- 
ſetzungsgeſetze, insbeſondere die Zuläſſigkeit der Auseinander— 
ſetzung, die Ablösbarkeit, die Art und Höhe der Entſchä— 
digung, den Auseinanderſetzungsplan und deſſen Ausfüh— 
rung betreffen, in letzter Inſtanz. Ein Rechtsmittel dritter 
Inſtanz iſt nur in Beziehung auf Streitigkeiten über ſolche 
Rechtsverhältniſſe zugelaſſen, die auch außerhalb eines 
Auseinanderſetzungsverfahrens Gegenſtand eines Rechts— 
ſtreits hätten werden können und dann in den ordentlichen 
Rechtsweg gehört hätten. Deshalb ſteht, ſoweit überhaupt 
gegen Urtheile des Ober-Landeskulturgerichts noch ein 
Rechtsmittel dritter Inſtanz ſtattfindet, die Entſcheidung 
dem Reichsgerichte zu, vor dem das Verfahren im All— 
gemeinen nach der Civilprozeßordnung ſich regelt. “““) 


133) Verordn. v. 20. Juni 1817 8 185; Verordn. v. 22. Novbr. 
1844 8 18; Gef. v. 18. Febr. 1880 8$ 58 ff. — Vergl. Glatzel 
u. Sterneberg 88 606 ff. 

164) Verordn. v. 22. Novbr. 1844 8 21; Gef. v. 18. Febr. 1880 
§ 67. — Vergl. Glatzel u. Sterneberg §s 650 ff. 


I. Die Auseinanderſetzungsbehörden. 


J. Die Generalkommiſſionen. 

$ 17. Ziel der Erörterung. Nachdem die guts— 
herrlich-bäuerlichen Regulirungen bis auf verſchwindende 
Reſte beendigt ſind, gehören zum Reſſort der General— 
kommiſſionen von den ihnen durch die bisherige Geſetz— 
gebung übertragenen Auseinanderſetzungen noch die Ab— 
löſung von Reallaſten und Servituten, die Gemeinheits— 
theilungen und Zuſammenlegungen. Wie aber nicht alle 
dieſe Auseinanderſetzungen den Generalkommiſſionen von 
deren Errichtung ab übertragen waren, das Reſſort dieſer 
Behörden ſich vielmehr urſprünglich auf die Regulirung 
der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe !“) be— 
ſchränkt hatte und erſt ſpäter auf die übrigen vorgenannten 
Auseinanderſetzungen ausgedehnt worden iſt, ebenſo ſind 
dieſen Behörden im Laufe der Zeit außer den Auseinander- 
ſetzungen noch andere Aufgaben zugefallen, die ihrer Haupt— 
aufgabe verwandt ſind und das Gebiet des Agrarrechts 
und der Landeskultur berühren. Sämmtliche vorerwähnten 
Reſſorterweiterungen im Einzelnen nachzuweiſen und die 
Gründe dafür aus der geſchichtlichen Entwickelung der 
Generalkommiſſionen klar zu legen, iſt hier von beſonderem 
Intereſſe, weil ſich nur ſo der gegenwärtige Charakter 
dieſer Behörden erkennen und darnach ihre jetzige Stellung 
im Behörden-Organismus richtig beurtheilen läßt. Ge— 
rade das iſt aber der Hauptzweck der nachſtehenden, die 


435) Verordn. v. 20. Juni 1817, Einleit. und 8 3. 
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Generalkommiſſionen betreffenden Erörterung, indem fich 
aus ihr die weitere Aufgabe — einer folgerichtigen Aus— 
bildung dieſer Behörden — von ſelbſt ergeben muß. 

§ 18. Der Organiſationsplan der beiden 
Edikte vom 14. September 1811. Beſondere Be— 
hörden für die Auseinanderſetzungsangelegenheiten — Aus— 
einanderſetzungsbehörden — gab es bis zum Jahr 1811 in 
Preußen nicht. 

Die im vorigen Jahrhundert wegen Aufhebung der 
Gemeinheiten und Gemeinhütungen erlaſſenen Verord— 
nungen hatten die Bearbeitung dieſer Angelegenheiten in 
die Hände ſachverſtändiger — der Landwirthſchaft und der 
Rechte kundiger — Oekonomie-Kommiſſarien gelegt, die in 
jedem Kreiſe nach Bedürfniß beſtellt werden ſollten. 136) 
Dieſe unterſtanden lediglich der Aufſicht der ordentlichen 
Juſtizbehörden, welche darüber wachen ſollten, daß „alles 
legal zugehe.“ Und auch wenn die Gemeinheitstheilungen 
ohne Zuthun der verordneten Kommiſſarien zu Stande 
gekommen waren, ſollten die Kollegien — nach einem Re— 
ſkript an das Kammergericht und die Kurmärkiſche Kammer 
vom 25. Dezember 1770137) — die Rezeſſe beſtätigen, 
inſofern nur nicht Illegalitäten vorgegangen oder zu be— 
fürchten waren. — Auf weſentlich gleichem Standpunkte 
blieben auch die Vorſchriften des 43. Titels der Allge— 
meinen Gerichtsordnung „von dem Verfahren bei Aus— 
einanderſetzung der Gemeinheiten“. Die Verhandlungen 


136) Verordn. über Aufhebung der gemeinſchaftlichen und ver— 
mengten Hütungen, Vertheilung der Brücher, überflüſſigen Hütungen 
u. ſ. w. im Königr. Preußen, in der Kur- und Neumark, in Magde- 
burg, Pommern und Halberſtadt v. 21. Novbr. 1769; Reglement 
wegen Aufhebung der Gemeinheiten und Gemeinhütungen für Schleſien 
v. 14. April 1771, u. a. Vergl. Krug Bd. 1 S. 245 ff., 299 ff., 
303; Dönniges Bd. II Heft 2 S. 396. - 

137) Krug Bd. 1 S. 306. 
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waren von einer „Gemeinheits-Auseinanderſetzungskom— 
miſſion“ 138) zu führen, die nach Erörterung des Rechts— 
punkts auf Grund der erforderlichen techniſchen Ermitte— 
lungen den Separationpslan zu entwerfen und nach Feſtſtel— 
lung desſelben den Rezeß auszuarbeiten und dem Gerichte 
zur Konfirmation zu überreichen hatte (a. a. O. 88 1 ff., 
29 ff., 34). — Auch die Ausführung des Edikts vom 
9. Oktober 1807 ſowie der Verordnung „wegen Verleihung 
des Eigenthums von den Grundſtücken der Immediat— 
Einſaſſen in den Domainen von Oſtpreußen, Litthauen 
und Weſtpreußen“ vom 27. Juli 1808 139) war noch den 
ordentlichen Gerichts- und Verwaltungsbehörden überlaſſen. 

Erſt nach Erlaß des Regulirungsedikts vom 14. Sep— 
tember 1811 und des Landeskulturedikts von demſelben 
Tage 140) änderten ſich die Dinge. 

Beide Edikte ſtellten — in der Verleihung des Eigen— 
thums der bäuerlichen Höfe, in der hiermit zu verbinden— 
den Servitutablöſung und der Separation der herrſchaft— 
lichen und bäuerlichen Ländereien, in der Ausweiſung des 
hutfreien Drittels und den ſonſtigen Verbeſſerungen der 
wirthſchaftlichen Einrichtung der Grundbeſitzer — ſo große 
und bei der damaligen Lage des Staates zugleich ſo 
dringende Aufgaben, daß zu ihrer Bewältigung vermehrte 
Kräfte in Anſpruch genommen werden mußten. Dazu kam, 
daß, wie bald erkannt wurde, die aus jenen Aufgaben ſich 
entwickelnden Geſchäfte zweckmäßig nur von Beamten aus— 
geführt werden konnten, die nicht blos juriſtiſche und ver— 
waltungstechniſche Kenntniſſe beſaßen, ſondern auch des 
landwirthſchaftlichen Betriebes kundig und mit den Ver— 


138) Darunter können, wie aus 88 3, 15, 16, 18, 37, 43 des 
Titels zu entnehmen, nur die nach den älteren Verordn. (vergl. Anm. 
136) beſtellten „Oekonomie-Kommiſſarien“ verſtanden ſein. 

139) Rabe Bd. 9 S. 235 (88 11, 13, 15, 19). 

140) Vergl. oben $ 2 Anm. 11. 
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hältniſſen der ländlichen Bevölkerung bekannt waren. Nach 
allen dieſen Richtungen konnte über die Unzulänglichkeit 
der damals beſtehenden Behörden kein Zweifel obwalten. 
Beide Edikte ſahen deshalb zur Ausführung der in ihnen 
verordneten Maßregeln die Organiſation neuer, beſonderer 
Behörden vor. 

Nach dem Regulirungsedikte (§ 59) ſollte, „um 
eine ſchnelle und ſachverſtändige Ausführung der hier ver— 
ordneten Maßregeln zu befördern und zu ſichern“, für 
jede Provinz „eine beſondere Generalkommiſſion“ errichtet 
werden, die ſich ausſchließlich mit dieſen Gegenſtänden zu 
beſchäftigen hätte. Nach dem Landeskulturedikte 
(SS 41, 42) ſollte in jedem Regierungs-Departement ein 
beſonderes Kollegium „die Landesökonomie und Kultur— 
ſachen ausſchließlich bearbeiten und mit Räthen beſetzt 
werden, die, mit vollkommener Qualifikation für ſolche, 
wiſſenſchaftliche Bildung verbinden.“ Um dieſes Kollegium 
„deſto wirkſamer“ zu machen, ſollte „ihm die Ausübung 
der Polizeigewalt bei Gegenſtänden ſeines Reſſorts an— 
vertraut werden. Zu dem Ende und um die Verbindung 
mit den übrigen Verwaltungszweigen zu erleichtern“, ſollte 
es eine Deputation der Provinzialregierung bilden, „dabei 
aber in ſeinen Beſchlüſſen von dem übrigen Kollegio 
unabhängig ſein“. Wegen des engen Zuſammenhanges 
der Landeskulturſachen mit der Regulirung der gutsherr— 
lichen und bäuerlichen Verhältniſſe ſollte der „General— 
kommiſſar“, welcher für die letztere in jedem Regierungs— 
Departement zu beſtellen war, „dem Landesöfonomie- 
Kollegio 141) präſidiren“. Die Geſchäfte der Gemeinheits— 


141) Es bedarf kaum der Andeutung, daß die hier erwähnten 
Landesökonomiekollegien mit dem erſt durch das Regulativ v. 25. März 
1842 (M. Bl. d. i. V. S. 128) in's Leben gerufenen und noch be— 
ſtehenden „Landes-Oekonomie-Kollegium“, dem in Ausführung des 8 39 
des Landeskult.⸗Ed. geſchaffenen techniſchen Beirathe der landwirth— 
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theilungen, hinſichtlich deren das Landeskulturedikt übrigens 
auf eine künftige Verordnung hinwies, ſind als zum Reſſort 
der Landesökonomiekollegien gehörig bezeichnet (SS 42— 44). 

Ein die Regierungen von der bevorſtehenden Organi— 
ſation der genannten Behörden benachrichtigender Erlaß des 
Staatskanzlers von Hardenberg vom 3. Oktober 1811 142) 
bemerkt zugleich, daß, während die gutsherrlich-bäuerlichen 
Regulirungen von einem Generalkommiſſariate bearbeitet 
werden würden, dem Landesökonomiekollegium neben den 
Landeskulturſachen und Gemeinheitstheilungen auch noch 
die Domänenſachen übertragen werden ſollten, da dieſe mit 
jenen in enger Verbindung ſtehen und es wünſchenswerth er— 
ſcheine, für die wichtige Domänenpartie die techniſchen Kennt— 
niſſe der Mitglieder der Landesökonomiekollegien zu benutzen. 

Nachdem hierauf durch eine Kab-Ord. vom 3. Oktober 
1811 die erſten Generalkommiſſarien und Präſidenten der 
Landesökonomiekollegien — für die Kurmark, die Neu— 
mark, Niederſchleſien, Oberſchleſien, Oſtpreußen, Weſtpreu— 
ßen und Pommern 143) — ernannt waren, erging im An— 
ſchluß an dieſe Ernennungen die Allerhöchſte Inſtruktion 
für die Generalkommiſſarien zur Regulirung der 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe und 
für die Landesökonomiekollegien vom 17. Oktober 
1811,14 die den Generalkommiſſarien und dem Regie— 


ſchaftlichen Centralſtelle, nicht in Verbindung zu bringen find. (Vergl. 
Aug. Meitzen, der Boden u. die landw. Verhältniſſe des Preuß. 
Staates, Bd. 3 S. 454 ff.) 

142) Akten des landwirthſch. Miniſt. „Landwirthſchaftliche Be— 
hörden. Nr. 1“, Vol. I. 

183) Für Litthauen und das Liegnitzer Departement blieben die 
Ernennungen zunächſt ausgeſetzt. Vergl. die in Anmerkung 142 be- 
zeichneten Akten. 

144) Die durch die Geſetzſammlung nicht veröffentlichte Inſtruktion 
befindet ſich in den in Anm. 142 gen. Miniſterialakten. Vergl. Dön- 
niges Bd. I S. 176, Bd. III S. 234, 235. 
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rungspräſidenten zur Nachachtung zugefertigt wurde. Die 
Inſtruktion regelte die Einrichtung und Zuſtändigkeit der 
Behörden im Weſentlichen nach Maßgabe der in beiden 
Edikten enthaltenen Ankündigung und betraf außerdem 
den Geſchäftsbetrieb und das Beſoldungsweſen. — Hier 
intereſſiren nur die Vorſchriften der Inſtruktion über die 
Organiſation und Zuſtändigkeit, und zwar auch der Landes— 
ökonomiekollegien, die zwar bekanntlich nicht in's Leben 
traten, deren Aufgaben aber zum Theil auf die General— 
kommiſſionen übergingen und das Reſſort dieſer Behörden 
erweiterten. 

Nach der Inſtruktion ſollte der Regel nach in jedem 
Regierungs-Departement 145) für die Regulirung der 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe ein 
Generalkommiſſarius angeſtellt und ein General— 
kommiſſariat eingerichtet werden. Jeder Generalkom— 
miſſion ſollten, außer dem Generalkommiſſar, angehören: 
ein Ober-Kommiſſar, zugleich als Vertreter des General— 
kommiſſars, ein rechtsverſtändiger Beiſitzer und die erforder— 
liche Anzahl tüchtiger Oekonomiekommiſſare. Der General- 
kommiſſar hatte die Geſchäfte zu vertheilen und zu leiten, 
die ediktmäßigen Entſcheidungen zu veranlaſſen und endlich 
die Rezeſſe zu beſtätigen. (§§ 1, 3, 8, 26, 29.) 

Das Reſſort des in jedem Regierungs-Departement 
zu errichtenden Landesökonomiekollegiums ſollte die 
Beförderung der Landeskultur, die Gemeinheits— 
theilungen, die Verwaltung und Veräußerung 
der Domänen und Forſten ſowie die land- und 
forſtwirthſchaftliche Polizei umfaſſen, ſo daß aus 


140) Dieſe Abweichung von 8 59 des Regul.-Ed., wonach für jede 
Provinz eine Generalkommiſſion errichtet werden ſollte, iſt im 8 1 
der Inſtruktion (mit den Worten „in jeder Provinz, oder vielmehr 
in jedem Regierungs-Departement“) zum Ausdrucke gekommen. 
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dem Reſſort der Regierungen namentlich ausſchei— 
den ſollten (SS 3, 4, 6, 7): 
alle Landeskulturangelegenheiten, 
Gemeinheitstheilungen, 
Abbaue und Zerſchlagung größerer Güter, 
Verwandlung von Dienſten in Abgaben, 
Abfindung von Servituten, 
Vorfluth⸗ und Entwäſſerungsangelegenheiten, 
Landesmeliorationen, Urbarmachung von Forſten, Ver— 
wallungen u. dergl., 
die Domänenſachen, ſoweit ſie techniſche Bearbeitung 
erfordern, insbeſondere die Verpachtung, Verwaltung 
und Veräußerung ſowie die Bauangelegenheiten, 
die Remiſſionsſachen und 
die Gefäll- und Steuerrepartitionen bei Dismembrationen. 
Dieſem Reſſort entſprechend ſollte jedes Landesökonomie— 
kollegium — unter dem Präſidium des Generalkommiſſars 
— zunächſt aus einem Direktor, den Oberforſtmeiſtern 
und Domänenräthen der Domänen-Deputation, mehreren 
Räthen für Theilungs- und Kulturſachen, einem Rathe 
für Domänenveräußerung, einem Land-Baudirektor und 
einem Juſtitiar zuſammengeſetzt ſein. Nach Vollendung 
() der Geſchäfte der Generalkommiſſion ſollte der 
derſelben angehörige Ober-Kommiſſar in das Landesöko— 
nomiekollegium eintreten, wogegen mit der fortſchreitenden 
Veräußerung der Domänen die Stellen der Domänenräthe 
nach und nach einzugehen hätten, ſo daß nach Vollendung 
der Domänenveräußerung außer dem Präſidenten, dem 
Direktor und dem Juſtitiar nur 4 bis 5 techniſche Räthe 
angeſtellt bleiben ſollten, indem „dieſes Perſonal mit 
Hülfe einiger tüchtigen Oekonomiekommiſſarien hinlänglich 
ſein werde, 
die Gemeinheitstheilungsſachen, 
die Kultur- und Meliorationsſachen, 
Preuß. Agrargeſetzgebung. 6 
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die Gefällrepartition bei Vereinzelungen, 

die Remiſſionsſachen und 

die landwirthſchaftlichen Polizeiſachen 
zu beſtreiten, auf welche Gegenſtände ſich künftig das Reſſort 
der Oekonomie-Kollegien beſchränkt.“ (SS 9— 11.) 

Aus dieſen Beſtimmungen der Inſtruktion geht deut— 
lich hervor, daß die Generalkommiſſionen lediglich 
für die gutsherrlich-bäuerlichen Regulirungen be— 
ſtimmt waren, die man in abſehbarer Zeit zu erledigen 
hoffte. Einzelne Vorſchriften des Regulirungsedikts und 
auch der Deklaration vom 29. Mai 1816 146) laſſen zweifel— 
los entnehmen, daß man die Beendigung der Regulirung 
und damit auch der Thätigkeit der Generalkommiſſionen 
nach einer kurzen Reihe von Jahren vorausſetzte, und von 
weſentlich gleicher Annahme gingen die Behörden auch 
ſpäter aus, als eine neue Inſtruktion für die General— 
kommiſſarien — aus der dann die Verordnung vom 20. Juni 
1817 hervorging — vorbereitet wurde. 147) Dieſe An— 
nahme findet auch, was die Bemeſſung der Zeitdauer 
des Regulirungsgeſchäfts betrifft, ihre Erklärung durch die 
in den leitenden Kreiſen damals herrſchende Anſchauung 
von dem Charakter dieſes Geſchäfts. Sie ging dahin, daß 
die Auseinanderſetzung zwiſchen Gutsherren und Bauern 
ganz anderer Natur ſei als die über feſtſtehende Eigen— 
thumsrechte, daß den Bauern, namentlich den Pachtbauern, 
nur aus landespolizeilichen Rückſichten ein Eigenthum ver— 


146) Vergl. u. a. 88 5, 23, 41, 52, 53 des Regul.⸗Ed. und Art. 
9, 49 der Deklaration. 

147) Ein Promemoria v. 13. Aug. 1816 (in den Akten des land— 
wirthſch. Miniſt. „Landwirthſchaftliche Behörden. Nr. 1 Vol. I) recht⸗ 
fertigt die Bewilligung fixirter Diäten für die Kommiſſare und die 
feſte Anſtellung der Subalternen u. a. mit der Bemerkung, „daß die 
Generalkommiſſionen auf einen Zeitraum von 10 Jahren hinaus voll— 
auf zu thun haben werden.“ 
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liehen werde, worauf ſie keinen Anſpruch hatten, und die 
ganze Ausgleichungsoperation auf billige Beilegung ver— 
worrener und bisher größtentheils wenig nutzbarer Beſitz— 
verhältniſſe hinauslaufe, bei der auf beiden Seiten großer 
Gewinn gemacht werde und für die es deshalb heupſaeh; 
lich nur auf raſche Durchführung ankomme. 148) — Die 
Generalkommiſſionen waren alſo, wie auch ſchon ihre Be— 
zeichnung als „Kommiſſionen“ ergiebt, nicht als dauernde, 
ſondern als vorübergehende Behörden gedacht, nur für das 
eine Geſchäft der Regulirung der gutsherrlichen und bäuer— 
lichen Verhältniſſe, das ſeiner Natur nach, einmal erledigt, 
nicht wieder vorkommen konnte. 

Ganz anders die Landesökonomiekollegien! 
Dieſe erſcheinen nach der Inſtruktion vom 17. Oktober 
1811 als ſtändige Verwaltungsbehörden, nicht anders als 
die Regierungen (§ 2); die ihr Reſſort bildenden Angelegen— 
heiten (S 11) ſind durchgehends dauernde und zwar ein— 
ſchließlich der Gemeinheitstheilungen, die den ſonſtigen Kul— 
tur- und den Meliorationsſachen ganz gleich ſtehen. Eine 
planmäßig zu betreibende Aufhebung aller Gemeinheiten, 
Grundgerechtigkeiten u. ſ. w. — der Art, wie die Regulirung 
der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe erfolgen ſollte 
— lag weder nach dem Landeskulturedikte, deſſen $ 10 viel— 
mehr ausdrücklich Vorſicht (Löſung nach und nach) empfiehlt, 
noch auch nach der ſpäteren Gemeinheitstheilungsordnung 
von 1821 in der Abſicht, wie von ſelbſt daraus erhellt, daß 
Gemeinheitstheilungen nur auf Antrag vorzunehmen ſind. 
Damit ſtehen übrigens auch die Thatſachen im Einklange; 
noch jetzt ſind die Gemeinheitstheilungen, ſelbſt im Geltungs— 
gebiete der Gemeinheitstheilungsordnung von 1821, nicht 


148) Vergl. das in Anm. 147 angezogene Promemoria und die 
Schreiben des Min. d. Inn. an den Juſtiz-Min. v. 2. Septbr. und 
11. Dezbr. 1816 in den in derſelben Anm. alleg. Akten. 

6* 
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beendigt, wenngleich in den einzelnen Landestheilen in vers 
ſchiedenem Umfange vorgeſchritten. 149) Als nicht dauernde 
Angelegenheiten könnten — nach Maßgabe der Inſtruk— 
tion — allein und allenfalls die Domänenſachen gelten, 
die nach Ausführung der damals geplanten vollſtändigen 
Veräußerung der Domänen weggefallen wären. 150) Nach— 
dem inzwiſchen von dieſem Plan Abſtand genommen wor— 
den 151) und der Staat im Beſitze von Domänen und 
Forſten geblieben iſt, hätten auch die Domänenſachen einen 
dauernden Gegenſtand des Reſſorts der Landesökonomie— 
kollegien gebildet. Dieſe Behörden wären demnach und 
gemäß ihrer oben bezeichneten Aufgaben Provinzial— 
behörden für daſſelbe Reſſort geweſen, für das jetzt als 
Central behörde das Miniſterium für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forſten beſteht. 

Ein ſolches Miniſterium beſtand bekanntlich bei Er— 
laß der Inſtruktion vom 17. Oktober 1811 noch nicht; 
die Angelegenheiten des landwirthſchaftlichen Gewerbes 
waren vielmehr gleich den übrigen Gewerbeſachen dem 


149) Vergl. oben 8 15 vorletzt. Abſ. — 

150) Vergl. über die Veräußer lichkeit und zwar der ſchon 1808 
17. Dezbr. 1808 
6. Novbr. 1809 
(G.⸗S. 1806 —1810 S. 883); der ſpäter erworbenen Domänen: Deklar. 
v. 6. Juni 1812 (G.⸗S. S. 108) und Verordn. v. 9. März 1819 
(G.⸗S. S. 73); über die Veräußerung der Domänen: $ 64 der 
Geſchäfts-Inſtr. für die Regierungen v. 26. Dezbr. 1808 (Rabe Bd. 9 
S. 415); Domänenveräußerungs-Inſtr. v. 25. Oktober 1810 (nicht 
publicirt, abgedr. in Koch's Recht der Preuß. Domänen S. 273); 
Ed. wegen Veräußerung der Domänen, Forſten und geiſtlichen Güter 
v. 27. Juni 1811 (G.⸗S. S. 208); Verordn. wegen Veräußerung 
der Staatsgüter v. 5. März 1813 (G.⸗S. S. 27). 

51) Wegen der vorübergehenden Wirkſamkeit der über die 
Veräußerung der Domänen ergangenen Verordnungen und über die 
gegenwärtigen Verwaltungsgrundſätze zu vergl. Oelrichs, die Do- 
mänenverwaltung des Preuß. Staates (Breslau 1888), S. 91, 94. 


der Monarchie angehör. Domänen: Hausgeſ. v. 
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Miniſterium des Innern, die Domänen und Forſten aber 
dem Finanz⸗Miniſterium zugetheilt.!52) Erſt 1848 iſt es 
zur Bildung eines Miniſteriums für die landwirthſchaft— 
lichen Angelegenheiten gekommen, 153) aus dem dann — 
nach mehrmaligen Reſſorterweiterungen 154) — das gegen— 
wärtige Miniſterium für Landwirthſchaft, Domänen und 
Forſten erwachſen iſt, dem die ſtaatliche Pflege der Landes— 
kultur in der weiteſten Bedeutung des Wortes obliegt, 
das ſomit die Landeskultur-Centralbehörde iſt, wie die 


152) Publikandum v. 16. Dezbr. 1808, §8 7, 22 (Rabe Bd. 9 
S. 383 ff.). 

153) Erlaß v. 25. Juni 1848 (G.⸗S. S. 159). 

153) Dem Miniſterium für die landw. Angel. war zunächſt die 
geſammte landwirthſchaftliche Polizei in demſelben Umfang übertragen, 
in dem fie nach dem Allerh. Erl. v. 17. April 1848 (G-S. S. 109) 
von dem Min. für Handel, Gewerbe u. öffentliche Arbeiten hatte ver— 
waltet werden ſollen. Darnach umfaßte die landwirthſchaftliche Polizei 
die obere Leitung bei Regulirung der gutsherrlich-bäuerlichen Ver— 
hälniſſe, die obere Leitung der Reallaſtenablöſungen und Gemeinheits— 
theilungen, der Vorfluths- und Fiſchereipolizeiſachen und aller Anſtalten 
zur Beförderung der Landwirthſchaft einſchließlich der Konkurrenz bei 
dem unter Leitung des Hof-Oberſtallmeiſters ſtehenden Geſtütweſen und 
der landwirthſchaftlich-techniſchen Lehranſtalten. In der Folge gingen 
dann auf das Min. für die landw. Angel. weiter über: die ausſchließliche 
Leitung des — nunmehr vom Obermarſtallamte getrennten — Geſtüt— 
weſens (Erl. v. 11. Aug. 1848, G.⸗S. S. 228), die Bearbeitung der 
Eindeihungs- und Deichſocietätsangelegenheiten (Erl. v. 26. Novbr. 
1849, G.⸗S. 1850 S. 3), die Ausführung des Jagdpolizeigeſ. v. 
7. März 1850 ($ 31 — G.⸗S. S. 165), die Ausführung des Gef. 
über die Regulirung des Abdeckereiweſens v. 31. Mai 1858 (8 30 — 
G.⸗S. S. 333) — in Gemeinſchaft mit dem Min. für Handel u. 
Gewerbe —, die Verwaltung des Veterinärweſens mit Einſchluß der 
Veterinärpolizei (Erl. v. 27. April 1872, G.-S. S. 594), die Beauf— 
ſichtigung der landſchaftlichen Kreditanſtalten und die Mitbeaufſichtigung 
aller nicht landſchaftlichen Grundkreditanſtalten (Erl. v. 10. April 1874, 
G.⸗S. S. 310, u. v. 13. Aug. 1876, G.⸗S. S. 397), endlich die 
Verwaltung der Domänen u. Forſten (Erl. v. 7. Aug. 1878, G.⸗S. 
1879 S. 25). 
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Landesökonomiekollegien hätten Landeskultur-Provinzial— 
behörden werden ſollen. — Daß eine ſolche Landeskultur— 
Centralbehörde Bedürfniß war, ergiebt ſich nicht nur aus 
deren allmählichem Werden und Wachſen ſelbſt, ſondern 
auch aus der von ihr — in der kurzen Zeit ihres Be— 
ſtehens und trotz der Ungunſt mancher äußeren Verhält— 
niſſe — bereits ausgegangenen Wirkſamkeit. Die wichtigen 
Gebiete des Agrarrechts, der Feld- und Forſtpolizei, Jagd— 
polizei, Fiſchereipolizei, des Veterinär- und Geſtütweſens, 
des Deich- und Meliorationsweſens, der Dismembrations— 
und Anſiedelungsſachen, des landwirthſchaftlichen Kredits, 
des landwirthſchaftlichen Unterrichts, des landwirthſchaft— 
lichen Vereinsweſens — ſie alle haben von der landwirth— 
ſchaftlichen Centralſtelle ſeit Ende der 1840er Jahre 
beträchtliche, vielfach erfolgreiche, theils geſetzgeberiſche 
theils verwaltende Einwirkung erfahren und es iſt nur 
zu beklagen, daß dieſe zum großen Theile ſpäter als er— 
wünſcht kam. Auf dem Gebiete der gutsherrlich-bäuer— 
lichen Regulirung iſt ſie, wie oben ($ 4) näher dar— 
gethan, zu ſpät gekommen. 

Ob nicht auch die Landesökonomiekollegien der In— 
ſtruktion vom 17. Oktober 1811 Bedürfniß waren und 
ob es daher wohlgethan war, die beabſichtigte Einrich— 
tung dieſer Behörden aufzugeben? — Die Annahme möchte 
nicht ohne weiteres abzuweiſen ſein, daß, wenn die Landes— 
ökonomiekollegien nach jener Inſtruktion in's Leben ge— 
treten und alſo Landeskultur-Provinzialbehörden vor— 
handen geweſen wären, dieſe bei entſprechender Thätigkeit, 
durch die unausbleibliche Rückwirkung auf die Central— 
inſtanz, früher, als dann zum Schaden mancher Verhält— 
niſſe geſchehen iſt, zur Bildung eines beſonderen Miniſte— 
riums für Landwirthſchaft geführt hätten. Indeſſen ſolche 
Erwägungen — obgleich ſie ſich bei einem Rückblicke, wie 
er hier ſtattfindet, von ſelbſt aufdrängen — bleiben frucht— 
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los. Zur Beantwortung der aufgeworfenen Frage bedarf 
es ihrer aber auch nicht. Die nachfolgende Ueberſicht über 
den ferneren Gang der Geſetzgebung hinſichtlich der Zu— 
ſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörden bringt That— 
ſachen, die für die Beurtheilung jener Frage eine zuver— 
läſſigere Grundlage bieten. 
§ 19. Beſeitigung des ediktmäßigen Organi— 
ſationsplans. Uebertragung des Reſſorts der 
Landesökonomiekollegien auf die Regierungen. 
Zur Errichtung der Landesökonomiekollegien iſt es, wie 
ſchon gejagt, nicht gekommen. Nachdem ein einziges ſolches 
Kollegium in Oſtpreußen eingeſetzt war, 155) wurde die in 
dem Landeskulturedikt und der Inſtruktion vom 17. Ok— 
tober 1811 geplante Organiſation dieſer Behörden fallen 
gelaſſen. Die Verordnung wegen verbeſſerter Einrichtung 
der Provinzialbehörden vom 30. April 1815 ($ 10) hob 
die Landesökonomiekollegien — angeblich weil die Abſon— 
derung ihrer Verwaltungszweige Schwierigkeiten machte 
und eine Verwickelung des Geſchäftsganges herbeigeführt 
hätte — wieder auf, 156) und die Inſtruktion zur Ge— 
ſchäftsführung der Regierungen vom 23. Oktober 1817157 
(88 2, 3) übertrug den Regierungen 
die landwirthſchaftliche Polizei, folglich alle Landeskultur— 
angelegenheiten; Gemeinheitstheilungen; Abbaue und 
Zerſchlagung größerer Güter; Verwandlung von Dienſten 
in Geldabgaben; Abfindung von Servituten; Vorfluth, 
Entwäſſerung und Landesmeliorationen; die Verwaltung 
der Domänen und Forſten; die Forſt- und Jagdpolizei; 
das geſammte Steuerweſen; — alle dieſe Angelegen— 
heiten, ſoweit ſie nicht beſonderen Behörden zugewieſen 
waren. 


155) Dönniges Bd. III S. 235. 
186) G.⸗S. S. 85; vergl. Dönniges Bd. III S. 234/235. 
157) G.⸗S. S. 248. 
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Damit waren ſämmtliche Gegenſtände, die nach der In— 
ſtruktion vom 17. Oktober 1811 von den Landes— 
ökonomiekollegien zu verwalten geweſen wären, auf 
die Regierungen übertragen. Den Generalkommiſſio— 
nen verblieb nach wie vor nur die Regulirung der guts— 
herrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe nach Maßgabe des 
Regulirungsedikts, allerdings — zufolge Art. 108 der 
inzwiſchen ergangenen Deklaration vom 29. Mai 1816 — 
mit der Erweiterung, daß ſie auch die mit ſolcher Re— 
gulirung verbundenen Gemeinheitstheilungen zu be— 
arbeiten hatten. Die gleichfalls vor der Regierungsinſtruk— 
tion vom 23. Oktober 1817 ergangene Verordnung wegen 
Organiſation der Generalkommiſſionen u. ſ. w. vom 20. Juni 
1817 bezog ſich nur auf die gutsherrlich-bäuerlichen Re— 
gulirungen ($ 3) und hatte mithin das Reſſort dieſer Be— 
hörden nicht ausgedehnt. 

§ 20. Anderweite Reſſortänderung. Allmäh— 
liche Ausdehnung des Reſſorts der Generalkom— 
miſſionen. Wäre es bei der (§ 19) vorgedachten Geſchäfts— 
vertheilung geblieben, ſo hätten die Generalkommiſſionen 
ihre einzige Aufgabe, die gutsherrlich-bäuerliche Regulirung, 
ſoweit es lediglich auf ihre Arbeit ankam, in der That 
wohl in kurzer Zeit erledigen und dann, wie vorausgeſetzt 
war, wieder vom Schauplatz abtreten können. Indeſſen 
jene Geſchäftsvertheilung muß doch wohl nachträglich Be— 
denken erregt haben; ſie wurde aufgegeben, ſobald die; 
Durchführung weiterer großer Kulturmaßregeln mehr und 
geeignetere Kräfte erforderte, als in den Regierungen zu 
finden waren. — Es ging eben mit dem formellen Theile 
der Agrargeſetzgebung nicht anders wie mit dem materiellen; 
die Entwickelung erfolgte nur allmählich und unter mannig— 
facher Aenderung der leitenden Gedanken. Nachdem die 
Landesökonomiekollegien wegen anſcheinend nicht zu über— 
windender Schwierigkeiten hatten fallen müſſen, waren die 
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zu ihrem Reſſort gewiejenen Angelegenheiten zuerſt — 
was bei oberflächlicher Betrachtung der einfachſte Ausweg 
ſchien — in Pauſch und Bogen wieder der Regierung 
zugetheilt worden und damit die alten Reſſortverhältniſſe 
der vormaligen Regierungsinſtruktion vom 26. Dezember 
1808 158) wieder hergeſtellt. Als ſich dann aber an der 
Hand der praktiſchen Erfahrung bald zeigte, daß auch 
dieſer Zuſtand doch nicht haltbar war, begannen ander— 
weite Reformen, nur nicht mehr radikal und generell, 
ſondern in engeren Grenzen, ſoweit es die hervortretenden 
Bedürfniſſe verlangten. 

In dieſer Weiſe wurden zunächſt aus dem Reſſort der 
Regierungen wieder ausgeſchieden und durch das Geſetz 
über die Ausführung der Gemeinheitstheilungs- und Ab— 
löſungs-Ordnungen vom 7. Juni 1821159) den General- 
kommiſſionen übertragen: die Gemeinheitstheilungen 
und Servitutablöſungen nach der Gemeinheitstheilungs— 
ordnung vom 7. Juni 1821 nebſt den im zweiten Ab— 
ſchnitte dieſes Geſetzes eingeführten, auf Einſchränkung 
der Gemeinheiten abzielenden Kulturmaßregeln, ſowie die 
Ablöſung der Reallaſten von eigenthümlichen oder 
zu Erbzins- oder Erbpachtrecht beſeſſenen Grund— 
ſtücken nach der Ablöſungsordnung vom gleichen Datum. 160) 
Den Vorſchriften der Gemeinheitstheilungsordnung wurden 
ſpäter zur Ergänzung derſelben durch das ſog. Ergänzungs— 
geſetz vom 2. März 1850 auch die in letzterem aufgezähl— 
ten Grundgerechtigkeiten unterworfen, deren Ablöſung alſo 
ebenfalls die Generalkommiſſionen zu bewirken haben. Die 
Gemeinheitstheilungen, Servitut- und Reallaſtenablöſun— 
gen ſind demnächſt auch in den übrigen Landestheilen 
außerhalb des urſprünglichen Geltungsbereichs jenes 


158) Rabe Bd. 9 S. 418 ff.; vergl. 8 2 J u. 8 4a, b der Inſtr. 
159) G.⸗S. S. 83. 
160) Vergl. oben $ 11 u. Anm. 81, S 6 u. Anm. 41. 
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Ausführungsgeſetzes von 1821 ſowie in den 1866 neu 
erworbenen Landestheilen den Generalkommiſſionen 16) 
übertragen worden. 162 Im Einklange hiermit wurde 
dieſen Behörden in der Folge auch die der Gemein— 
heitstheilung verwandte Zuſammenlegung von Grund— 
ſtücken, die einer gemeinſchaftlichen Benutzung nicht unter— 


161) Davon, daß zwiſchenzeitlich in einzelnen Provinzen beſondere 
Abtheilungen der dortigen Regierungen als Auseinanderſetzungsbehörden 
fungirten und als ſolche auch die oben ged. Angelegenheiten zu be— 
arbeiten hatten [vergl. Lette u. v. Rönne Bd. 2 S. 12 ff., Schnei- 
der, die Landeskulturgeſetzgebung des Preuß. Staates (Berlin 1879), 
1. u. 2. Abſchn. S. 40 ff.], darf auch hier (vergl. oben Anm. 125) 
abgeſehen werden. Die Regierungsabtheilungen waren nur unter Mit— 
wirkung beſonderer landwirthſchaftlicher Spruchkollegien mit jenen An— 
gelegenheiten betraut und für dieſe mit beſonderen, den Generalkom— 
miſſionen entnommenen Beamten beſetzt, ſo daß in Beziehung auf 
dieſe vorübergehende und mehr äußerliche Verbindung von Regierun— 
gen und Auseinanderſetzungsbehörden nicht etwa von einer Rückkehr 
zu den Regierungsinſtruktionen von 1808 und 1817, wonach den 
Regierungen als ſolchen die Gemeinheitstheilungen u. ſ. w. zuge— 
theilt waren, geſprochen werden kann. 

162) Statt des ſpeciellen Nachweiſes, der wegen der großen Zahl 
zu allegirender Geſetze unverhältnißmäßigen Raum beanſpruchen würde, 
vergl. den Art. „Auseinanderſetzungsverfahren in Preußen“ (beſonders 
SS 2, 3, 7, 33, 35, 37) in v. Stengel's Wörterbuch Bd. I S. 90 ff. 
— Die hiernach (§ 33 a. a. O.) beſtehende einzige Ausnahme von der 
Zuſtändigkeit der Generalkommiſſionen bildet die auf dem Rheiniſchen 
Verfahrensgeſ. v. 19. Mai 1851 (G.-S. S. 383) beruhende Zuſtändig— 
keit der ordentlichen Gerichte für die nach der Rheiniſchen Ge— 
meinheitstheilungsordnung von demſelben Tage (G.-S. S. 371) er- 
folgenden Theilungen und Servitutablöſungen. Dieſe Ausnahme, die 
übrigens wegen der geringfügigen Wirkſamkeit der Gerichte auf dieſem 
Gebiete praktiſch von keinem Belang iſt, hat mit dem hier behandelten 
Reſſortwechſel zwiſchen Generalkommiſſion und Regierung nichts zu 
thun, bezieht ſich überdies weſentlich nur auf den Abſchluß des 
Verfahrens; das Vorverfahren, das früher der Regierung übertragen 
war, iſt durch § 24 des Gef. v. 24. Mai 1885 (G.⸗S. S. 156) jetzt 
ebenfalls auf die Generalkommiſſion (zu Düſſeldorf) übergegangen. 


91 


liegen, 1%) ſowie die Güterkonſolidation im Regierungs— 
bezirke Wiesbaden 165) zugewieſen. — Bei allen von ihnen 
geleiteten Auseinanderſetzungen haben die Generalkommiſ— 
ſionen das landes polizeiliche und — in beſtimmtem 
Umfang — auch das fiskaliſche Intereſſe und das Ober— 
aufſichtsrecht des Staates über Korporationen und öffent— 
liche Anſtalten wahrzunehmen ſowie für Vertheilung der 
öffentlichen Laſten, mit Ausnahme der Grundſteuern, 85) 
zu ſorgen. Bei Gemeinheitstheilungen, Zuſammenlegungen 


Daß den Regierungen und Provinzial-Schulkollegien die Befugniß 
beigelegt iſt, Auseinanderſetzungsverträge abzuſchließen und Rezeſſe zu 
beſtätigen, welche die zu ihrem eigenen Reſſort gehörigen 
Gutsverwaltungen betreffen (Verordn. v. 30. Juni 1834 $ 39; 
Gef. v. 21. April 1852 — G.-S. S. 258 —), kann nicht als Aus— 
nahme der allgemeinen Zuſtändigkeitsnormen bezeichnet werden, 
da die Generalkommiſſionen an ſich auch für dieſe Fälle zuſtändig find 
und ſie zu bearbeiten haben, ſobald die Regierungen und Provinzial— 
Schulkollegien von ihrer konkurrirenden Befugniß nicht Gebrauch 
machen (Verordn. v. 20. Juni 1817 8 65). 

163) Gef. v. 2. April 1872 (G.-S. S. 329) für die Landestheile, 
in welchen die Gemeinheitstheilungsordnung v. 7. Juni 1821 gilt; 
Gef. v. 5. April 1869 (G.⸗S. S. 514) und v. 14. Juni 1875 (G.⸗S. 
S. 233) für den Bezirk des Juſtizſenats Ehrenbreitſtein; Verordn. 
v. 13. Mai 1867 (G.⸗S. S. 716) u. 2. Septbr. 1867 (G.⸗S. S. 1463) 
für das vormal. Kurfürſtenthum Heſſen u. ſ. w.; Gef. v. 17. Aug. 
1876 (G -S. S. 377) u. 25. Febr. 1878 (G.-S. S. 97 — 89 —) in 
Verbindung mit dem Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung v. 
30. Juli 1883 (§ 16) für Schleswig -Holſtein einſchließl. Lauenburg; 
Gef. v. 24. Mai 1885 (G.⸗S. S. 156) für das Geltungsgebiet des 
Rheiniſchen Rechts; Geſ. v. 23. Mai 1885 (G.-S. S. 143) für die 
Hohenzollernſchen Lande. 

162) Geſ. v. 21. März 1887 (G.⸗S. S. 61). 

165) Die Vertheilung der Grundſteuer, die regelmäßig durch 
den Fortſchreibungsbeamten erfolgt, kann unter Umſtänden auch durch 
die Auseinanderſetzungsbehörde bewirkt werden. Vergl. $ 36 des Gef. 
v. 8. Febr. 1867 (G.⸗S. S. 185), $ 22 des Gef. v. 5. April 1869 
(G.⸗S. S. 526), $ 7 des Gef. v. 5. April 1869 (G.⸗S. S 514), 
$ 27 der Verordn. v. 13. Mai 1867 (G.⸗S. S. 716). 
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und Servitutablöſungen ſind ſie auch Abbaue vorzu— 
nehmen befugt und haben ſie die Regelung der Wege, 
Triften und Entwäſſerungsgräben — der öffentlichen 
Wege in Gemeinſchaft mit den ordentlichen Verwaltungs— 
behörden — ſowie die Landdotation der Schullehrer— 
ſtellen in den Dörfern zu bewirken. Auch Fluß- und 
Waſſerſtandsregulirungen, Stauanlagen und an— 
dere Meliorationen, die Ausweiſung von Turnplätzen, 
Kirchhöfen u. dergl. liegen, ſoweit ſie mit einer Aus— 
einanderſetzung zuſammenhängen, im Bereiche der Zuſtän— 
digkeit der Generalkommiſſionen. 6) — Während der Regel 
nach mit Beendigung jeder Auseinanderſetzung die Zu— 
ſtändigkeit der Generalkommiſſion aufhört, 57) iſt nach dem 
Geſetze vom 2. April 1887168) für die durch ein Aus— 
einanderſetzungsverfahren begründeten gemein— 
ſchaftlichen Angelegenheiten unter Umſtänden auch 
über jenen Zeitpunkt hinaus die Zuſtändigkeit der General— 
kommiſſion 16) aufrecht erhalten. Darnach kann für der— 
artige gemeinſchaftliche Angelegenheiten, als Wege, Triften, 
Gräben, Trankſtätten, Lehm-, Sand-, Kalk- und Mergel- 


166) Vergl. u. a. Verordn. v. 30. Juni 1834 §8 7, 8, 11, 12; 
Gemeinheistheil-Ordn. v. 7. Juni 1821 8s 69 ff., 95 ff; Gef. v. 25 Aug. 
1876 (G.⸗S. S. 405) 5 1 Abſ. 1; — Lette u. v. Rönne Bd. 3 
S. 610, 651; Greiff S. 79 Anm. 18, S. 414 ff., 421 ff.; 
Glatzel u. Sterneberg §s 21 ff.; v. Brauchitſch Bd. 4 (1886) 
S. 348 Anm. 2. 

167) Verordn. v. 20. Juni 1817 8 20. 

168) G.⸗S. S. 105. Vergl. beſonders 88 1, 2, 4, 5, 9 d. Geſ. 

169) Die in dem Gef. v. 2. April 1887 wie in anderen Geſetzen 
gebrauchte Bezeichnung „Auseinanderſetzungsbebörde“ (ſtatt „Gene— 
ralkommiſſion“) ſchreibt ſich daher, daß früher nicht nur die General- 
kommiſſionen, ſondern auch andere Behörden als Auseinanderſetzungs— 
behörden fungirten. Hierüber und wie weit dies noch heute zutrifft, 
vergl. oben Anm. 161, 162. Die Bezeichnung wird übrigens auch 
im weiteren Sinne gebraucht, in dem ſie das Ober-Landeskulturgericht 
mit umfaßt. 
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gruben, Kalk- oder andere Steinbrüche und Aehnliches, 
die Vertretung der Geſammtheit der Betheiligten Dritten 
gegenüber, ſowie die Verwaltung auch nach beendigtem 
Auseinanderſetzungsverfahren von der Auseinanderſetzungs— 
behörde auf Antrag geregelt werden, wenn die Vertretung 
oder Verwaltung nicht anderweitig geregelt iſt oder die 
Zuziehung der einzelnen Betheiligten nicht ohne unver— 
hältnißmäßigen Zeit- oder Koſtenaufwand erfolgen kann. 
Die Vertretung und Verwaltung iſt der Regel nach dem 
Gemeindevorſtande, wenn aber die gemeinſchaftlichen Grund— 
ſtücke in verſchiedenen Gemeindebezirken oder in verſchiedenen 
Gemeinde- und Gutsbezirken liegen, einem der betheiligten 
Gemeindevorſtände oder Gutsvorſteher zu übertragen. 
Verfügungen des beſtellten Vertreters über die Subſtanz 
des gemeinſchaftlichen Vermögens unterliegen der Geneh— 
migung der Auseinanderſetzungsbehörde und dieſe hat hier— 
bei auch das landes- und ortspolizeiliche Intereſſe zu 
wahren. 

Die Ausdehnung des Reſſorts der Generalkommiſſionen 
blieb aber nicht auf die Auseinanderſetzungsange— 
legenheiten beſchränkt. Auch außerhalb der letzteren 
ſind für eine Reihe von Angelegenheiten, die nach der 
Geſchäftsinſtruktion vom 23. Oktober 1817 zum Reſſort 
der Regierungen gehört hätten, die Generalkommiſſionen 
zuſtändig geworden. N 

1. Das Geſetz vom 13. April 18417) über den er— 

leichterten Austauſch einzelner Parzellen 
von Grundſtücken erklärte, um ſolchen Austauſch 
„im Intereſſe der Landeskultur zu erleichtern“, jeden 
Grundeigenthümer für befugt, einzelne Gutsparzellen 
gegen andere Grundſtücke auch ohne Einwilligung 
der Hypothekengläubiger und anderen Realberech— 


170) G.⸗S. S. 79. 
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tigten zu vertauſchen, wenn die Auseinanderſetzungs— 
behörde 171) (bei bepfandbrieften Gütern die Kredit— 
direktion) unter den im Geſetz angegebenen Bedin— 
gungen der Unſchädlichkeit des Tauſches die Ge— 
nehmigung ertheilt. Jenes Geſetz iſt gegenwärtig 
durch das Geſetz vom 27. Juni 1860,17?) betreffend 
die Abänderung des Geſetzes vom 13. April 1841 ꝛc., 
erſetzt, das die Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungs— 
behörde aufrecht erhalten hat. 

In gleicher Tendenz hat das Geſetz vom 3. März 
1850,73) betreffend den erleichterten Abverkauf 
kleiner Grundſtücke, die Abveräußerung einzelner 
Gutsparzellen gegen Auferlegung feſter ablösbarer 
Geldabgaben oder gegen Feſtſtellung eines Kaufgeldes 
unter beſtimmten Bedingungen ohne Einwilligung der 
Hypothekengläubiger oder ſonſtigen Realberechtigten 
zugelaſſen, ſofern die Auseinanderſetzungsbehörde (bei 
landſchaftlich beliehenen Gütern die Kreditdirektion) 
die Unſchädlichkeit der Abveräußerung beſcheinigt. 

Die beiden Geſetze vom 3. März 1850 und 
27. Juni 1860, von deren Geltungsbereich das 
Gebiet des Rheiniſchen Rechts urſprünglich aus— 
genommen war, ſind jetzt auch dort, 75) ferner im 
Regierungsbezirke Kaſſel — ausſchließlich der vor— 
mals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile — und 
in den Hohenzollernſchen Landen !“) ſowie in der 
Provinz Schleswig-Holſtein ne) eingeführt, und im 
geſammten Geltungsbereiche des Geſetzes vom 


171) Vergl. oben Anm. 169. 

172) G.⸗S. S. 384. 

173) G.⸗S. S. 145. 

174) Gef. v. 12. April 1888 8 76 (6.-©. S. 52). 
175) Gef. v. 12. April 1885 (G.-S. S. 115). 

176) Gef. v. 22. April 1886 (G. S. S. 139). 
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3. März 1850 können nach dem Geſetze vom 
15. Juli 189077 zu öffentlichen Zwecken Guts— 
parzellen auch unentgeltlich ohne die Einwilligung 
der Realberechtigten abveräußert werden, ſobald die 
Auseinanderſetzungsbehörde (bei landſchaftlich be— 
liehenen Grundſtücken die Kreditdirektion) die Un— 
ſchädlichkeit beſcheinigt. — In der Provinz Han— 
nover iſt nach dem Geſetze vom 25. März 1889175) 
zur Ausſtellung der Unſchädlichkeitsatteſte bei Ab— 
veräußerung und Vertauſchung kleiner Trennſtücke 
ſowie bei unentgeltlicher Abtretung ſolcher Trenn— 
ſtücke zu öffentlichen Zwecken ausſchließlich die 
Generalkommiſſion befugt. 

In allen Fällen der Ausſtellung von Unſchäd— 
lichkeitsatteſten hat die Generalkommiſſion, ſofern 
eine Abveräußerung gegen Kapital vorliegt, auch für 
die Verwendung des Kaufgeldes Sorge zu tragen.!) 

2. Nach SS 25 ff. des Geſetzes vom 21. Mai 1861,80) 
betreffend die für die Aufhebung der Grund— 
ſteuer-Befreiungen und Bevorzugungen zu 
gewährende Entſchädigung, hatte die Regierung 
die feſtgeſetzten Entſchädigungsbeträge, ſoweit dieſe 
weder den Entſchädigungsberechtigten auszuhändigen 
noch zur Ablöſung von Rentenbank- oder Domänen— 
Renten zu verwenden waren, bei ihrer Hauptkaſſe 
aufzubewahren, die Entſchädigungsberechtigten aber 

177) G.⸗S. S. 226. 

178) G.⸗S. S. 65. 

179) Vergl. 8 4 des Gef. v. 3. März 1850, $ 76 des Gef. v. 
12. April 1888, 88 5, 7 des Gef. v. 25. März 1889; u. Greiff 
S. 78 Anm. 17, S. 418 ff. Anm. 18 ff. 

180) G.⸗S. S. 327. — Vergl. auch SS 1, 17 des Gef. v. 
11. Febr. 1870 über die anderweite Regelung der Grundſteuer in 


Schleswig-Holſtein, Hannover und Heſſen-Naſſau, ſowie im Kreiſe 
Meiſenheim. 
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an die Auseinanderſetzungsbehörde zu verweiſen, der 
die Regulirung der Verwendung oblag. 

3. Ebenſo tritt nach S 49 des Enteignungsgeſetzes 
vom 11. Juni 187481) wegen Auszahlung und Ver— 
wendung der dem Eigenthümer des enteigneten Grund— 
ſtücks zuſtehenden Entſchädigungsſumme die Ver— 
mittelung der Auseinanderſetzungsbehörde ein, wenn 
die Entſchädigungsſumme im Intereſſe Realberech— 
tigter zu hinterlegen war. 

4. Bei Abtrennung einer Parzelle von einem im Grund— 
buch eingetragenen Grundſtücke müſſen die auf dem 
Stammgrundſtücke haftenden privatrechtlichen Laſten 
und Schulden auf das Blatt des Trennſtücks über— 
tragen werden, ſofern dieſes aus der Mithaft weder 
geſetzlich ausſcheidet noch von dem Berechtigten ent— 
laſſen wird. In Betreff der Laſten muß ſich aber 
der Berechtigte gemäß § 93 des Reallaſtenablöſungs— 
Geſetzes vom 2. März 1850 eine Vertheilung 
auf die Trennſtücke nach Verhältniß des Werths 
derſelben gefallen laſſen, und die Vertheilung ſolcher 
Laſten gehört vor die Auseinanderſetzungsbehörde. ““?) 

5. Das Geſetz, betreffend die Beförderung 
deutſcher Anſiedelungen in den Provinzen 
Weſtpreußen und Poſen, vom 26. April 1886835) 
hat die eigenthümliche Ueberlaſſung eines Grund— 
ſtücks gegen Uebernahme einer feſten Geldrente 
(Rentengut) zugelaſſen, deren Ablösbarkeit von der 
Zuſtimmung beider Theile abhängig gemacht wird. 
Zugleich hat es zur Erhaltung der Rentengüter ge— 
wiſſe vertragsmäßige Beſchränkungen der Renten— 


181) G.⸗S. S. 221. 

382) Grundbuchordnung v. 5. Mai 1872 (G.⸗S. S. 446) $ 66. — 
Vergl. Greiff S. 80 Anm. 19, S. 147/148 Anm. 68, 69. 
183) G.⸗S. S. 131; vergl. 88 3, 5, 6. 


gu 


gutsbeſitzer vorgeſehen, einmal daß die Statthaftig- 
keit einer Zertheilung des Grundſtücks oder der Ab— 
veräußerung von Theilen deſſelben von der Zu— 
ſtimmung des Rentenberechtigten abhängig gemacht, 
außerdem daß dem Rentengutserwerber die Pflicht 
auferlegt wird, die wirthſchaftliche Selbſtändigkeit der 
übernommenen Stelle durch Erhaltung des baulichen 
Zuſtandes der Gebäude, durch Erhaltung eines be— 
ſtimmten landwirthſchaftlichen Inventars oder durch 
andere Leiſtungen dauernd zu ſichern. Iſt aber die 
Zertheilung oder die Abveräußerung im gemein— 
wirthſchaftlichen Intereſſe wünſchenswerth oder ſtehen 
der Aufrechterhaltung der wirthſchaftlichen Selb— 
ſtändigkeit überwiegende gemeinwirthſchaftliche In— 
tereſſen entgegen, ſo kann die Auseinanderſetzungs— 
behörde die verſagte Einwilligung zur Zertheilung 
oder Abveräußerung ergänzen oder den Renten— 
gutsbeſitzer von der Verpflichtung zur Aufrecht— 
erhaltung der wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit be— 
freien. 

6. Die gleichen Kompetenzen ſind der Auseinander— 
ſetzungsbehörde durch das Geſetz über Renten— 
güter vom 27. Juni 1890185) beigelegt, durch 
welches das Inſtitut des Rentenguts im ganzen 
Umfange der Monarchie eingeführt iſt. 

7. Aufgaben von hervorragender Wichtigkeit ſind den 
Generalkommiſſionen auf dem Gebiete der inneren 
Koloniſation ferner durch das Geſetz, betreffend 
die Beförderung der Errichtung von Renten— 
gütern, vom 7. Juli 18918) übertragen, das ſich 
auf ländliche Stellen von mittlerem und kleinerem 


164) G.⸗S. S. 209; vergl. 88 1, 3, 4. 
185) G.⸗S. S. 279. 
Preuß. Agrargeſetzgebung. 7 
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Umfanges“) bezieht. Abgeſehen von der darnach 
eintretenden Mitwirkung der Generalkommiſſion zur 
Ablöſung der Rente durch die Rentenbank ($$ 1, 6, 7) 
hat das Geſetz die Aufhebung der wirthſchaftlichen 
Selbſtändigkeit und die Zertheilung des Rentenguts, 
ſolange darauf eine Rentenbankrente haftet, von der 
Genehmigung der Generalkommiſſion abhängig ge— 
macht (§ 4). Beſonders wichtig aber iſt, daß — 
nach § 12 — auch die Begründung ſolcher 
Rentengüter auf Antrag eines Betheiligten durch 
Vermittelung der Generalkommiſſion erfolgen kann. 
Dieſe hat dann alle hierzu erforderlichen wirth— 
ſchaftlichen, techniſchen und rechtlichen Maßnahmen 
anzuordnen und zur Ausführung bringen zu laſſen, 
den Vertrag über die Begründung des Rentenguts 
zu beſtätigen und auf Grund deſſen die Umſchreibung 
des Eigenthums beim Grundbuchrichter zu veran— 
laſſen. In ſolchem Falle ſteht auch die Beſtimmung, 
ob und wo das für das Rentengut nöthige Wohn— 
gebäude zu errichten iſt, ausſchließlich der General— 
kommiſſion zu, ſo daß ſie in dieſer Beziehung an 
Stelle derjenigen Verwaltungsbehörden tritt, die 
ſonſt die Errichtung einer Anſiedelung oder 
Kolonie zu genehmigen haben.““) 

8. Während nach den vorerwähnten Geſetzen die General— 
kommiſſionen bei der Bodenvertheilung und der 
Regelung damit zuſammenhängender Verhältniſſe 
mitwirken, haben ſie nach dem Geſetz über gemein— 


186) Meyn S. 9, 10. 

187) Geſ. v. 25. Aug. 1876 (G.⸗S. S. 405), v. 4. Juli 1887 
(G.⸗S. S. 324), v. 13. Juni 1888 (G.⸗S. S. 243) u. v. 11. Juni 
1890 (G.⸗S. S. 173); Erlaß der Min. d. Inn., d. Juſtiz u. für 
Landwirthſchaft ꝛc. v. 24. Juli 1892 (M.⸗ Bl. d. i. V. S. 3389). 
Vergl. Meyn S. 36, 38 ff. — 
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ſchaftliche Holzungen vom 14. März 188188) 
unzweckmäßige Theilung und Zerſtückelung zu ver— 
hindern. Die dem Geſetz unterliegenden Holzungen 
dürfen der Regel nach nicht in Natur getheilt werden, 
es ſei denn, daß ſie zu einer forſtmäßigen Bewirth— 
ſchaftung nicht geeignet ſind oder der Grund und 
Boden zu anderen als forſtlichen Zwecken dauernd 
mit erheblich größerem Vortheile benutzt werden kann 
und in beiden Fällen landes- oder forſtpolizeiliche 
Intereſſen nicht entgegenſtehen. Ueber die Statt— 
haftigkeit der Theilung hat die Auseinanderſetzungs— 
behörde !“) zu entſcheiden. 90) 

9. Auf dem Gebiete des Landesmeliorations— 
weſens — außerhalb des Auseinanderſetzungs— 


188) G.⸗S. 261. 

189) Dieſe Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörde gilt nach 
§ 6 Abſ. 3 des Gef. für den ganzen Staat mit Ausnahme der 
Landestheile des linken Rheinufers, in denen die Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde für erforderlich erklärt iſt, — wie die Motive 
ergeben, weil in jenen Landestheilen eine eigentliche Auseinander— 
ſetzungsbehörde damals nicht vorhanden war und nach dem Rheiniſchen 
Verfahrensgeſetze vom 19. Mai 1851 die Bezirksregierung in einzelnen 
Beziehungen die Geſchäfte der Auseinanderſetzungsbehörde wahrzunehmen 
hatte. (Vergl. oben Anm. 162.) Nachdem aber durch Geſ. v. 24. Mai 
1885 und die Verordn. v. 20. Juni 1885 (G.⸗S. S. 156, 304) für 
die Rheinprovinz die Generalkommiſſion zu Düſſeldorf errichtet und 
gemäß 8 24 des Gef. v. 24. Mai 1885 auch an Stelle der Bezirks— 
regierung als Auseinanderſetzungsbehörde getreten iſt, dürfte die Zu— 
ſtändigkeit der Regierung aus § 6 des Gef. v. 14. März 1881 in 
Frage zu ſtellen ſein. 

190) Auch bei Ausführung der ebenfalls gegen die Zerſplitterung 
des Grundeigenthums gerichteten Höferechtsgeſetze und Land— 
güter ordnungen haben die Generalkommiſſionen nach dem Geſetze, 
betreffend Eintragungen in die Höferolle und Landgüterrolle auf Er— 
ſuchen der Generalkommiſſion, v. 11. Juli 1891 (G.-S. S. 303) 
mitzuwirken. Dieſe Thätigkeit fällt jedoch nicht unter das in der Ge— 
ſchäftsinſtruktion v. 1817 geordnete Reſſort der Regierungen. 

7* 


10. 


8 
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verfahrens — ſind hier die Geſetze vom 1. April 
1879,11) betreffend die Bildung von Waſſergenoſſen— 
ſchaften, und vom 13. Mai 1879), 162) betreffend die 
Errichtung von Landeskultur-Rentenbanken, zu er- 
wähnen. Nach $ 77 des erſteren Geſetzes kann die 
Leitung des Verfahrens zur Bildung einer 
öffentlichen Waſſergenoſſenſchaft der Aus— 
einanderſetzungsbehörde übertragen werden, eine 
Fakultät, von der gerade in wichtigen Fällen Ge— 
brauch gemacht wird; nach dem zweitgenannten Ge— 
ſetze hat die Auseinanderſetzungsbehörde bei Ge— 
währung von Darlehnen zu Drainirungs— 
anlagen in der $$ 14 ff. u. 32 näher beſtimmten Art 
— insbeſondere zur Feſtſtellung des Vorzugsrechts 
der für die Koſten der Drainirung zu übernehmenden 
Landeskulturrente — mitzuwirken. 

Nach der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872193) 
(8$ 28, 42) und nach der Landgemeindeordnung für 
die ſieben öſtlichen Provinzen vom 3. Juli 189159 
($S 86, 98) gehört die Auseinanderſetzung 
zwiſchen Gutsherren und Gemeinden wegen 
Entſchädigung oder Herausgabe der für die 
Verwaltung des Schulzenamts gewährten 
Landdotationen ſowie zwiſchen Gemeinden 
und Schulzengutsbeſitzern wegen Rück— 
gewähr der den letzteren für die Amtsver— 
waltung von den Gemeinden verliehenen 
Grundſtücke u. ſ. w. — im Streitfalle — vor 
die Auseinanderſetzungsbehörde. 

21. Die Stellung der Generalkommiſſionen 


297. 
367. 
661. 
233. 
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nach Erweiterung ihres Reſſorts. Die dargelegte 
Entwickelung des Reſſorts der Generalkommiſſionen führt 
zu folgendem Ergebniß. Die Generalkommiſſionen, die 
nach der Inſtruktion vom 17. Oktober 1811 (SS 1, 8, 24, 
26, 29) und der Verordnung vom 20. Juni 1817 (Ein— 
leitung und § 3) zunächſt nur für die „Auseinanderſetzung 
der Gutsherren mit ihren Bauern wegen der gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verhältniſſe“ — einſchließlich der damit 
verbundenen Gemeinheitstheilungen — beſtimmt waren, 
ſind ſpäter noch mit anderen Angelegenheiten betraut 
worden, die nach der vorangezogenen Inſtruktion zum 
Reſſort der Landesökonomiekollegien gehören ſollten, ge— 
mäß der Regierungsinſtruktion vom 23. Oktober 1817 
aber wieder den Regierungen zugetheilt waren oder zuzu— 
theilen geweſen wären. In Anſehung dieſer Angelegen— 
heiten haben die Generalkommiſſionen alſo die Aufgabe 
und Stellung der früher geplanten Landesökonomiekollegien 
überkommen, und dadurch ſind ſie eigenartige Behörden 
gemiſchten Charakters geworden. Soweit ihre Wirkſamkeit 
auf dem Regulirungsedikt und der Verordnung vom 
20. Juni 1817 beruhte, auf die gutsherrlich-bäuerlichen 
Regulirungen ſich bezog, waren und blieben ſie, was ſie 
urſprünglich überhaupt nur ſein ſollten, für ein beſtimmtes 
und ſeiner Natur nach vorübergehendes Geſchäft beſtellte 
(kommittirte) Behörden, die — gegenüber den mit der Er— 
ledigung der ſpeciellen Sachen an Ort und Stelle beauf— 
tragten Einzelbeamten (Specialkommiſſaren“) — richtig 
als „Generalkommiſſionen“ bezeichnet waren. Uebrigens 
aber, ſoweit ihnen Aufgaben zugetheilt wurden, die nach 
der Inſtruktion vom 17. Oktober 1811 Gegenſtände der 
fortdauernden Wirkſamkeit der Landesökonomiekollegien 
bilden ſollten, traten ſie in die Reihe der ordentlichen 
Verwaltungsbehörden. Gegenwärtig, wo die Thätigkeit 
der Generalkommiſſionen für jenes vorübergehende Geſchäft 
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der gutsherrlich-bäuerlichen Regulirungen, von verſchwinden— 
den Reſten abgeſehen, aufgehört hat!?) und vielmehr ihren 
anderen — im § 20 angeführten — Aufgaben angehört, 
erſcheinen die Generalkommiſſionen, im Widerſpruche mit 
ihrem längſt nicht mehr paſſenden Namen, als ordentliche 
Verwaltungsbehörden für beſtimmte Angelegen— 
heiten. Sie ſtehen den Behörden für die allgemeine 
Landesverwaltung nicht anders gegenüber als andere Be— 
hörden für Specialzweige der Verwaltung, z. B. Berg⸗—, 
Zoll-, Eiſenbahnbehörden. Der Unterſchied der General— 
kommiſſionen und der Behörden der allgemeinen Verwaltung 
liegt nicht mehr in vorübergehender und dauernder Wirk— 
ſamkeit, 196) ſondern im Gegenſtande der Wirkſamkeit, und 
weil die den Regierungen abgenommenen und den General— 
kommiſſionen überwieſenen Angelegenheiten dem Gebiete 
der Landeskultur angehören, ſo könnte man ſagen: in den 
Generalkommiſſionen ſeien — allerdings in beſchränktem 
Rahmen — die Landesökonomiekollegien wieder in's Leben 
gerufen; durch die allmähliche, aber ſtetige Entwickelung 
der Zuſtändigkeit der Generalkommiſſionen habe der ur— 
ſprüngliche und geſunde Gedanke einer dauernden Landes— 
kultur-Provinzialbehörde — trotz des Mangels aus— 
drücklicher geſetzlicher Anerkennung — ſich unwillkürlich 
Bahn gebrochen. 

§ 22. Innere Gründe der veränderten Stel— 
lung der Generalkommiſſionen. Die nachgewieſene 


15) Vergl. oben 8 4 a. E., §8 Anm. 66. 

16) Die noch oft anzutreffende entgegengeſetzte Auffaſſung, als 
ſeien die Generalkommiſſionen noch jetzt lediglich vorübergehende Be— 
hörden, beruht demnach auf unzulänglicher Sachkenntniß. Die er— 
forderliche Zahl der Mitglieder und Beamten kann nach dem Maße 
der Aufgaben wie ſteigen ſo auch fallen; entbehrlich werden aber 
könnten Behörden, wie es die Generalkommiſſionen ſind, allein dann, 
wenn für Landwirthſchaft und Landeskultur ein völliger Stillſtand 
einträte. 
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veränderte Stellung der Generalkommiſſionen iſt bei näherem 
Zuſehen in keiner Hinſicht befremdlich, vielmehr aus doppeltem 
Grunde erklärlich. Einmal aus dem allgemeinen Grunde 
der Theilung der Arbeit. Je mehr die Kultur eines 
Volkes ſteigt und mit ihr die Aufgaben des Staates nach 
Zahl und Inhalt wachſen, je mehr folgeweiſe die Bedeu— 
tung der verſchiedenen Verwaltungszweige hervortritt und 
dieſe dann beſondere — nicht blos vermehrte, ſondern auch 
eigenartige, dem beſtimmten Zweck entſprechende — Arbeit 
beanſpruchen, deſto mehr entſteht das Bedürfniß beſonderer 
Behörden und Beamten zur Leiſtung ſolcher Arbeit. Wie 
an der Centralſtelle in allen größeren Staaten ein einziges 
Miniſterium für die innere Verwaltung auf die Dauer 
nicht ausreichte und auch in Preußen von dem für „die 
ganze innere Landesverwaltung“ mit Ausnahme der 
Finanz⸗, Militär- und Rechtsangelegenheiten errichteten 
Miniſterium des Innern 197 demnächſt für die kirchlichen 
Angelegenheiten und das Unterrichtsweſen, für Handel und 
Gewerbe, für öffentliche Arbeiten, endlich auch für die Land— 
wirthſchaft 198) je ein beſonderes Miniſterium abgezweigt 
wurde, ſo mußten naturgemäß auch von den Provinzial— 
behörden der allgemeinen Verwaltung, den Regierungen, 
im Laufe der Zeit diejenigen Angelegenheiten abgegeben 
werden, für welche die Kräfte der Regierungen nach Maß 
und Art nicht mehr ausreichten. 

Daß aber diejenigen Angelegenheiten, die von den Re— 
gierungen auf die Generalkommiſſionen übergegangen oder 
nicht jenen, ſondern dieſen übertragen ſind, gerade den 
Generalkommiſſionen zugewieſen wurden, beruht auf dem 
zweiten Grunde der veränderten Stellung der General— 


197) Vergl. Nr. 3, 4 des Publikandums v. 16. Dezbr. 1808 (Rabe 
Bd. 9 S. 38). 

198) v. Rönne Bd. 3 8s 193, 195 bis 197, 199, S. 90, 110, 
116, 124, 139. 
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kommiſſionen, nämlich auf der Tauglichkeit dieſer Behörden 
und ihrer Beamten für die in Rede ſtehenden Angelegen— 
heiten. — Die den Generalkommiſſionen zuerſt anvertraute 
große Aufgabe — der gutsherrlich-bäuerlichen Regulirungen 
und der mit dieſen verbundenen Separationen und Servi— 
tutablöſungen — erforderte, um die darin liegenden 
Schwierigkeiten zu bewältigen und nicht nur den un— 
mittelbar Betheiligten, ſondern auch dem Intereſſe der 
Landeskultur und Landespolizei gerecht zu werden, neben 
Kenntniſſen des Rechts und der Verwaltung auch tech— 
niſche, namentlich landwirthſchaftliche Ausbildung, neben 
Urtheilsbefähigung und praktiſcher Erfahrung auch Ge— 
wandtheit im Verkehr mit Menſchen und Behörden. Es 
darf daher wahrlich nicht Wunder nehmen, wenn im An— 
fange die Thätigkeit der Generalkommiſſionen und ihrer 
Organe langſam 199) erſchien, auch zu Mißgriffen führte 
und Beſchwerden veranlaßte, welche letzteren übrigens nicht 
ſelten weniger der Ausführung des Geſetzes als dieſem ſelbſt 
galten, weil es in alte gewohnte Verhältniſſe tief einſchnitt 
und ſchon deshalb auf allgemeine Zuſtimmung nicht rechnen 
konnte. Mit der Zeit ſind aber dieſe Behörden und ihre 
Beamten in ihre Aufgabe hineingewachſen, um ſo mehr 
als geeignete ſtaatliche Maßnahmen, auf die ſchon das 
Landeskulturedikt (SS 43, 44) hingewieſen hatte, — be— 
ſondere Ausbildung der Kommiſſare, techniſche Inſtruk— 


199) Der noch heute den Generalkommiſſionen zuweilen gemachte 
Vorwurf beſonders laugſamer Geſchäftsführung beruht theils auf 
einem aus jener früheren Zeit ſtammenden Vorurtheile, theils auf 
nicht genügender Würdigung der ſachlichen Schwierigkeiten der meiſten 
Auseinanderſetzungen, iſt aber im Allgemeinen nicht begründet und u. a. 
in dem Verwaltungsberichte des Miniſters für Landwirthſchaft ꝛc. für 
1878/80 eingehend widerlegt. (Vergl. Preußens landwirthſchaft— 
liche Verwaltung in den J. 1878, 79, 80 — Berlin 1881, 
Verlag v. Parey. — S. 268/273.) 
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tionen?) u. a. — unterſtützend zur Seite traten. So 
bildete ſich mehr und mehr ein Stamm brauchbarer 
Landeskulturbeamten heran, der, was er an Kenntniſſen, 
Geſchick und Erfahrung ſich erworben hatte, auch auf 
diejenigen, die ſpäter den gleichen und verwandten Auf— 
gaben ſich widmeten, zu übertragen vermochte. Deshalb 
verſtand es ſich von ſelbſt, daß, als die fortſchreitende Ge— 
ſetzgebung zunächſt die Gemeinheitstheilungen und Servi— 
tutablöſungen ſowie die Ablöſung der Reallaſten in den 
beiden Ordnungen vom 7. Juni 1821 regelte, dieſe Ge— 
ſchäfte nicht gemäß § 2 Nr. 4 der Regierungsinſtruktion 
von 1817 den Regierungen, ſondern den Generalkom— 
miſſionen übertragen wurden. Daß weiter die Aus— 
führung aller dieſer Auseinanderſetzungen nicht nur die Zahl 
der Landeskulturbeamten vergrößerte, ſondern auch die 
Brauchbarkeit derſelben günſtig beeinflußte, iſt begreiflich und 
Thatſache. Es war daher ganz folgerichtig, daß auch die 
ſpäteren, oben (§ 20 Nr. 1— 10) erwähnten geſetzlichen 
Maßnahmen auf agrariſchem und landeskulturellem Ge— 
biete den Generalkommiſſionen ?“) — die eben thatſäch— 
lich Landeskulturbehörden geworden, wenn auch nicht ſo 
genannt waren — überwieſen worden ſind. Auch dieſe An— 
gelegenheiten berühren neben den Gebieten des Rechts und 
der Verwaltung das der Landeskultur und Landwirthſchaft 
und fordern entſprechende Kenntniſſe und Erfahrungen. 
Während in einzelnen Fällen wohl das eine oder andere 
Gebiet überwiegt, ſind doch meiſt — wenn nicht gleich— 
zeitig, ſo in den verſchiedenen Verfahrensabſchnitten nach 
einander — alle dieſe Gebiete betheiligt. Zur zweckmäßi— 
gen und raſcheren Erledigung derartiger Angelegenheiten 
gehören deshalb Beamte, die auf allen jenen Gebieten be— 


200) Greiff S. 355/356 Anm. 32 ff., S. 427 Anm. 30. 
201) Ueber die zwiſchenzeitliche Funktion einzelner Regierungen 
vergl. oben Anm. 161. 
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wandert und gerade im Reſſort der Auseinanderſetzungs— 
behörden zu finden ſind. Dieſen Behörden ſtehen über— 
dies für die techniſchen Fragen Vermeſſungs- und Melio— 
rationsbaubeamte zur Seite und für die Landmeſſerarbei— 
ten ein geübtes, auch in der Kulturtechnik 202) ausgebildetes 
Landmeſſerperſonal zur Verfügung. So findet ſich in der 
That bei den Generalkommiſſionen und ihren Beamten 
eine Reihe praktiſch werthvoller Eigenſchaften und Voraus— 
ſetzungen, die in dieſer Verbindung anderen Behörden im 
Allgemeinen abgehen und die zu Gunſten der General— 
kommiſſionen — trotz der Vorurtheile, die man aus früherer 
Zeit gegen ſie zuweilen noch hegte — ſich geltend machten. 
Obgleich die Generalkommiſſionen bei den nicht betheiligten 
Volkskreiſen verhältnißmäßig wenig, ja ſelbſt in Beamten— 
kreiſen zu wenig gekannt waren, wußte man ſie doch zu 
finden, als es ſich um Aufgaben handelte, die am beſten 
von ihnen erfüllt werden konnten. 
§ 23. Würdigung der gegenwärtigen Stel— 
lung der Generalkommiſſionen und der bisherigen 
Reſſortänderungen. Trotz der erheblichen Erweiterung 
des Reſſorts der Generalkommiſſionen fehlt noch viel zu 
ihrer Ausgeſtaltung als Landeskultur-Provinzialbehörden, 
worauf die bisherige Entwickelung hinzudeuten ſcheint. 
Insbeſondere gegenüber dem Organiſationsplane der In— 
ſtruktion vom 17. Oktober 1811 weiſt das gegenwärtige 
202) Vergl. Preußens Landwirthſchaftliche Verwaltung 
in den J. 1881, 82, 83 — Berlin 1885, Verlag v. Paul Parey — 
S. 272, 273 u. die daſ. S. 513 ff. abgedruckten Vorſchriften v. 
1. März u. 27. April 1883, betr. die Prüfung der Kultur⸗ 
techniker ꝛc.; ferner die den Bildungsgang und die Prüfung der 
Vermeſſungsbeamten der landw. Verwaltung betr. Miniſt.⸗Erlaſſe v. 
21. April 1883, 8. Dezember 1888 u. 13. Juli 1888, abgedruckt in 
der Zeitſchrift Bd. 29 S. 56 ff., Bd. 31. S. 76/86; endlich die 
abändernden Beſtimmungen v. 12. Juni 1893 zur Landmeſſerordnung, 
M.⸗Bl. d. i. V. S. 140 ff. 
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Reſſort der Generalkommiſſionen große Lücken auf, und 
man wird unwillkürlich zu der Frage gedrängt, warum 
den Generalkommiſſionen, wenn es richtig war, ihnen die 
oben (S 20) bezeichneten Angelegenheiten der Landeskultur 
zu übertragen, nicht auch die übrigen Angelegenheiten über— 
tragen worden ſind, bei denen es ſich gleichfalls allein 
oder überwiegend um Wahrnehmung oder Förderung von 
Intereſſen der Landeskultur handelt. In dieſer Beziehung 
erſcheint zunächſt nicht folgerichtig, daß den Generalkom— 
miſſionen — abgeſehen von ihrer Mitwirkung zur Bildung 
von Waſſergenoſſenſchaften nach dem Geſetze vom 1. April 
1879 und für Gewährung von Darlehnen zu Drainirungs— 
anlagen nach dem Geſetze vom 13. Mai 1879 203) — das 
Gebiet der mit der Landeskultur eng zuſammenhängenden 
Waſſerpolizei außerhalb eines Auseinanderſetzungsverfahrens 
verſchloſſen geblieben iſt. Die in dieſes Gebiet gehörigen 
Angelegenheiten ſollten nach dem Landeskulturedikte (SS 
24, 41) und der Inſtruktion vom 17. Oktober 1811 
(SS 4, 11) den Landesökonomiekollegien zufallen und im 
Einklange hiermit find im Vorfluthedikte vom 15. Novem- 
ber 1811204) (SS 2, 6, 11, 15 u. j. w.) nicht die Regie— 
rungen, ſondern — vermuthlich weil die Landesökonomie— 
kollegien noch nicht errichtet waren — die „Provinzial— 
Polizeibehörden“ als die leitenden Behörden und als 
deren Organe „ſachverſtändige Kommiſſare“ bezeichnet. 
Es wäre alſo folgerichtig geweſen, nachdem man ſich in 
anderen Richtungen den mit der Regierungsinſtruktion vom 
23. Oktober 1817 aufgegebenen Reſſortbeſtimmungen der 
Inſtruktion vom 17. Oktober 1811 wieder genähert hatte 
und dazu übergegangen war, die Generalkommiſſionen 
thatſächlich zu Landeskultur-Provinzialbehörden werden zu 
laſſen, dieſen Behörden auch die Waſſerpolizei, wenigſtens 
208) Vergl. oben § 20 Nr. 9. 
204) G.⸗S. S. 352. 
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aber grundſätzlich die obere Leitung aller einſchlagenden 
Meliorationsarbeiten zu übertragen. Gleiches ließe ſich 
hinſichtlich der Domänen und Forſten, für die vormals 
auf die zugleich techniſch vorgebildeten Mitglieder der 
Landesökonomiekollegien gerechnet war. 205) hinſichtlich der 
Gemeindewaldungen 206) und gemeinſchaftlichen Holzun— 
gen, 207) hinſichtlich der Leitung des Grundenteignungs— 
verfahrens 208) und noch anderer Gegenſtände ſagen. 

Es ſcheint, als hänge die unvollkommene Ausgeſtaltung 
der Generalkommiſſionen zu Landeskultur-Provinzialbe— 
hörden mit einer unrichtigen oder unklaren Auffaſſung von 
der Stellung der Generalkommiſſionen zuſammen. Man 
ſah eben in dieſen — verleitet durch ihre urſprüngliche Be— 
ſtimmung und ihren Namen — immer nur Behörden für 
vorübergehende Zwecke, ohne längere Dauer, denen man — 
wenigſtens im Allgemeinen — regelmäßige, fortdauernde 
Aufgaben nicht anvertrauen zu können glaubte. Auch die 
Gemeinheitstheilungen und Servitutablöſungen, die zwar 
die Inſtruktion vom 17. Oktober 1811 (§ 11) unter den 
regelmäßigen Aufgaben der Landesöbkonomiekollegien auf— 
zählt, mochte man für vorübergehende Aufgaben gehalten 
haben; — inſofern allerdings nicht ganz mit Unrecht, als 
der Regel nach Gemeinheitstheilungen und Servitutab— 
löſungen in Anſehung deſſelben Gegenſtandes ſich nicht 
wiederholen, weil die ſolche Auseinonderſetzungen begrün— 
denden Berechtigungen nicht oder doch nur unter erheb— 
lichen Einſchränkungen neu entſtehen können. 20? Für 
dieſe Arbeiten fand deshalb die Zuſtändigkeit der General— 


205) Vergl. oben bei Anm. 142. 

206) Geſ. v. 14. Auguſt 1876 (G.⸗S. S. 373) 88 4 ff. 

207) Gef. v. 14. März 1881 (G.⸗S. S. 261) SS 3. 4. 

205) Gef. v. 11. Juni 1874 (G.⸗ S. S. 221) 88 15, 18 ff. 
24 u. a. 

200) Gemeinheitstheilungsordn. v. 7. Juni 1821 8 164. 
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kommiſſionen um jo weniger Bedenken, als dieſen Behörden 
die gleichen Arbeiten, ſoweit ſie in Verbindung mit guts— 
herrlich-bäuerlichen Regulirungen auszuführen waren, be— 
reits oblagen. Daß aber Gemeinheitstheilungen und Ser— 
vitutablöſungen in der That nicht vorübergehende Auf— 
gaben ſind, wie es die gutsherrlich-bäuerlichen Regu— 
lirungen waren, und zwar deshalb nicht, weil eine in 
abſehbarer Zeit und ununterbrochen zu bewirkende Regelung 
der hier in Betracht kommenden Verhältniſſe für das 
ganze Staatsgebiet weder möglich noch beabſichtigt war, 
bedarf nicht der Erörterung, lehrt auch die Erfahrung. 
(S. oben $ 15 vorletzt. Abſ.) Die ſpäter eingeführte Zu— 
ſammenlegung vermengt belegener Grundſtücke, die einer 
gemeinſchaftlichen Benutzung nicht unterliegen, — eine 
Maßregel, deren Wiederholung unter beſtimmten Bedin— 
gungen zugelaſſen oder nicht ausgeſchloſſen it, 270) die alſo 
ſchon aus dieſem Grunde nicht als vorübergehende Auf— 
gabe gelten kann, — mußte man deſſen ungeachtet eben— 
falls den Generalkommiſſionen auftragen, weil dieſe ja 
die zufolge von Gemeinheitstheilungen und Servitutab— 
löſungen auszuführenden Zuſammenlegungen längſt be— 
arbeiteten und gerade die guten Erfolge dieſer Arbeiten 
zur Zuſammenlegung als ſelbſtändiger wirthſchaftlichen 
Maßregel geführt hatten. Aehnliche Gründe für die 
Uebertragung der Zuſtändigkeit auf die Generalkommiſſionen 
lagen auch bei denjenigen Maßnahmen vor, auf die ſich 
die oben im S 20 zu 1 bis 4 und 8 angeführten Geſetze 
beziehen. Die Prüfung der Unſchädlichkeit eines Grund— 
ſtücksaustauſches oder des Abverkaufs eines Trennſtücks 
bei Verwendung des Kaufgeldes in das Reſtgut, die Ver— 


210) Vergl. u. a. Gef. v. 2. April 1872 (G.⸗S. S. 329) 8 6; 
Verordn. v. 13. Mai 1867 (G.⸗S. S. 716) 55 25 7; Geſ. v. 
17. Auguſt 1876 (G.⸗S. S. 377) 88 3, 6; Geſ. v. 24. Mai 1885 
(G.⸗S. S. 156) 88 1, 3. 
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wendung von Kaufgeldern oder anderen Kapitalien in 
Grundſtücke, die Vertheilung der auf einem Grundſtücke 
haftenden Laſten auf Reſtgut und Trennſtücke und die 
Beurtheilung der Zuläſſigkeit der Naturaltheilung eines 
Waldes ſind Arbeiten, die auch bei Gemeinheitstheilungen 
und anderen Auseinanderſetzungen oft auszuführen ſind 
und deshalb auch außerhalb eines ſolchen Verfahrens am 
beſten den Generalkommiſſionen übertragen wurden. Und 
nachdem in dieſer Weiſe die Generalkommiſſionen, wenig— 
ſtens thatſächlich, als geeignete Behörden für derartige 
Angelegenheiten der Landeskultur anerkannt waren, indem 
ihnen dergleichen Geſchäfte, auch wenn ſie nicht vorüber— 
gehende waren, zugewieſen wurden, hielt man dieſen Stand— 
punkt auch in der Folge — zwar nicht grundſätzlich, aber 
von Fall zu Fall — feſt, dergeſtalt daß Angelegenheiten, 
die dem bezeichneten Gebiet angehörten und dafür geeignete 
Kräfte erforderten, wie ſie eben den Generalkommiſſionen 
zu Gebote ſtanden, dieſen aufgetragen wurden. Letzteres 
gilt für die im § 20 zu 5 bis 7, 9 und 10 aufgeführten 
Gegenſtände. Die bezüglichen Geſetzesmaterialien ergeben 
aber deutlich, daß man davon entfernt blieb, die General— 
kommiſſion als die für ſolche Angelegenheiten von vorn— 
herein gewieſene, als derzeitige Landeskulturbehörde zu be— 
trachten, der als ſolcher jene Kompetenzen einzuräumen ſeien. 
Vielmehr wiederholt ſich bei der Berathung der Entwürfe 
zu den in Rede ſtehenden Geſetzen der Vorgang, daß man 
unter den verſchiedenen Behörden nach der geeigneten Um— 
ſchau hält und demnächſt die Generalkommiſſion wählt, 
nicht weil fie eben die Landeskulturbehörde iſt, ſondern weil ſie 
„mit den zu beurtheilenden ländlichen Verhältniſſen aus ihrer 
ſonſtigen amtlichen Wirkſamkeit beſſer vertraut ſei“, „nach 
Beſetzung und Organiſation vorzugsweiſe geeignet jei“, „ihr 
die erforderlichen juriſtiſchen und techniſchen Kräfte zu 
Gebote ſtehen“, und wie ſonſt die gebrauchten Wendungen 
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lauten, die durchweg erkennen laſſen, daß die Wahl eben 
nur ad hoc, für die vorliegende Maßregel, nicht aber nach 
allgemeinen Geſichtspunkten erfolgt und daß deshalb die 
zutreffende Wahl mehr einem richtigen Gefühl als klarer 
zielbewußter Erwägung zu danken iſt. 211) Wo dieſes Be— 
dürfniß beſonderer Qualifikation der ausführenden Behörde 
und ihrer Beamten weniger deutlich hervortrat oder joweit 
ſich bei der neueren Geſetzgebung an ältere Einrichtungen 
anknüpfen ließ, ohne daß ein beſonderer Anlaß vorlag, 
dieſe auf ihre Zweckmäßigkeit zu prüfen, da blieb es — 
von einer neuerdings gebotenen, ſogleich zu erwähnenden 
umfangreichen Ausnahme abgeſehen — bei der Zuſtändig— 
keit der allgemeinen Verwaltungsbehörde, indem man ſich 
zur Ausgleichung jenes Bedürfniſſes darauf beſchränkte, 
dieſer Behörde Techniker beizugeben, unter Umſtänden auch 
einzelne Mitglieder derſelben aus den Räthen oder Spezial— 
kommiſſaren einer Generalkommiſſion zu entnehmen. Das 
gilt u. a. von der Aufſicht über die Gemeindewaldungen, 
Hauberge und gemeinſchaftlichen Holzungen und von der 
Verwaltung der Domänen und Forſten. 12) — Die oben 
angedeutete einzige Ausnahme von dieſer herkömmlichen 
Reſſortbeſtimmung iſt jetzt dadurch herbeigeführt, daß nach 
den Geſetzen über die allgemeine Landesverwaltung vom 


211) Vergl. u. a. Anlagen zu den ſtenogr. Ber. über die Ver— 
handl. des Abg.-Hauſes 1871/72 Bd. 1 S. 69, 70, 424; 1886 Bd. 3 
S. 1304, 1305; — Samml. ſämmtlicher Druckſ. des Abg.-Hauſes 
aus der III. Seſſ. der XVII. Legisl.⸗Per. 1890/91 Bd. V Nr. 233 
S. 20. 

212) Hier und auch im Folgenden wird der Kürze halber die 
Zuſtändigkeit des Regierungspräſidenten nicht beſonders 
hervorgehoben, vielmehr — im Sinne der Nr. III der Cirk. Verf. 
v. 9. Febr. 1884 (v. Brauchitſch, die neuen Preuß. Verwaltungs- 
geſetze, 8. Geſammtauflage, Bd. 1 S. 384) unter derjenigen der 
„Regierung“, der „allgemeinen Verwaltungsbehörde“ mit 
begriffen. 
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30. Juli 1883 und über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs— 
und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 
an die Stelle der Regierungen in weitem Umfange die 
Kreisausſchüſſe und Bezirksausſchüſſe getreten ſind und 
zwar mehrfach auch für das Gebiet der Landeskultur, ſo 
für die Waſſerpolizei, das Anſiedelungsweſen?!s) u. a. 

§ 24. Die Frage weiterer Ausdehnung des 
Reſſorts der Generalkommiſſionen. Beſchränktes 
Reformprogramm. Soweit die beſtehende Verwaltungs— 
organiſation auf dem neuen Principe der Selbſtverwaltung 
beruht und ſolange dieſes Princip feſtgehalten wird, ver— 
bietet ſich im Allgemeinen eine Aenderung in der Richtung, 
daß Landeskulturangelegenheiten von den ſog. Selbſtver— 
waltungsbehörden auf die Generalkommiſſionen übertragen 
werden. Hier tritt der Gegenſatz der allgemeinen Ver— 
waltungs- und der Landeskulturbehörde vor dem der 
ordentlichen Staats- und der Selbſtverwaltungsbehörde 
zurück. 214) — Aber auch ſoweit es ſich um Abgrenzung 
der Reſſorts der Regierungen und der Generalkommiſſionen 
handelt, kann nicht ohne weiteres an eine Aenderung der 
beſtehenden Zuſtändigkeitsnormen gegangen werden. Nach— 


213) Zuſtänd.⸗Geſ. SS 65 ff.; Geſ., betr. die Vertheilung der 
öffentlichen Laſten bei Grundſtückstheilungen u. ſ. w. v. 25. Auguſt 1876. 

214) Nicht jede Beſtimmung des Zuſtänd.-Geſ. iſt als zweck— 
mäßig, noch auch eine nachträgliche Wiederbeſeitigung einzelner 
Kompetenzen der Selbſtverwaltungsbehörden als ausgeſchloſſen zu be— 
zeichnen. Einer Abänderung im Einzelnen, ſofern überwiegende Gründe 
dafür ſprächen, ſtände grundſätzlich um ſo weniger etwas entgegen, 
als die Beſtimmungen des Zuſtänd.-Geſ. durchgehends Special— 
vorſchriften ſind, ſo daß durch dergleichen Einzeländerungen die übrigen 
Beſtimmungen nicht berührt werden. Mit Rückſicht hierauf kann die 
gegenwärtige Geſtaltung des Zuſtändigkeitsgeſ. auch keinen Grund ab— 
geben, für etwaige neue geſetzgeberiſche Maßnahmen eine Selbſt 
verwaltungsbehörde einer anderen, an ſich geeigneteren Behörde vor— 
zuziehen. 
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dem dieſe einmal eingeführt worden, zum großen Theil 
auch ſeit langer Zeit in Geltung geweſen ſind und die 
betheiligten Kreiſe ſich in dieſelben eingelebt haben, würde 
es kaum räthlich und auch ſchwierig ſein, ohne beſonderen 
und erheblichen Anlaß einzugreifen und die Reſſortverhält— 
niſſe zwiſchen Regierungen und Generalkommiſſionen nach 
den oben angedeuteten Geſichtspunkten anderweit zu ordnen. 
Es kann namentlich nicht außer Acht bleiben, daß zur 
Zeit die Organiſation der Generalkommiſſionen und das 
Maß der ihnen zur Verfügung ſtehenden Arbeitskräfte 
für die Uebernahme der ihnen darnach zuzutheilenden Ge— 
ſchäfte nicht ausreichend wären. Weil eben die Bedeutung 
und Verwendbarkeit dieſer Behörden früher nicht richtig 
gewürdigt wurde, iſt lange Zeit und bis zur Mitte der 
1870er Jahre für fie nicht mehr — zeitweiſe leider ſogar 
weniger — geſchehen, als nöthig war, ſie für ihre Haupt— 
aufgabe, die Durchführung der Auseinanderſetzungen, im 
Stande zu erhalten. Mit dieſer Lage der Dinge iſt vor— 
erſt zu rechnen. Befriedigend aber kann dieſelbe nicht ge— 
nannt werden. Bei der unbeſtreitbar hohen Bedeutung 
der Landwirthſchaft für den Staat iſt wenigſtens als Ziel 
eine Reform hinzuſtellen, nach der ihre Intereſſen, wie an 
der Centralſtelle, auch in den Provinzen mit derjenigen 
Umſicht und Stetigkeit wahrgenommen werden, die allein 
von einer beſonderen, nach Organiſation und Zuſammen— 
ſetzung geeigneten Behörde zu erwarten iſt. Eine ſolche 
Behörde darf nicht nur für beſtimmte einzelne Angelegen— 
heiten der Landeskultur zuſtändig ſein, ſo daß ſie gehindert 
oder doch nicht amtlich veranlaßt wäre, auch andere wenn— 
gleich verwandte Gegenſtände in den Kreis ihrer Aufmerk— 
ſamkeit und Thätigkeit zu ziehen; ſie muß vielmehr die 
verfaſſungsmäßig ausgeſprochene Aufgabe haben, die Ge— 
ſammtheit der landwirthſchaftlichen und landeskulturellen 
Intereſſen wahrzunehmen, und wird dann mit um ſo grö— 
Preuß. Agrargeſetzgebung. 8 
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ßerer Einſicht auch alle einſchlagenden einzelnen Gegen— 
ſtände zu behandeln vermögen. — Eine ſolche Provinzial— 
behörde fehlt zur Zeit. Den Generalkommiſſionen iſt, 
wie gezeigt, eine größere Zahl wichtiger Landeskultur— 
angelegenheiten zugetheilt, aber jede derſelben für ſich, als 
einzelne beſondere Aufgabe, über die hinaus die Zuſtändig— 
keit nicht reicht. Ebenſo ſteht es mit den Selbſtverwal— 
tungsbehörden, ſoweit ſie auf dem Gebiete der Landes— 
kultur — Waſſer-, Deich, Fiſcherei-, Feld- und Forſt⸗ 
polizei u. ſ. w. — zuſtändig ſind. Auch ihnen iſt nicht 
die landwirthſchaftliche Polizei im Allgemeinen, 
ſondern ſind nur beſtimmte einzelne einſchlagende Geſchäfte 
übertragen. Auch ihnen mangelt mithin die amtliche Be— 
fugniß, kraft allgemeinen Auftrages für die Landes— 
kultur thätig zu ſein und ſelbſtändig einzugreifen. Die 
Behörden aber, denen eine ſolche allgemeine Zuſtändigkeit 
als Reſt aus 8 2 der Regierungsinſtruktion vom 23. Oktober 
1817 noch beiwohnt, die Regierungen, — ſie können, ganz 
abgeſehen von anderen Vorausſetzungen, jener Aufgabe 
gegenwärtig deshalb nicht gerecht werden, weil ihnen eben 
alle diejenigen einzelnen Angelegenheiten entzogen ſind, die 
den Generalkommiſſionen und den Selbſtverwaltungsbehörden 
übertragen wurden. Es mangeln ihnen folgeweiſe hin— 
ſichtlich umfangreicher Gruppen von Landeskulturangelegen— 
heiten genaue Sachkenntniß und vollſtändige Ueberſicht, die 
nur durch fortdauernde praktiſche Uebung und Erfahrung 
gewonnen werden können. Die Sache liegt daher ſo: die 
Behörden, welchen jetzt die einzelnen Landes— 
kulturangelegen heiten zum größten Teil über— 
wieſen ſind, die Generalkommiſſionen und die 
Selbſtverwaltungsbehörden, haben ſich um die 
Landeskultur im Allgemeinen nicht zu kümmern; 
die Regierungen aber, denen dieſe Fürſorge ob— 
liegt, vermögen ſie in ausreichendem Maße nicht 
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zu leiſten. Eine Aenderung dieſes Zuſtandes iſt zu er— 
ſtreben. 

Daß die bisherige mangelhafte Organiſation die Schuld 
mancher Unterlaſſung, mancher halben oder mißlungenen 
Maßregel trägt, iſt deshalb nicht weniger wahr, weil es 
ſich, wie natürlich, ſchwer beweiſen läßt. Daß gewiſſe 
jetzt entbehrte Vortheile erzielt, beklagte Nachtheile ver— 
mieden worden wären, wenn dieſe oder jene Maßregel er— 
griffen oder anders durchgeführt worden wäre, wird kaum 
unwiderleglich dargethan werden können. Immerhin ſei 
in dieſem Zuſammenhange beiſpielsweiſe an die während 
der 1830er und 1840 er Jahre und in den Jahren 1875/76 
in Neuvorpommern unternommenen Domänenparzellirungen 
erinnert; die von den Organen der Finanzverwaltung da— 
mals gemachten Fehler wären von ſachverſtändigen und 
mit derartigen Geſchäften mehr vertrauten Behörden und 
Beamten wahrſcheinlich vermieden worden. 215) Wenn dem— 


215) In Beziehung auf dieſe Domänenparzellirungen und die Pläne 
der in den 1870 er Jahren angelegten Kolonien jagt Sering S. 160: 
„Hierin, wie in vielerlei techniſchen Einzelheiten machte ſich eine 
mangelnde Fühlung der Finanzverwaltung, welcher damals die Do— 
mänen unterſtanden, mit den Bedürfniſſen des bäuerlichen Wirthſchafts— 
betriebes bemerkbar.“ Das Kapitel der „Domänenparzellirungen in 
Neu vorpommern“ ſchließt Sering mit den Worten (S. 167): 
„und die neue Aufgabe wurde in die Hände von Behörden gelegt, 
denen alle zu ihrer glücklichen Durchführung erforderlichen Voraus— 
ſetzungen fehlten und nach der Natur ihrer auf ganz anderem Ge— 
biet liegenden ſonſtigen Aufgaben fehlen mußten.“ 
Derſelbe Schriftſteller ſpricht ſich über die Thätigkeit der Generalkom— 
miſſionen bei Errichtung von Rentengütern nach dem Gef. v. 7. Juli 
1891 im Januar 1893 folgendermaßen aus (a. a. O. S. 280): 
„Bis zum Ende des Jahres 1892 ſind rund 1500 Rentengüter ſeitens 
der Generalkommiſſionen begründet worden. Wenn dies im erſten 
Jahre .. .. bei ganz ungenügender Ausſtattung der Behörden mit 
Hilfskräften möglich geweſen iſt, ſo iſt zu erwarten, daß die nächſten 
Jahre eine viel raſchere Entwickelung der Koloniſation bringen 
8* 
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nach die Forderung einer beſonderen Provinzialbehörde für 
die Landwirthſchaft und für alles, was damit zuſammen— 
hängt, — einer Landeskultur-Provinzialbehörde — zu 
ſtellen und dieſe Behörde mindeſtens im Kern in den 
Generalkommiſſionen, wie ausgeführt, ſchon vorhanden iſt, 
ſo erſcheint es wohl ernſter Erwägung werth, eine Reform 
dieſer Behörden, ihre weitere Ausgeſtaltung zu ordentlichen 
Landeskulturbehörden, ſoweit irgend angeht, in's Auge zu 
faſſen. 

Dazu gehört vor allem, die oben gekennzeichnete Stel— 
lung der Generalkommiſſionen im heutigen Behörden— 
organismus nicht weiter zu verkennen. Bei Klarheit in 
dieſer Beziehung wird das taſtende Suchen nach einer für 
weitere Landeskulturmaßregeln geeigneten Behörde auf— 
hören und damit den bei ſolchem Verfahren möglich blei— 
benden Mißgriffen vorgebeugt ſein. Außerdem aber wird 
die Organiſation der Generalkommiſſionen ihrem erweiterten 
Wirkungskreiſe entſprechend und wenigſtens bis zu dem 
Maß auszubilden ſein, daß ihnen nicht gerade wegen der 
Mängel ihrer Organiſation Aufgaben vorenthalten bleiben 
müſſen, die ihnen aus inneren Gründen zweckmäßig zu 
übertragen wären. So giebt es zur Zeit, weil bisher 
weſentlich nur der Umfang der eigentlichen Auseinander— 
ſetzungsgeſchäfte als maßgebend galt, nicht in jeder Pro— 


werden . . .. Die leitenden Beamten haben ſich ihrem Werke mit 
ganzer Hingabe und lebendigſter Empfindung für die Größe der 
Aufgabe und Verantwortlichkeit gewidmet. So ſind alle Voraus— 
ſetzungen für das Gelingen ihrer Arbeit gegeben —“ 
Wie Sering, urtheilt von den Domänenparzellirungen der 1870er 
Jahre auch Rimpler (Domänenpolitik und Grundeigenthumsverthei— 
lung, Leipzig 1888; S. 183, 184, 186,188, 190/195), während er 
a. a. O. S. 216) für künftige Domänenparzellirungen und die innere 
Koloniſation (vor Erlaß der Preuß. Rentengutsgeſetze) ein Verfahren 
empfiehlt, wie es im Weſentlichen jetzt von den Generalkommiſſionen 
bei Gründung von Rentengütern geübt wird. 
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vinz 218) eine Generalkommiſſion, was bei provinziell zu 
behandelnden Angelegenheiten und auch aus anderen 
Gründen zuweilen Schwierigkeiten verurſacht. Auf die 
erforderliche Vermehrung der Generalkommiſſionen wird 
daher Bedacht genommen werden müſſen, was ohne allzu 
erhebliche Mehrkoſten geſchehen kann, wo eine jetzt für 
mehrere Provinzen beſtehende Behörde in mehrere kleinere 
für je eine Provinz ſich theilen läßt. Auch ſonſt wäre übri— 
gens bei Aenderung der Organiſation und Reſſortverhält— 
niſſe ein ſchrittweiſes Vorgehen keinesweges ausgeſchloſſen, 
vielleicht ſogar zu empfehlen, da gerade auf dem Gebiete 
der Landeskultur die Bedürfniſſe in den verſchiedenen 
Theilen der Monarchie nicht gleich ſind. Beiſpielsweiſe 
dürften die oben im § 5 a. E. angedeuteten Aufgaben mehr 
die älteren Provinzen im Oſten der Monarchie angehen, 
während in den weſtlichen Provinzen, namentlich in Weſt— 
falen, Heſſen, Hannover und im Rheinlande, die — hier 
zum Theil erſt ſpäter in Angriff genommenen — Gemeinheits— 
theilungen, Servitutablöſungen und Zuſammenlegungen ſowie 
größere Meliorationen noch geraume Zeit überwiegen werden. 

Wären die Generalkommiſſionen erſt ordentliche Landes— 
kultur-Provinzialbehörden, dann würde auch folgen, was 
bisher zu wenig der Fall und nicht unwichtig iſt, daß 
zwiſchen ihnen einerſeits, den übrigen Behörden und deren 
Organen ſowie den betheiligten Kreiſen der Bevölkerung 
andererſeits lebendigere Beziehungen entſtehen, welche wieder 
auf die Thätigkeit der Generalkommiſſionen als Landes— 
kulturbehörden günſtig zurückwirken. 


216) Nach dem Regulirungsed. (§ 59) ſollte in jeder Provinz eine 
Generalkommiſſion, nach dem Landeskultured. (§ 41) in jedem Regie— 
rungsdepartement ein Landesökonomiekollegium errichtet werden. Unter 
den heutigen Verhältniſſen ſcheint die provinzielle Organiſation das 
Richtige zu ſein. (Vergl. wegen einer z. Z. geplanten neuen Gene— 
ralkommiſſion für Oſtpreußen Anm. 218 b.) 
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Daß in den angedeuteten Richtungen neuerdings ein 
gewiſſer Umſchwung zum Beſſeren begonnen hat, iſt wohl 
zu erkennen, nicht blos aus der Tagespreſſe und der ſonſtigen 
einſchlagenden Litteratur, wo bei Erörterung der die Land— 
wirthſchaft berührenden Fragen auch die Generalkommiſſionen 
Erwähnung und Würdigung zu finden anfangen, ſondern 
insbeſondere auch aus der früher dargelegten thatſächlichen 
Anerkennung, die in der Erweiterung der Zuſtändigkeit der 
Generalkommiſſionen ſich ausdrückt und der auch ſchon ein— 
zelne Ergänzungen in Organiſation und Verwaltung gefolgt 
ſind. Während bis zum Jahr 1880 217) nur für die Provinzen 
Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen, Weſt— 
falen, Heſſen-Naſſau und Hannover Generalkommiſſionen 
vorhanden waren, übrigens aber bei den Regierungen in 
Königsberg, Gumbinnen, Danzig, Marienwerder, Koblenz, 
Wiesbaden und Schleswig einzelne Abtheilungen und be— 
ſondere Spruchkollegien, in den Hohenzollernſchen Landen die 
dortige Regierung und ein Spruchkollegium, endlich in den 
linksrheiniſchen Landestheilen die ordentlichen Gerichte die 
Auseinanderſetzungsgeſchäfte zu bearbeiten hatten, ſind gegen— 
wärtig, wie weiter oben ($ 16) angegeben, für ſämmtliche 
Provinzen 218) Generalkommiſſionen eingerichtet, von denen 


217) Noch früher beſtanden in maßgebenden Kreiſen zeitweiſe 
Strömungen, die auf Beſeitigung aller Generalkommiſſionen und als 
Erſatz auf beſondere Abtheilungen der Regierungen gerichtet waren. 
Die mit ſolchen Abtheilungen während der Zeit ihres Beſtehens ge— 
machten Erfahrungen haben jedoch gelehrt, daß eine Wiederholung 
dieſer Einrichtung nicht erwünſcht wäre. 

218 ) Die Generalkommiſſion zu Düſſeldorf ift zwar nach § 24 
des Rheiniſchen Zuſammenlegungsgeſ. v. 24. Mai 1885 in den nach 
dem Rheiniſchen Verfahrensgeſ. v. 19. Mai 1851 zu behandelnden 
Sachen nur an Stelle der Regierungen, nicht auch der ordentlichen 
Gerichte getreten, hat aber wegen ihrer ſonſtigen, durch das erſtgen. 
Gef. begründeten Zuſtändigkeit die ordentlichen Gerichte wobl ver⸗ 
drängt. 
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freilich fünf für mehr als eine Provinz bejtehen.?!3?) Wäh— 
rend ferner bis zum Jahr 1875 die Kommiſſare der General— 
kommiſſionen nicht feſte Beſoldung bezogen, ſondern nach der 
auf ihre Arbeiten verwendeten Zeit bezahlt wurden, ſind ſie ſeit 
dem Geſetze vom 24. Juni 1875219) mit feſtem Gehalt ange— 
ſtellt oder beziehen ſie doch fixirte Remunerationen. Durch 
daſſelbe Geſetz iſt die vormalige unzweckmäßige Regelung des 
Koſtenweſens, wonach die Parteien die thatſächlich erwachſenen, 
oft in keinem richtigen Verhältniſſe zum Gegenſtande ſtehen— 
den Koſtenbeträge zu zahlen hatten, dahin geändert, daß 
nunmehr geſetzlich — regelmäßig nach dem Objektswerthe — 
beſtimmte Pauſchſätze erhoben werden. Seit neueſter Zeit 
ſind auch die Bureaubeamten der Kommiſſare, die früher 
von dieſen angenommen und beſoldet wurden, wenigſtens 
der Regel nach ſtaatlich angeſtellte Beamte (Specialkom— 
miſſions-Sekretäre, Bureaudiätare, Bureauanwärter 220) 
und werden den Kommiſſaren zur Deckung der ſonſtigen 
Bureaubedürfniſſe (Schreibarbeit, Arbeitsräume u. ſ. w.) 
Pauſchalvergütungen (Bureaukoſtenentſchädigungen) ge— 
währt. Endlich ſind zur raſcheren und beſſeren Erledigung 
der Landmeſſerarbeiten zweckdienliche Anordnungen ge— 
troffen, von denen hier namentlich die Einrichtung geodä— 
tiſch⸗techniſcher Bureaux bei den Generalkommiſſionen her— 

218 b) Nachdem dieſer Abſchnitt der Arbeit abgeſchloſſen war, iſt 
die Abſicht der Staatsregierung bekannt geworden, für die zum 
Bezirke der Generalkommiſſion in Bromberg gehörige 
Provinz Oſtpreußen eine beſondere Generalkommiſſion in 
Königsberg zu errichten. Ein neues Zeichen der in jüngſter 
Zeit bemerkbaren günſtigeren Entwickelung, ein weiterer Schritt auf 
dem Wege zu Landeskultur-Provinzialbehörden! 

219) G.⸗S. S. 395. 

220) Die vom Min. für Landw., Dom. u. Forſten am 29. März 
1889 erlaſſenen „Vorſchriften über die dienſtlichen Verhältniſſe der 
Specialkommiſſions⸗Bureaubeamten“ find ſeit 1. April 1890 in Uebung. 
(Vergl. Zeitſchr. Bd. 31 S. 45/73.) 
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vorgehoben wird. 221) — Alle dieſe Maßnahmen find zweifel— 
los Fortſchritte, die auf der Erkenntniß vorhandener Be— 
dürfniſſe beruhen und deshalb wohl zu ſagen berechtigen, daß 
mit der Anerkennung der Generalkommiſſionen und ihrer 
Bedeutung ein Anfang gemacht iſt, — allerdings aber auch 
nur ein Anfang. Denn die Art, in der dieſe Fortſchritte 
Seitens der landwirthſchaftlichen Centralſtelle bei den 
übrigen maßgebenden Faktoren der Staatsverwaltung und 
Geſetzgebung — oft erſt nach wiederholten Anſätzen, lang— 
ſam und ſtückweiſe — durchgeſetzt worden ſind, beweiſt 
zugleich, daß man auf den allein zutreffenden Stand— 
punkt, in den Generalkommiſſionen wie in den anderen 
Staatsbehörden dauernd nothwendige Glieder des ſtaatlichen 
Behördenorganismus zu ſehen, noch nicht gelangt iſt. Sonſt 
wäre es kaum erklärlich, daß Maßregeln, die für andere 
Behörden und Zweige des Staatsdienſtes längſt voran— 
gegangen ſind und nach neuerer Anſchauung als ſelbſt— 
verſtändlich gelten — beiſpielsweiſe die feſte Anſtellung 
der erforderlichen Beamten, deren Bezahlung Seitens 
des Staates, die entſprechende Regelung des Koſten— 
weſens u. a. —, erſt ſo ſpät, mit großer Mühe 
und in mancher Beziehung nicht einmal vollſtändig er— 
reicht werden konnten.???) Die aus Anlaß dieſer und 


221) Wegen der über die Ausbildung und Prüfung der Ver— 
meſſungsbeamten der landw. Verwaltung ergangenen neueren An— 
ordnungen vergl. oben Anm. 202. 

22) Die erſt 1875 eingeführte fixirte Beſoldung der Special- 
kommiſſare war im Jahr 1850, wo fie vom landw. Min. zuerſt an- 
geregt wurde, — wie aus den Mot. zum Koſtengeſ. v. 24. Juni 1875 
hervorgeht, gegenüber dem auf das Intereſſe der Staatskaſſe geſtützten 
Widerſpruche anderer Centralſtellen — damals nicht durchzuſetzen. 
(Anl. zu den ſtenogr. Berichten des Abg.-Hauſes aus 1875, Bd. 1 
S. 745.) Noch ſpäter, erſt 1890 kam es — wie oben bemerkt — 
dazu, die wichtigeren Bureaubeamten der Kommiſſare zu ſtaatlich an— 
geſtellten Beamten zu machen. Bis dahin befanden ſich dieſe Beamten 
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anderer beſſernden Maßregeln geführten Verhandlungen, 
zwiſchen den Centralſtellen der Verwaltung wie mit den 
geſetzgebenden Körperſchaften, ergeben auch, daß man ſich 
hierbei von allgemeineren Geſichtspunkten, namentlich von 
der oben als richtig bezeichneten Auffaſſung der General— 
kommiſſionen als Landeskultur-Provinzialbehörden noch 
nicht hat leiten laſſen. Es ging vielmehr in dieſen 
Beziehungen nicht anders, als mit den weiter oben be— 
ſprochenen Reſſorterweiterungen. Wie man den General— 
kommiſſionen aus verſchiedenen Anläſſen in vereinzelten 
Vorſchriften weitere Aufgaben zuwies, ſo beſſerte man 
dann auch — mehr oder weniger nothgedrungen — die 
dieſe Behörden und ihre Organe betreffenden Einrichtungen, 
aber wieder nur bei beſonderem dringlichen Bedarf, um 
die grellſten Mißſtände zu beſeitigen, ohne jedoch die 
Frage zu prüfen, ob Beſſerung nicht ſchon aus allge— 
meinen Geſichtspunkten und in weiterem Rahmen nöthig 
und deshalb richtiger und erfolgreicher planmäßig und 
einheitlich vorzunehmen ſei. 22) In dieſem Punkte wird, 
ſoll anders die angefangene Beſſerung zweckentſprechend 
weiter geführt werden, einzuſetzen und demgemäß aus dem 
vorliegenden Abſchnitte folgendes Programm zuſammenzu— 
faſſen fein: Die Generalkommiſſionen ſind als die Pro— 
vinzialbehörden für Pflege und Förderung der Landes— 


in einer widerſpruchsvollen Zwitterſtellung; ſie wurden vom Kom— 
miſſar nach eigener Wahl angenommen, auch entlaſſen und nur von 
dieſem bezahlt, ſo daß ſie zu ihm im Privatverhältniſſe ſtanden, mußten 
aber doch vereidet werden und überkamen dadurch und mit ihrer 
dienſtlichen Stellung amtliche Pflichten, waren ja auch im öffentlichen 
Dienſte beſchäftigt. (Dönniges Bd. 3 S. 528 Nr. 6.) Wenigſtens 
bei den „Specialkommiſſions-Bureaubeamten“ hat dieſes Mißverhält— 
niß jetzt aufgehört. 

223) Vergl. u. a. über die Verhandl. zum Koſtengeſ. v. 24. Juni 
1875: Anl. zu den ſtenogr. Ber. des Abgeordn.-Hauſes 1873074 
Bd. 2 S. 938, Bd. 4 S. 1876 ff. 


122 


kultur anzuerkennen. Ihnen ſind deshalb jedenfalls neue 
einſchlagende Maßregeln aufzutragen. Soweit für An— 
gelegenheiten der Landeskultur die Zuſtändigkeit anderer 
Staatsbehörden bereits eingeführt iſt, wird die Frage der 
Bewährung dieſer Reſſortvertheilung im Auge zu behalten 
und im Verneinungsfalle die Uebertragung ſolcher An— 
gelegenheiten auf die Generalkommiſſionen in Ausſicht zu 
nehmen und je nach den Umſtänden durchzuführen ſein. 
Im Einklange mit der Entwickelung der Reſſortverhältniſſe 
iſt auf die entſprechende Ausgeſtaltung der Organiſation 
der Generalkommiſſionen hinzuwirken. 22“) 


22) Zu erwägen wäre auch ein anderer Name für die General⸗ 
kommiſſionen. 

Als im Gef. v. 18. Febr. 1880 dem früheren „Reviſionskollegium 
für Landeskulturſachen“ der vielfach angegriffene Name „Ober-Landes⸗ 
kulturgericht“ beigelegt wurde, geſchah das einmal aus dem guten Grunde, 
weil man bei Abänderung des Auseinanderſetzungsverfahrens nach 
Maßgabe der Civilprozeßordnung einen Gerichtshof nicht ferner 
Reviſionskollegium nennen wollte, der nicht über die Reviſion 
zu urtheilen bat, und zweitens weil der Name „Ober-Landeskulturgericht“ 
das richtig bezeichnet, was dieſe Behörde iſt, nämlich: Obergericht 
für Landeskulturſachen. Entſprechend heißt das Obergericht, 
dem die letztinſtanzliche Entſcheidung aller nicht vor eine andere Be- 
hörde gewieſenen ftreitigen Ver waltungsſachen zuſteht, das „Ober- 
verwaltungsgericht“. Daß dieſe Analogie auch inſofern zutrifft, 
als das Ober-Landeskulturgericht für die geſammte Monarchie in allen 
ihm zugewieſenen Sachen der Landeskultur entweder Gericht letzter 
oder einziger Inſtanz iſt, wird weiter unten ($ 30) gezeigt werden.) 
Aehnliche Bezeichnungen find auch ſonſt üblich oder üblich geweſen, 
z. B. Oberhandels-, Gewerbe-, Rheinſchiffahrts-, Elbzoll-Gericht. Die 
Mot. des Gef. v. 18. Febr. 1880 bemerken: 

Der Name „Reviſionskollegium für Landeskulturſachen“ war 
allenfalls paſſend, fo lange gegen Erkenntniſſe des Reviſtonskolle⸗ 
giums eine dritte Inſtanz nicht ſtattfand. Die Verordn. v. 22. No⸗ 
vember 1844 hat dieſen Namen beibehalten. . .. Gegenwärtig 
aber, wo die Reviſion das einzige Rechtsmittel dritter Inſtanz und 
das Reichsgericht ausſchließlich Reviſionsgericht iſt, kann die 
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2. Das Ober-Landeskulturgericht. 

§ 25. Ueberſicht des Entwickelungsganges. In 
dem vorhergehenden Abſchnitte wurde der Nachweis ver— 
ſucht, daß der urſprüngliche, nicht zur Ausführung ge— 
langte Organiſationsplan für die Landeskulturbehörden 
erſter Inſtanz — die Generalkommiſſionen für das 
vorübergehende Geſchäft der gutsherrlich-bäuerlichen Regu— 
lirungen, die Landesökonomiekollegien für die dauern— 
den Angelegenheiten der Landeskultur — wohl bedacht 
war und daß man ſich in neuerer Zeit jenem Plane theil— 
weiſe, wenigſtens thatſächlich, wieder nähert. Abweichend 
iſt der Gang derjenigen Geſetzgebung, der auf die Ver— 

Bezeichnung „Reviſionskollegium“ um ſo weniger beibehalten wer— 
den, als ſie in der That Irrthümer über die Zuſtändigkeit dritter 
Inſtanz veranlaſſen und alſo auch praktiſch nachtheilig werden 
könnte. Als neuer Name iſt nach dem Vorgange des Oberverwal— 
tungsgerichts und auf Grund der Unterſtellung, daß die General- 
kommiſſionen — als richterliche Behörden — die Landeskultur— 
gerichte ſind, der Name „Ober-Landeskulturgericht“ gewählt. 

Dem Namen „Ober-Landeskulturgericht“ entſprechend die Gene— 
ralkommiſſionen als „Landeskulturgerichte“ zu bezeichnen, nahm 
man Anſtand, weil dieſe Behörden nicht blos Streitigkeiten zu ent— 
ſcheiden, ſondern überwiegend als Verwaltungsbehörden zu fungiren 
haben. Ein ebenſo dringender Anlaß zur Namensänderung wie beim 
Reviſionskollegium lag überdies nicht vor. Mit der weiteren Aner— 
kennung und Ausbildung der Generalkommiſſionen als ordentlicher 
Landeskulturbehörden dürfte indeſſen doch der Name „General kom— 
miſſion“ nicht vereinbar ſein. Auch trifft jener oben ged. Einwand 
gegen den Namen „Landeskulturgericht“ kaum zu, weil es auch Ge— 
richte giebt, die nicht blos Rechtsſtreitigkeiten zu entſcheiden, ſondern 
es auch mit nicht ſtreitigen Angelegenheiten (3. B. Grundbuch-, Nach— 
laß-, Vormundſchaftsſachen) zu thun haben. Sonſt könnten für die 
Generalkommiſſionen auch die Namen „Landeskulturamt“, „Landes— 
kulturrath“ in Frage kommen, der letztere zur Vermeidung von Ver— 
wechſelungen allerdings nur in der Vorausſetzung, daß nicht auch die 
Mitglieder zu „Landeskulturräthen“, ſondern nach wie vor zu „Re— 
gierungsräthen“ ernannt würden. 
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faſſung und Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörden 
zweiter Inſtanz ſich bezieht. 225) Die Anfänge dieſer Ge— 
ſetzgebung ſind mangelhaft, und erſt ſpät hat man ſich 
über die Mängel durch Erfahrung belehren und zu Beſſe— 
rungen bewegen laſſen. Die Entwickelung iſt weſentlich 
in drei Perioden erfolgt. Die erſte wird durch die Ver— 
ordnung vom 20. Juni 1817 bezeichnet, nach der zur 
Entſcheidung zweiter Inſtanz eine Mehrheit richterlicher 
Kollegien neben dem Reſſortminiſterium zuſtändig war. 
Die zweite Periode beginnt mit der Verordnung vom 
22. November 1844, welche die Entſcheidung über die 
Rechtsmittel gegen Erkenntniſſe der Auseinanderſetzungs— 
behörden erſter Inſtanz für die ganze Monarchie einer 
Spruchbehörde zweiter Inſtanz übertrug, das Miniſterium 
aber noch als alleinige Inſtanz für Beſchwerden jeder 
Art beſtehen ließ. Die dritte und letzte Entwickelungsſtufe 
wurde mit dem Geſetze vom 18. Februar 1880 erreicht, 
das jener durch die Verordnung vom 22. November 1844 
begründeten Spruchbehörde zweiter Inſtanz neben ihrer 
bisherigen Kompetenz auch die Entſcheidung über Beſchwerden 
im Streitverfahren überweiſt, während alle anderen Be— 
ſchwerden nach wie vor dem Miniſterium vorbehalten ſind. 

§ 26. Die Reviſionskollegien nach der Ver— 
ordnung vom 20. Juni 1817. Das Regulirungs— 
edikt von 1811, obwohl es (SS 12, 13) auf die Ent- 
ſcheidung der Generalkommiſſion verweiſt, ſchweigt noch 
über die Anfechtung ſolcher Entſcheidung. Erſt die Dekla— 
ration vom 29. Mai 1816 erwähnt (Art. 105 bis 109) 
einer „Appellation an das Reviſionskollegium“ für ein— 


225) Wegen der im Gebiete der altländiſchen Verfahrensvorſchrif— 
ten beſchränkten Zulaſſung der dritten Inſtanz und der für dieſe be— 
ſtehenden Zuſtändigkeit des Reichsgerichts, ſowie über Behörden und 
Verfahren im Allgemeinen und über die einſchlagenden Geſetze: vergl. 
oben § 16. 
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zelne Streitigkeiten — über Regulirungsfähigkeit, gegen- 
ſeitige Leiſtungen, Art der Entſchädigung u. a. — mit 
der Maßgabe, daß die Entſcheidung der Generalkommiſſion 
über den Betrag der Körnerrente und über wirthſchaftliche 
Gegenſtände der Appellation ungeachtet zur Ausführung 
kommen und das Reviſionskollegium nicht auf Abänderung 
dieſer Entſcheidung, ſondern nur auf Entſchädigung zu er— 
kennen haben ſollte. Auch das Landeskulturedikt von 
1811 beſtimmte ($ 42), unter Verweiſung auf die zu er— 
laſſende Gemeinheitstheilungsordnung, lediglich, daß über 
den Theilungsplan Mangels gütlicher Annahme von drei 
ſachverſtändigen Kreisverordneten als Schiedsrichtern ent— 
ſchieden werden und gegen deren Entſcheidung die Berufung 
an ein aus Mitgliedern des Landesöbkonomiekollegiums 
und des Oberlandesgerichts zuſammengeſetztes Reviſions— 
kollegium zuſtehen ſollte. 

Zur weiteren Ausgeſtaltung der zweiten Inſtanz und 
zur Organiſation der Reviſionskollegien kann es erſt nach 
Erlaß der Kab.⸗Ordre vom 10. April 1817, 226) durch die 
zur Entſcheidung über die Appellation gegen die Entſchei— 
dungen der Generalkommiſſionen in den zu deren Kompetenz 
gehörigen Streitſachen zunächſt die fünf Reviſionskollegien 
zu Berlin, Breslau, Stettin, Marienwerder und Königs— 
berg errichtet worden waren. Dieſen Reviſionskollegien, 
die dann durch die Verordnung vom 20. Juni 1817 be— 
ſtätigt und weiter geordnet wurden, traten zufolge der 
ſpäteren Agrargeſetzgebung noch diejenigen zu Münſter i. W., 
Poſen und Magdeburg hinzu. 227) Die Reviſionskollegien 


beſtanden — unter dem Vorſitz eines Mitgliedes des 
Präſidiums des Oberlandesgerichts — aus zwei Ober— 


220) Dönniges Bd. 3 S. 236. 

227) Kab.⸗O. v. 20. Septbr. 1821 (Dönniges Bd. 3 S. 243), 
Gef. v. 8. April 1823 (G.⸗S. S. 49, § 111), Kab. ⸗O. v. 13. Septbr. 
1827 (Dönniges Bd. 3 S. 246). 
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landesgerichtsräthen und zwei Regierungsräthen, die ein 
für allemal aus dem Oberlandesgericht und der Regierung 
deputirt wurden und von denen die Regierungsräthe der 
landwirthſchaftlichen Gewerbslehre vorzüglich kundig ſein 
ſollten. Neben dieſen ſtändigen Mitgliedern konnte in 
einzelnen Fällen zur näheren Erläuterung des Sach— 
verhalts der mit der Regulirung beauftragte Oekonomie— 
kommiſſar oder zur Aufklärung ökonomiſcher Geſichtspunkte 
der Oberkommiſſar der Generalkommiſſion oder ein anderer 
Oekonomiekommiſſar — ohne Stimmrecht — zugezogen 
werden. 228, Zur Kompetenz der Reviſionskollegien 
gehörten indeſſen nach den Beſtimmungen der Verordnung 
vom 20. Juni 1817, im Einklange mit der Deklaration 
von 1816, nur diejenigen Definitiventſcheidungen der 
Generalkommiſſion, die allein das Intereſſe der Parteien 
betrafen, wogegen von ihrer Kompetenz ausgeſchloſſen und 
durch Rekurs an das Miniſterium 229) anzugreifen waren 
alle Entſcheidungen der Generalkommiſſionen über landes— 
polizeiliche Gegenſtände, über den Ausführungstermin der 
Auseinanderſetzung ſowie über Streitigkeiten, die das Intereſſe 
der nicht zugezogenen eingetragenen Gläubiger, Lehns- und 
Fideikommißfolger berührten. 286) Dieſe Zweitheilung des 
Inſtanzenzuges, welche die Bedeutung der Reviſionskollegien 
von vornherein abſchwächte, wurde zu Ungunſten dieſer 
Behörden durch zwei folgende Geſetze noch verſchärft. 
Nachdem durch das Geſetz vom 7. Juni 182128) den 
Generalkommiſſionen auch die Ausführung der Gemein— 
heitstheilungs- und der Ablöſungsordnung vom gleichen 


228) Verordn. v. 20. Juni 1817 SS 29 ff. 

229) Nach der damaligen Verwaltungsorganiſation war dies das 
Min. des Innern, an deſſen Stelle im J. 1848 das Min. für die 
landwirthſch. Angel. trat. Vergl. oben $ 18 bei Anm. 152 ff. 

250) Verordn. v. 20. Juni 1817 SS 173, 174, 202, 203. 

2331) G.⸗S. S. 83. 
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Tage übertragen war, erſtreckte ſich die Kompetenz der 
Reviſionskollegien auch auf die Appellation gegen Entſchei— 
dungen der Generalkommiſſionen in Gemeinheitstheilungen 
und Ablöſungen; gleichzeitig wurde jedoch durch jenes Aus— 
führungsgeſetz der in der Verordnung von 1817 nachgelaſſene 
Rekurs an das Miniſterium auf alle Fragen der Landes— 
polizei und der Landeskultur ausgedehnt 232) und damit die 
Zuſtändigkeit der Reviſionskollegien weiter geſchmälert. Die 
Verordnung vom 30. Juni 1834 endlich erſtreckte die 
richterliche Kompetenz des Miniſteriums noch weiter, auf 
zahlreiche andere Gegenſtände, die mit den öfſentlichen 
Intereſſen und ſolchen Rechten, deren Wahrnehmung den 
Behörden von Amtswegen oblag, keine Verwandtſchaft 
haben, insbeſondere auf die Frage der Abfindungsart und 
auf Beſchwerden, welche Naturalabfindung oder andere 
Leiſtungen als Geld und dabei nicht die Theilnahmerechte 
oder deren Umfang zum Gegenſtande hatten. Hierdurch 
war die Kompetenz der Reviſionskollegien noch mehr ein— 
gejchränft.233) Dem gegenüber reichte die Entſcheidungs— 
befugniß des Miniſteriums um ſo weiter, als daſſelbe nicht 
blos die nach Vorſtehendem ſehr umfaſſende Rekurs— 
inſtanz war, ſondern auch über alle Beſchwerden zu be— 
finden hatte, mochten ſie im Streitverfahren oder außer— 
halb eines ſolchen erhoben ſein. ?“) 


232) Ausführ.⸗Geſ. v. 7. Juni 1821 SS 1, 19. 

233) Verordn. v. 30. Juni 1834 SS 45 ff. 

234) Erſchöpfende Beſtimmungen über den Inſtanzenzug für Be— 
ſchwerden enthält die ältere Preuß. Agrargeſetzgebung nicht. Die 
ausſchließliche Kompetenz des Miniſteriums zur Entſcheidung aller Be— 
ſchwerden über die Generalkommiſſionen folgte indeſſen aus der ihm 
nach $ 38 der Verordn. v. 20. Juni 1817 zuſtehenden Aufſicht, und 
zwar nicht blos für Beſchwerden hinſichtlich der Disciplin und des 
Geſchäftsbetriebes, ſondern auch für alle ſonſtigen Beſchwerden im 
Regulirungs⸗ wie im Streitverfahren. In dieſer Beziehung iſt daran 
zu erinnern, daß bis zum Gel. vom 18. Febr. 1880 für das Ver— 
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Daß die Zweitheilung des Inſtanzenzuges in Appel— 
lation und Rekurs große Nachtheile haben mußte, ſpringt 
in die Augen. — Zunächſt führte dieſelbe nach Maßgabe 
der Vorausſetzungen jedes dieſer Rechtsmittel zu einer 
Menge von Kompetenzzweifeln und folgeweiſe zu Verzöge— 
rung und Koſtenhäufung. Ferner konnte es nicht aus— 
bleiben, daß wegen der zwiſchen Miniſterium und Re— 
viſionskollegium getheilten Kompetenz unter Umſtänden 
die Entſcheidungen in einer Sache ſich unnöthig mehrten. 
Selbſt an ſich — ſachlich betrachtet — wurden durch 
dieſe Theilung die Entſcheidungen in der Appellations— 
wie in der Rekursinſtanz ungünſtig beeinflußt; die ver— 
ſchieden abgegrenzte Kompetenz des Reviſionskollegiums 
und des Miniſteriums mußte die zuſammengehörige Ent— 
ſcheidung deſſelben Rechtsſtreits, in dem es ſich doch 
immer um das eine Ziel angemeſſener und vollſtän— 
diger Entſchädigung für die zur Auseinanderſetzung ge— 
brachten Theilnehmungsrechte handelt, zweckwidrig ausein— 
anderreißen. Hierzu kam das allgemeine Bedenken, die 
höchſte Verwaltungsbehörde richterlich über vermögens— 
rechtliche Anſprüche und Privatrechte entſcheiden zu laſſen. 
Dieſes Bedenken war um ſo gewichtiger, als einerſeits für 


fahren in Auseinanderſetzungsſachen — nach der Verordn. v. 1817 
(Ss 54, 107, 109, 150 u. a.) — ſubſidiär die Vorſchriften der Allg. 
Gerichtsordnung galten, nach der ganz allgemein Beſchwerden über 
gerichtliche Verfügungen bei der unmittelbar vorgeſetzten Behörde ein— 
zulegen waren. (Allg. Ger.-Ordn. Th. I Tit. 6 $ 7, Tit. 14 8 4 b, 
Tit. 25 8 14; Th. III Tit. 1 88 13 ff.). Die vorgeſetzte Behörde 
der Generalkommiſſion aber iſt nach dem oben angezogenen § 38 der 
Verordn. v. 1817 eben das Miniſterium. — Die Reviſionskollegien 
waren nach 8 36 derſelben Verordn. den Generalkommiſſionen koordinirt, 
auch lediglich Appellationsinſtanz für die ihnen ſpeciell überwieſenen 
Streitigkeiten, mithin ohne jegliche Kompetenz für irgend welche Be— 
ſchwerden. Vergl. Greiff S. 456 Anm. 14; Glatzel u. Sterne— 
berg S. 320. 
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die Entſcheidung die Kenntniß der eigenthümlichen wirth— 
ſchaftlichen, landespolizeilichen und politiſchen Verhältniſſe 
der verſchiedenen Provinzen in Betracht kam, andererſeits 
aber im Miniſterium nur der mit Bearbeitung der Rekurs— 
ſachen beauftragte Rath veranlaßt und in den Stand ge— 
ſetzt war, ſich in Kenntniß jener Verhältniſſe zu erhalten. 
Selbſt für ihn mußte die Anſchauung meiſt einſeitig und 
unvollſtändig bleiben, inſofern viele mit der Ausbildung 
der landwirthſchaftlichen und politiſchen Zuſtände eng zu— 
ſammenhängende Fragen des Privatrechts wieder größten— 
theils zum Reſſort der Reviſionskollegien gewieſen waren. 
Theils in Anerkennung dieſes Bedenkens, theils zur Be— 
ſeitigung von Kompetenzzweifeln wurde auch Seitens des 
Miniſteriums — namentlich wo die Rekursentſcheidung 
hauptſächlich von Rechtsgrundſätzen oder Geſetzesauslegung 
abhing — nicht ſelten von dem im § 20 des Ausführungs- 
geſetzes vom 7. Juni 1821 gegebenen Auskunftsmittel Ge— 
brauch gemacht, die Rekursentſcheidung den Reviſions— 
kollegien zu übertragen. 235) 

Aber auch ihrerſeits und innerhalb der Grenzen ihrer 
Kompetenz waren die Reviſionskollegien wenig geeignet, 
ihre Aufgabe vollkommen zu erfüllen. Der Vorſitzende 
wie die Mitglieder dieſer Kollegien waren als ſolche nur 
nebenamtlich thätig und konnten deshalb die allmählich 
gewachſene Arbeitslaſt des Nebenamts nicht ſo prompt 
bewältigen, als es der ordnungsmäßige Geſchäftsgang 
forderte. Die Reviſionskollegien mußten ſich daher oft 
durch jüngere, in der Landeskulturgeſetzgebung wie in der 
Landwirthſchaft und Verwaltung noch wenig erfahrene 
Arbeiter ergänzen. Hieraus und weil die Mitgliedſchaft 


235) Vergl. die Mot. zum Entwurf einer Verordnung über den 
Geſchäftsgang und Inſtanzenzug bei den Auseinanderſetzungsbehörden 
— in den Akten des landw. Min. „Landwirthſch. Behörden“ Nr. 38 
Vol. I. 


Preuß. Agrargeſetzgebung. 9 


130 


beim Reviſionskollegium von der Stellung im Hauptamt 
abhängig war, ergab ſich ein fortdauernder Wechſel der 
Mitglieder, jo daß es ſelten gelang, in den Reviſions— 
kollegien eine vollſtändige Kenntniß der provinziellen Ver— 
hältniſſe zu erhalten und eine feſte übereinſtimmende Praxis 
in Beziehung auf rechtliche und wirthſchaftliche Grundſätze 
auszubilden. Unter ſolchen Umſtänden und bei der Art der 
Vorbildung der Mitglieder der Regierungen ließ ſich auch 
der im § 30 der Verordnung vom 20. Juni 1817 ge— 
ſtellten Forderung, daß die bei jedem Reviſionskollegium 
zu beſtellenden zwei Regierungsräthe „der landwirthſchaft— 
lichen Gewerbslehre vorzüglich kundig“ ſeien, in den ſeltenſten 
Fällen 236) Rechnung tragen. 

§ 27. Das Reviſionskollegium für Landes— 
kulturſachen nach der Verordnung vom 22. No— 
vember 1844. Die vorſtehend angedeuteten Mißſtände 
ließen endlich die Reviſionskollegien und den mit dieſer 
Organiſation zuſammenhängenden Inſtanzenzug unhaltbar 
erſcheinen. 

Die Trennung der dem Miniſterium vorbehaltenen 
Rekursinſtanz von der den Reviſionskollegien übertra— 
genen Appellationsinſtanz war ehedem durch die Beſorg— 
niß herbeigeführt, daß es den Reviſionskollegien nach 
Maßgabe ihrer Zuſammenſetzung in der Regel an der— 


256) Dieſer Mangel war auch den Grundbeſitzern fühlbar ge— 
worden; u. a. iſt in einer Petition des 3. Provinziallandtages des 
Großherzogth. Poſen aus 1834 beantragt, dem Reviſionskollegium ein 
von der Generalkommiſſion unabhängiges techniſches Mitglied bei— 
zugeben, weil die Ausbildung zum höheren adminiſtrativen 
Staatsdienſte für den Rath einer die agrariſchen Geſetze 
ausführenden Oberbehörde nicht genüge, hierzu vielmehr 
Kenntniß der Landwirthſchaft und Erfahrung in den Separations— 
und Ablöſungsgeſchäften durchaus erforderlich ſeien. (Gen.-Akten des 
landw. Min. „Landwirthſch. Behörden“ Nr. 8 Vol. I. — Vergl. auch 
Dönniges Bd. 3 S. 383, 384.) 
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jenigen Befähigung und den Kenntniſſen mangeln werde, 
die zur Entſcheidung der dem Miniſterium vorbehaltenen 
Streitigkeiten unumgänglich nöthig ſeien, daß wenigſtens 
ſicher auf fortdauernden Erwerb geeigneter Kräfte für die 
Reviſionskollegien nicht überall werde gerechnet werden 
können. Dieſe Beſorgniß war durch die Erfahrung ge— 
rechtfertigt worden. Sollte trotz deſſen der zweifache 
Inſtanzenzug und die Miniſterialinſtanz wegfallen, ſo er— 
gab ſich nur ein geeigneter Ausweg, nämlich der, als 
Appellationsinſtanz für Landeskulturſachen eine neue 
ſelbſtändige und anders zuſammengeſetzte Behörde zu 
ſchaffen, deren Entſcheidung ſowohl die Staatsverwaltung 
die Wahrnehmung der öffentlichen Intereſſen als auch 
die betheiligten Grundbeſitzer ihre wichtigen Privatinter— 
eſſen mit Zuverſicht anvertrauen konnten. Die neue obere 
Spruchbehörde mußte nach ihrer Stellung und Zuſammen— 
ſetzung dieſelbe Befähigung und die gleichen Obliegenheiten 
und Befugniſſe für die zweite Inſtanz haben, wie die über 
alle Auseinanderſetzungsſtreitigkeiten ohne Unterſchied des 
Gegenſtandes entſcheidende Generalkommiſſion für die erſte 
Inſtanz, und mußte mit der Kompetenz der früheren Re— 
viſionskollegien auch die des Miniſteriums in deſſen Eigen— 
ſchaft als Rekursrichter vereinigen. Als die den Mit— 
gliedern eines ſolchen Obergerichts für Landeskulturſachen 
unentbehrlichen Eigenſchaften bezeichnen die Motive des 
Entwurfs einer Verordnung über den Geſchäftsgang und 
den Inſtanzenzug bei den Auseinanderſetzungsbehörden: 237) 
1. Kenntniß der Landwirthſchaftslehre, 
von der bei der Konnexität der ökonomiſch-techniſchen und 
der juriſtiſchen Streitfragen auch die juriſtiſchen Mitglieder 
eines in Landeskulturangelegenheiten entſcheidenden Ge— 


237) Akten des landw. Min. „Landwirthſch. Behörden“ Nr. 38 
Vol. 1. 
9* 
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richts zweiter Inſtanz nicht zu entbinden ſeien, wenn die 
Beurtheilung nicht unvollkommen und einſeitig bleiben 
ſolle; 

2. eine nur aus eigenem Geſchäftsverkehr mit dem be— 
theiligten Publikum ſowie aus praktiſcher Thätigkeit 
in Landeskulturangelegenheiten zu gewinnende leben— 
dige, vielſeitige Anſchauung und ſichere Erfahrung in 
Betreff der eigenthümlichen Geſchäftsmethode, der 
verſchiedenen Operationen im Geſchäftsgang und 
ihres Zuſammenhanges mit dem letzten Zwecke der 
Auseinanderſetzung, 

wodurch erſt die richtige Anwendung der Landeskulturge— 
ſetze im einzelnen Falle ſowie die wünſchenswerthe innere 
Theilnahme des Richters an den Gegenſtänden ſeines 
Reſſorts verbürgt werde; 

3. eine umfaſſende und gründliche Kenntniß der geſamm— 

ten Landeskulturgeſetzgebung, 
deren Umfang und immer reichere Entwickelung eine ſolche 
Kenntniß faſt nur bei denjenigen Beamten vorausſetzen 
laſſe, die ſich ausſchließlich und fortdauernd mit dieſer 
Geſetzgebung beſchäftigen; 

4. Vertrautheit mit den ſtaatsrechtlichen, ſtaatswirth— 
ſchaftlichen und landespolizeilichen, insbeſondere den 
allgemeinen Landeskultur-Intereſſen und den ein— 
ſchlagenden Geſichtspunkten, 

damit dieſelben auch für den Spruch zweiter Inſtanz volle 
Berückſichtigung und Würdigung finden und auch hier alle 
ſtreitigen Punkte, wie $ 104 der Verordnung vom 20. Juni 
1817 verlangt, in vollſtändiger Ueberſicht über Gang und 
Lage des ganzen Auseinanderſetzungsgeſchäfts, auf eine 
den Rechten, der Billigkeit und dem Endzwecke der Aus— 
einanderſetzung angemeſſene Art entſchieden werden. — Von 
einem aus ſolchen Mitgliedern zuſammengeſetzten und mit 
den oben angedeuteten Befugniſſen ausgeſtatteten Ober— 
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gerichte für Landeskulturſachen wurde erwartet, daß es 
vermöge ſeiner Stellung zu den Auseinanderſetzungsbe— 
hörden und zur Centralbehörde mit den fortſchreitenden 
ſtaatswirthſchaftlichen und landespolizeilichen Maximen im 
dauernden lebendigen Zuſammenhange bleiben und hier— 
durch wie aus der vielfachen Anſchauung praktiſcher Fälle 
aus allen Provinzen zur Entwickelung der Landeskultur— 
geſetzgebung, zur Erhaltung und Fortbildung gleichförmiger 
Rechtsprincipien und zur beſſeren und beſchleunigten Be— 
arbeitung der Auseinanderſetzungsſachen beitragen werde. 238) 

Aus ſolchen Erwägungen erfolgte nach der Verordnung 
über den Geſchäftsgang und den Inſtanzenzug bei den 
Auseinanderſetzungsbehörden vom 22. November 1844,239) 
unter Auflöſung der damaligen acht Reviſionskollegien, 
die Errichtung eines „Reviſionskollegiums für Landes— 
kulturſachen“ für die ganze Monarchie, das mit dem 
1. Oktober 1845 in Wirkſamkeit trat. 240) Von dem— 
ſelben Zeitpunkt ab fand der früher zuläſſig geweſene Re— 
kurs an das Miniſterium nicht mehr ſtatt, ſo daß nun— 
mehr für die Rechtsmittel gegen Erkenntniſſe der Aus— 
einanderſetzungsbehörden erſter Inſtanz nur eine Spruch— 
behörde zuſtändig war. 24 

Das Reviſionskollegium — das ſeit dem Geſetze 
vom 18. Februar 1880 den Namen „Ober-Landeskultur— 
gericht“ führt 242) — ſoll aus einem Präſidenten und 
mindeſtens acht Mitgliedern beſtehen; der Präſident und 
ſämmtliche Mitglieder müſſen mit der landwirthſchaftlichen 
Gewerbslehre vertraut und die Mehrzahl derſelben muß 


288) Vergl. Dönniges Bd. 3 S. 384. 

239) G.⸗S. 1845 S. 19. 

240) Bekanntmachung d. Min. d. Inn. u. der Juſtiz v. 31. Juli 
1845 (M.⸗Bl. d. i. V. S. 241). 

241) Verordn. v. 22. Novbr. 1844 S 14. 

242) Vergl. oben $ 16 Anm. 130. 
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zum höheren Richteramte qualificirt ſein. 243) Dieſe Vor- 
ſchriften in Verbindung mit dem regelmäßig feſtgehaltenen 
Grundſatze, die Rathsſtellen mit bereits erprobten Mit— 
gliedern der Auseinanderſetzungsbehörden zu beſetzen und bei 
deren Auswahl thunlichſt die verſchiedenen Landestheile zu 
berückſichtigen, 244) ſichern die richtige Zuſammenſetzung des 
Kollegiums und geben auch jede erreichbare Gewähr für 
diejenigen Eigenſchaften der Mitglieder, die in den Motiven 
der Verordnung von 1844 zutreffend als unentbehrlich 
bezeichnet ſind. Mit Rückſicht hierauf konnte es nunmehr 
auch keinem Bedenken unterliegen, dem Reviſionskollegium 
alle Befugniſſe und Obliegenheiten zu übertragen, die aus 
der Vereinigung der Appellationsinſtanz der früheren 
Reviſionskollegien und der Rekursinſtanz des Miniſteriums 
nothwendig ſich ergaben. Dem Reviſionskollegium wurde 
nach der Verordnung in derſelben Art und Ausdehnung, 
wie den Generalkommiſſionen, über alle zu ſeiner Kognition 
gelangenden landwirthſchaftlichen Gegenſtände ein ſelbſtän— 
diges Urtheil eingeräumt, und ſeine Befugniſſe und Ob— 
liegenheiten wurden denjenigen der Generalkommiſſionen 
namentlich auch in Anſehung der Wahrnehmung der 
landespolizeilichen und ſtaatswirthſchaftlichen Intereſſen 
gleichgeſtellt (SS 10, 11). 

§ 28. Das Ober-Landeskulturgericht nach dem 
Geſetze vom 18. Februar 1880. Während durch die 
Verordnung von 1844 dafür geſorgt war, daß die gegen 
Erkenntniſſe erſter Inſtanz eingelegten Rechtsmittel 


243) Verordn. v. 22. Novbr. 1844 8 8. 

244) Die auf „8“ normirte Zahl der Mitglieder war nach den 
Vorverhandlungen ausdrücklich dazu für erforderlich erachtet, um die 
damaligen acht Provinzen des Staates zu vertreten. (Protok. über 
die Staatsmin.⸗Sitzung v. 14. Mai 1844 — in den Akten des landw. 
Min. „Landwirthſch. Behörden“ Nr. 38 Vol. 2.) Zur Zeit gehören 
dem Kollegium außer dem Präſidenten 10 etatsmäßige Räthe an. 
Vergl. Glatzel und Sterneberg ©. 46, 47 Anm 1, 2 zu $ 50. 
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beſſere Erledigung fanden, waren nach § 14 Abſ. 2 der 
Verordnung „im Uebrigen dem Miniſterium alle bis— 
herigen aus dem Aufſichtsrecht über die Auseinander- 
ſetzungsbehörden herfließenden Befugniſſe verblieben“, ins— 
beſondere alſo alle Beſchwerden über das Verfahren 
und die Verfügungen der Auseinanderſetzungsbehörden 
— ohne Unterſchied des Gegenſtandes und Zwecks — 
an das Miniſterium gewieſen.?“?) In dieſer Beziehung it 
erſt durch das Geſetz, betreffend das Verfahren in Aus— 
einanderſetzungsangelegenheiten, vom 18. Februar 1880246) 
für deſſen Geltungsgebiet ?!“) eine Aenderung eingetreten. 
Dieſes ſetzte für das altländiſche Auseinanderſetzungsver— 
fahren die Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung 
außer Kraft und an Stelle derſelben diejenigen der 
Deutſchen Civilprozeßordnung, mit welchen auch das 
Syſtem der Rechtsmittel aus der Civilprozeßordnung über— 
nommen wurde. Hinſichtlich der Rechtsmittel gegen erſt— 
inſtanzliche Urtheile trat hierdurch eine Aenderung des 
Inſtanzenzuges nicht ein, da für ſolche das Ober-Landes— 
kulturgericht — in ſeiner Verfaſſung nach der Verordnung 
von 1844 — den Anforderungen durchaus entſprach und zu— 
ſtändig blieb. Hinſichtlich der Beſchwerden aber folgte 
aus dem Rechtsmittelſyſteme der Civilprozeßordnung und 
war auch aus inneren Gründen angezeigt, daß die ein 
Streitverfahren betreffenden Beſchwerden der Miniſterial— 
inſtanz abgenommen wurden. Die Entſcheidung des 
Miniſters über derartige Beſchwerden hatte wegen ihres 
Zuſammenhanges mit dem Rechtsſtreit in der Praxis 
häufig Bedenken hervorgerufen. Dieſen iſt durch Ueber— 
nahme des in der Civilprozeßordnung beſtimmten Rechts— 
mittels der Beſchwerde, für das der im Inſtanzenzuge 


245) Vergl. oben Anm. 234. 
246) G.⸗S. S. 59. 
247) Vergl. den folg. $ 29. 
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zuge höhere Richter zuſtändig iſt, vorgebeugt. Um jeden 
Zweifel über den Wegfall der Miniſterialinſtanz für 
dieſes Rechtsmittel der Beſchwerde auszuſchließen, iſt 
im $ 2 des Geſetzes vom 18. Februar 1880 ausdrück— 
lich das Ober-Landeskulturgericht als für dieſes Rechts- 
mittel zuſtändig bezeichnet. — Die übrigen Beſchwerden, 
die entweder das Regulirungs verfahren — im Gegen— 
ſatze zum Streitverfahren — oder Disciplin, Geſchäfts— 
betrieb und Verzögerungen betreffen, ſind auch nach dem 
Geſetze von 1880 der Miniſterialinſtanz belaſſen, jedoch 
mit einer wichtigen Zuſatzbeſtimmung; der Miniſter iſt 
(S 2 Abſ. 3) ermächtigt, die Entſcheidung über die vor 
ihn gehörigen Beſchwerden im einzelnen Falle dem Ober— 
Landeskulturgerichte zu übertragen. Dieſe Delegations— 
befugniß befriedigt ein in der Praxis fühlbar gewordenes 
Bedürfniß für ſolche Fälle, in denen es bei ſolchen Be— 
ſchwerden für die Entſcheidung auf Beurtheilung von Ver— 
hältniſſen ankommt, die Gegenſtand eines Rechtsſtreites 
werden können oder ſchon geworden ſind oder mit einem 
anhängigen Rechtsſtreit in Verbindung ſtehen. Die in 
Rede ſtehende Befugniß und daß von ihr Seitens der 
Centralſtelle in allen geeigneten Fällen Gebrauch gemacht 
wird, iſt von nicht zu unterſchätzender Bedeutung. Das 
Ober⸗-Landeskulturgericht iſt dadurch, ſoweit die geſetz— 
liche Zuſtändigkeit nicht ausreicht, vermöge der über— 
tragenen in jedem Stadium des Verfahrens in der 
Lage, auf Befolgung materieller wie formeller Vorſchriften 
hinzuwirken und die Rechtseinheit und Gleichmäßigkeit 
der Behandlung für die in Betracht kommenden Gebiete zu 
wahren. Die zugleich gegebene Möglichkeit, abweichenden 
Anſchauungen zeitig entgegenzutreten, iſt für das Aus— 
einanderſetzungsverfahren beſonders wichtig, weil gerade 
hier erfahrungsmäßig der Erfolg des Verfahrens oder 
wenigſtens die Höhe des Zeit- und Koſtenaufwandes oft 
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davon abhängt, daß von Anfang an der richtige Weg 
eingeſchlagen wird. ““) 

Nach jetziger Lage und im Geltungsbereiche der dar— 
geſtellten Geſetzgebung iſt mithin für die Rechtsmittel 
gegen Entſcheidungen der Generalkommiſſionen ausſchließ— 
lich das Ober-Landeskulturgericht geſetzlich zuſtändig. 
Außerdem kann ihm vom Miniſter eine vor dieſen ge— 
hörige Beſchwerde im einzelnen Fall übertragen werden. 

§ 29. Der Wirkungskreis des Ober-Landes— 
kulturgerichts. Nach dem, was über das Geltungsgebiet 
der in den SS 26 ff. erwähnten Geſetzgebung früher (§ 16) 
bemerkt iſt, erſtreckt ſich der durch dieſe geregelte Inſtanzen— 
zug und damit der Wirkungskreis des Ober-Landeskultur— 
gerichts in Anſehung der Auseinanderſetzungsan— 
gelegenheiten räumlich auf den ganzen Staat mit 
Ausnahme der Provinz Hannover, ſachlich auf alle Gegen— 
ſtände eines Auseinanderſetzungsverfahrens mit Ausnahme 
der Güterkonſolidationen im Regierungsbezirke Wiesbaden 
und der nach dem Rheiniſchen Verfahrensgeſetze vom 
19. Mat 1851 zu behandelnden Theilungen und Servitut— 
ablöſungen in den Landestheilen des linken Rheinufers. 
Die letztgedachte Ausnahme kommt, wie weiter oben be— 
merkt, 249) nicht in Betracht. In der Provinz Han— 
nover aber und für die Güterkonſolidationen im Re— 
gierungsbezirke Wiesbaden iſt auf Grund beſonderer Ge— 
ſetze für die Rechtsmittel gegen Entſcheidungen der General— 
kommiſſionen ebenfalls das Ober-Landeskulturgericht zu— 
ſtändig. In der Provinz Hannover entſcheidet es in Real— 
laſtenablöſungs- und Regulirungsſachen über den gegen 
die zweitinſtanzliche Entſcheidung der Generalkommiſſion 


218) Vergl. (in Anm. 202 cit.) Preußens landw. Verwal— 
tung in den Jahren 1881/83 S. 278. 
249) Vergl. oben $ 16 und Anm. 162 zu 8 20. 
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eingelegten Rekurs, in Gemeinheitstheilungs- und Servitut— 
ablöſungsſachen über alle Berufungen gegen Entſcheidungen 
der Generalkommiſſion — in letzter Inſtanz. Auch für 
die Güterkonſolidationen im Regierungsbezirke Wiesbaden 
bildet es die letzte Inſtanz, indem es in Streitſachen, 
welche die Ausführung der Konſolidation betreffen, über 
den gegen die Rekursentſcheidung der Generalkommiſſion 
zugelaſſenen weiteren Rekurs zu entſcheiden hat.?) 

Zum Wirkungskreiſe des Ober-Landeskulturgerichts 
gehören aber auch Angelegenheiten außerhalb eines 
Auseinanderſetzungsverfahrens. 

1. Soweit es nach den Geſetzen über den erleichterten 
Abverkauf kleiner Grundſtücke und über den erleichterten 
Austauſch einzelner Parzellen von Grundſtücken (j. oben 
§ 20 Nr. 1) und nach 8 49 des Enteignungsgeſetzes vom 
11. Juni 1874 (ſ. $ 20 Nr. 3) auf die Auszahlung oder 
Verwendung hinterlegter Kapitalbeträge ankommt, finden 
die Vorſchriften des Auseinanderſetzungsverfahrens An— 
wendung, nach denen im Streitfall in zweiter Inſtanz das 
Ober⸗Landeskulturgericht zu entſcheiden hat. 

2. Letzteres gilt auch für die Vertheilung von Reallaſten 
bei Zerſtückelung von Grundſtücken in Fällen des § 93 
des Reallaſtenablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 (ſ. $ 20 
Nr. 4) gemäß § 112 a. a. O., §S 1 des Ausführungs- 
geſetzes vom 7. Juni 1821 und § 1 der Verordnung vom 
30. Juni 1834. 

3. Bei Streit über die Einwilligung zur Zertheilung 


250) Vergl. für Hannover: Verordn. v. 16. Aug. 1867 (G.⸗S. 
S. 1522) 83, Verordn. v. 10. Novbr. 1831 (Hann. G.⸗S. 1831 
Abth. I S. 209) 8 46, Ablöſ.⸗Ordn. v. 23. Juli 1833 (Hann. G.⸗S. 
1833 Abth. I S. 147) 8 266, Verfahrens-Geſ. v. 30. Juni 1842 
(Hann. G.⸗S. 1842 Abth. I S. 145) 8 12; für die Güterkonſolidationen 
im Regbez. Wiesbaden: Geſ. v. 21. März 1887 (G.⸗S. S. 61) 
§ 24. 
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eines Rentenguts oder über die Befreiung des Beſitzers 
eines Rentenguts von der Pflicht zur Aufrechterhaltung 
der wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit der Stelle nach Maß— 
gabe des Anſiedelungsgeſetzes vom 26. April 1886 und 
des Geſetzes über Rentengüter vom 27. Juni 1890 (1. S 20 
Nr. 5, 6) gebührt dem Ober-Landeskulturgerichte die Ent— 
ſcheidung letzter Inſtanz. 

4. Auf Streitigkeiten, die bei Begründung von Renten— 
gütern unter Vermittelung der Generalkommiſſion ent— 
ſtehen (. $ 20 Nr. 7), finden nach dem Geſetze vom 
7. Juli 1891 die Vorſchriften des Auseinanderſetzungs— 
verfahrens Anwendung, aus denen für die Rechtsmittel 
gegen Entſcheidungen der Generalkommiſſionen die Zu— 
ſtändigkeit des Ober-Landeskulturgerichts folgt. 

5. Dieſes hat im Streitfall auch über die Statthaftig— 
keit der Theilung gemeinſchaftlicher Holzungen nach dem 
Geſetze vom 14. März 1881 (ſ. $ 20 Nr. 8) in letzter 
Inſtanz zu befinden. 

6. Demſelben gebührt ferner die Entſcheidung letzter 
Inſtanz über Streitigkeiten zwiſchen Gutsherren und Ge— 
meinden wegen Entſchädigung oder Herausgabe der Schulzen— 
dotation, ſowie zwiſchen Gemeinden und Schulzenguts— 
beſitzern wegen Rückgewähr der den letzteren von den Ge— 
meinden für die Amtsverwaltung verliehenen Grund— 
ſtücke u. ſ. w. nach der Kreisordnung vom 13. Dezember 
1872 bezw. der Landgemeindeordnung für die ſieben öſt— 
lichen Provinzen vom 3. Juli 1891 (ſ. § 20 Nr. 10). 

Während in den vorangeführten Fällen das Ober— 
Landeskulturgericht über Rechtsmittel gegen erſtinſtanzliche 
Entſcheidungen der Generalkommiſſionen zu erkennen hat, 
iſt es weiter auch zuſtändig: 

7. zur endgültigen Entſcheidung auf den Rekurs der 
Mitglieder der Kommiſſionen zur Feſtſtellung der Normal— 
marktpreiſe und Normalmarktorte gemäß § 67 des Real— 
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laſtenablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 und $ 45 des 
Geſetzes über die Ablöſung der Reallaſten in Schleswig— 
Holſtein vom 3. Januar 18735255) 

8. zur endgültigen Entſcheidung über die gewerbliche 
Natur der auf Mühlengrundſtücken haftenden Abgaben 
nach $ 3 des Geſetzes über die auf ſolchen Grundſtücken 
haftenden Reallaſten vom 11. März 1850252) 

9. zur endgültigen Entſcheidung über die gewerbliche 
Natur der auf Grundſtücken haftenden Abgaben nach § 50 
des Geſetzes, betreffend die Aufhebung gewerblicher Be— 
rechtigungen in den 1866 mit der Monarchie vereinigten 
Landestheilen, vom 17. März 1868 253) und § 4 des 
Geſetzes, betreffend die Auseinanderſetzungbehörden im 
Kreiſe Herzogthum Lauenburg, vom 1. Februar 1879; 254) 

10. zur Entſcheidung letzter Inſtanz über die Ent— 
ſchädigung, die von dem Unternehmer einer Bewäſſerungs— 
anlage für die zu ſeinen Gunſten erfolgte Einräumung 
oder Einſchränkung von Rechten zu gewähren tt, nach 
§ 47 des Privatflußgeſetzes vom 28. Februar 1843, nach 
der Verordnung vom 9. Januar 1845 und § 28 der 
Siegener Wieſenordnung vom 28. Oktober 1846.59) 

Außerhalb der Auseinanderſetzungsangelegenheiten wirk— 
ſam zu werden, war übrigens nach den Motiven zur Ver— 
ordnung von 1844 dem Reviſionskollegium in noch größe— 
rem Maße zugedacht. Darnach ſollte die Einrichtung 
eines allgemeinen Reviſionskollegiums zugleich den Vor— 
theil bieten, daß es ſich außer für die Parteiſtreitigkeiten 
in Auseinanderſetzungsſachen auch in allen anderen 


251) G. S. S. 3. 
252) G. S. S. 146. 
258) G.-S. S. 249. 


254) G.⸗S. S. 14. 
255) G.⸗S. 1843 S. 41, 1845 ©. 35, 1846 S. 485. — Vergl. 
Zuſtändigkeitsgeſ. v. 1. Aug. 1883 (G.⸗S. S. 237) 8 78. 
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Landeskulturangelegenheiten als Spruchbehörde zweiter 
oder letzter Inſtanz eigne. Das erinnert wieder an den 
Gedanken der Inſtruktion vom 17. Oktober 1811 (f. oben 
§ 18 Anm. 144). Wie dort die Landesökonomiekollegien 
als Landeskultur-Provinzialbehörden geplant waren, ſcheint 
hier das allgemeine Reviſionskollegium als Landeskultur— 
Centralbehörde für alle einſchlagenden Streitſachen gedacht 
geweſen zu ſein. Wenngleich in ſolchem Umfange die Ent— 
wickelung nicht ſtattgefunden hat, ſind in jener Richtung, 
wie die oben nachgewieſene Kompetenz des Ober-Landes— 
kulturgerichts zeigt, doch zahlreiche Schritte geſchehen. — 
Auch nach jetziger Lage der Geſetzgebung iſt der Kreis, 
den die Zuſtändigkeit des Ober-Landeskulturgerichts inner— 
halb und außerhalb des Auseinanderſetzungsverfahrens 
umfaßt, ein weiter und die Rechtſprechung über die in 
dieſen Kreis fallenden Streitigkeiten um ſo bedeutſamer, 
aber auch ſchwieriger, als dieſe, wenn auch ſämmtlich dem 
Gebiete der Landeskultur angehörig oder damit zuſammen— 
hängend, doch nach ihrem Gegenſtand und den maßgeben— 
den Rechtsvorſchriften ſehr verſchiedenartig ſind. 

Neben der vorangegebenen, auf geſetzlicher Zuſtändig— 
keit beruhenden Wirkſamkeit iſt aber ferner diejenige von 
erheblicher praktiſcher Bedeutung, die das Ober-Landes— 
kulturgericht kraft der ihm vom Miniſter als höchſter Ver— 
waltungsinſtanz übertragenen Zuſtändigkeit übt, durch 
Entſcheidung über Beſchwerden, für die der Miniſter zu— 
ſtändig iſt. Das Anwendungsgebiet dieſer Delegations— 
befugniß geht zur Zeit über den Geltungsbereich des ſie 
einführenden Geſetzes vom 18. Februar 1880 hinaus. Zu— 
nächſt iſt jene Befugniß durch das Geſetz über das Ver— 
fahren in Gemeinheitstheilungsſachen vom 17. Januar 
1883 auch in der Provinz Hannover eingeführt?”) und 


256) G.⸗S. S. 7, $ 25. 


142 


ferner in die Zuſammenlegungsgeſetze für die Gebiete des 
Rheiniſchen Rechts vom 24. Mai 1885257) und der Hohen— 
zollernſchen Lande vom 23. Mai 188558) ſowie in das 
Konſolidationsgeſetz für den Regierungsbezirk Wiesbaden 
vom 21. März 1887258) aufgenommen worden. Außer— 
dem aber gilt die in Rede ſtehende Befugniß, wie von 
der Centralſtelle und dem Ober-Landeskulturgericht über— 
einſtimmend angenommen iſt, nach Grund und Zweck 
der maßgebenden Geſetzesvorſchrift auch außerhalb des 
Auseinanderſetzungsverfahrens im engeren Sinne, näm— 
lich für alle Angelegenheiten, auf welche die Vorſchriften 
des Auseinanderſetzungsverfahrens angewendet werden 
müſſen. 280) 

§ 30. Die Stellung des Ober-Landeskultur— 
gerichts. Das Ober-Landeskulturgericht iſt, wie aus 
dem bisher Geſagten hervorgeht, für ſämmtliche Aus— 
einanderſetzungs angelegenheiten im ganzen Um— 
fange des Staates obere Spruchbehörde gegenüber den 
Generalkommiſſionen als den Auseinanderſetzungsbehörden 
erſter Inſtanz. 261) 

In dieſen Angelegenheiten entſcheidet es, ſoweit die 
altländiſchen Verfahrensvorſchriften anzuwenden ſind — 
d. i. im überwiegend größeren Theile des Staates —, 
über alle Streitigkeiten, die mit dem Auseinanderſetzungs— 


„laß, 2. 
. 143, 8 39. 
61, 8 25. 

260) Vergl. Preußens Landwirthſchaftliche Verwaltung 
in den J. 1884 bis 1887 — Berlin 1888, Verlag v. Paul 
Parey — Bd. I S. 103, 104. 

261) In dieſer Beziehung bilden auch die nach dem Rhein. Ver— 
fahrensgeſ. zu behandelnden Tbeilungen und Ablöſungen (vergl. oben 
Anm. 162) keine Ausnahme, weil bier das Streitverfahren überhaupt 
(auch in erſter Inſtanz) vor die ordentlichen Gerichte gewieſen iſt 
(Geſ. v. 19. Mai 1851 — G.⸗S. S. 383 — 8s 18, 31 ff., 66 ff.). 
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verfahren dergeſtalt zuſammenhängen, daß fie außerhalb 
eines ſolchen nicht vorkommen können, alſo in jtreitigen 
Landeskultur ſachen durch Urtheil letzter Inſtanz. In 
Prozeſſen über Streitigkeiten dieſer Art ſowie in allen 
Streitſachen, bezüglich deren ſchon nach den Vorſchriften 
der Civilprozeßordnung die Reviſion nicht zuläſſig iſt, 
findet nach dem Geſetze vom 18. Februar 1880 ($ 76) 
auch das Rechtsmittel der Beſchwerde gegen Entſcheidungen 
des Ober⸗Landeskulturgerichts nicht ſtatt. Nach den alt— 
ländiſchen Verfahrensvorſchriften unterliegen demnach Ent— 
ſcheidungen des Ober-Landeskulturgerichts einem weiteren 
Angriffe durch Rechtsmittel lediglich bei ſolchen Streitig— 
keiten, die einmal auch außerhalb einer Auseinanderſetzung 
hätten anhängig werden können und dann in den ordent— 
lichen Rechtsweg gehört hätten und für die außerdem 
nicht nach den allgemeinen Vorſchriften die Reviſion aus— 
geſchloſſen iſt. 

In Auseinanderſetzungsangelegenheiten, für welche 
nicht die altländiſchen Verfahrensvorſchriften gel— 
ten — d. i. in der Provinz Hannover und bei den Güterkon— 
ſolidationen im Regierungsbezirke Wiesbaden — entſcheidet 
das Ober-Landeskulturgericht ſtets in letzter Inſtanz. 282) 

In gleicher Inſtanz, weil an Stelle des Miniſters, 
entſcheidet es über Beſchwerden, die vor dieſen gehören, 
aber dem Ober-Landeskulturgerichte zur Entſcheidung über— 
tragen ſind, — eine Wirkſamkeit, die zwar von der Dele— 
gation im Einzelfall abhängt, gleichwohl aber hier zu er— 
wähnen tft, inſofern die Delegation, wenn ſchon nicht formell, 
ſo doch materiell dadurch geordnet iſt, daß ihre Voraus— 
ſetzungen aus den Geſetzesmaterialien ſich ergeben. 

Außerhalb eines Auseinanderſetzungs⸗Ver⸗ 
fahrens entſcheidet das Ober-Landeskulturgericht in den 


262) Vergl. oben § 29 u. Anm. 250. 
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meiſten Fällen — § 29 Nr. 3, 5 bis 10 — in letzter oder 
in einziger Inſtanz. Lediglich in den übrigen Fällen der 
Nr. 1, 2, 4 des § 29, wo auch Streitigkeiten möglich 
ſind, die an ſich zum ordentlichen Rechtswege gehören 
würden, beſchränkt ſich für ſolche Streitigkeiten die Ent— 
ſcheidung des Ober-Landeskulturgerichts, wie im altländiſchen 
Auseinanderſetzungsverfahren, auf die zweite Inſtanz. 

Mit einem Worte: das Ober-Landeskulturgericht iſt 
für die ganze Monarchie in allen ſeiner Kompetenz unter— 
worfenen Streitſachen aus dem Gebiete der Landes— 
kultur Richter letzter oder einziger Inſtanz. In ſtreitigen 
Landeskulturſachen nimmt es mithin dieſelbe Stellung 
ein, wie für ſtreitige Verwaltungsſachen das Ober— 
verwaltungsgericht, das ebenfalls nur in den vor daſſelbe 
gewieſenen ſtreitigen Verwaltungsſachen in letzter oder 
einziger Inſtanz zu entſcheiden hat. 

An dieſem Ergebniſſe kann der Umſtand nichts ändern, 
daß dem Ober-Landeskulturgericht im altländiſchen Ver— 
fahren neben der höchſten Inſtanz in ſtreitigen Landes— 
kulturſachen, wie vorbemerkt, auch noch die zweite In— 
ſtanz in ſolchen mit der Auseinanderſetzung zuſammen— 
hängenden bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten übertragen iſt, 
die außerhalb einer Auseinanderſetzung vor die ordentlichen 
Gerichte gehören. 

Dieſer Kompetenzzuwachs beruht auf der durch die 
agrariſche Geſetzgebung ?“) begründeten ausgedehnten Zu— 
ſtändigkeit der Generalkommiſſionen. Wo ein Auseinander— 
ſetzungsverfahren ſchwebt, ſollen alle Streitigkeiten, welche 
die Exiſtenz oder den Umfang der Theilnehmungsrechte 
betreffen oder ſonſt in nothwendigem Zuſammenhange mit 
der Auseinanderſetzung ſtehen, der Entſcheidung der Aus— 

263) Verordn. v. 20. Juni 1817 Ss 3, 5 ff.; Ausführungsgeſ. 
v. 7. Juni 1821 88 5, 6; Verordn. v. 30. Juni 1834 SS 7, 8 Abi. 4. 
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einanderſetzungsbehörde unterliegen. Daraus folgt von 
ſelbſt für alle dieſe Streitigkeiten die Zuſtändigkeit des 
Ober⸗Landeskulturgerichts in höherer Inſtanz. Dieſe weit— 
gehende Zuſtändigkeit der Generalkommiſſionen und des 
Ober⸗Landeskulturgerichts iſt zweckmäßig. Die Beurtheilung 
ſämmtlicher eine Auseinanderſetzung betreffenden Streitig— 
keiten durch einen und denſelben Richter fördert die Ein— 
ſicht und die Ueberſicht und erhöht die Gewähr für eine 
zutreffende Entſcheidung. Die Zuſtändigkeit eines Richters 
für alle Streitigkeiten macht auch die gemeinſame Er— 
örterung derſelben möglich und trägt erheblich zur Verein— 
fachung und Beſchleunigung des Verfahrens bei. Anderer— 
ſeits geht es aber nicht an, den Intereſſenten einer Aus— 
einanderſetzung hinſichtlich ſolcher Streitigkeiten, die auch 
außerhalb einer Auseinanderſetzung vorkommen können und 
dann in den ordentlichen Rechtsweg gehören würden, 
lediglich deshalb, weil ſolche Streitigkeiten in der Aus— 
einanderſetzung hervortreten und mit ihr zuſammenhängen, 
ein im ordentlichen Rechtswege zugelaſſenes Rechtsmittel 
und die allgemeine Inſtanz dafür zu verſagen. Es mußte 
deshalb bei derartigen Streitigkeiten, wie früher gegen die 
Entſcheidung des Reviſionskollegiums die Reviſion und 
die Nichtigkeitsbeſchwerde, 2%) nach der Deutſchen Civil— 
prozeßordnung die Reviſion 265) gegen die Entſcheidung 
des Ober-Landeskulturgerichts zugelaſſen werden. 
Hiernach iſt zwiſchen der ſpruchrichterlichen Thätigkeit 
des Ober⸗Landeskulturgerichts je nach dem Gegenſtande zu 
unterſcheiden: es erkennt über Land eskulturſtreitſachen 
als Obergericht höchſter Inſtanz, über andere — außer— 


264) Verordn. v. 22. Novbr. 1844 § 21. Vergl. auch Greiff 
S. 457, 458. 

265) Gleiches gilt für das Rechtsmittel der Beſchwerde in Streit— 
ſachen, hinſichtlich deren die Reviſion zuläſſig iſt ($ 76 des Geſ. v. 
18. Febr. 1880). Vergl. Glatzel u. Sterneberg S. 354 ff. 

Preuß. Agrargeſetzgebung. 10 
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halb einer Auseinanderſetzung zum ordentlichen Rechtswege 
gehörige — Streitſachen als Berufungsgericht an Stelle 
des Oberlandesgerichts oder des Landgerichts. 
Die letztere Zuſtändigkeit kann aber die Stellung des 
Ober-Landeskulturgerichts, kraft deren es für die ganze 
Monarchie in allen ihm zugewieſenen Landeskultur— 
ſachen die höchſte Inſtanz bildet, nicht abſchwächen. Dieſe 
Zuſtändigkeit als Berufungsgericht für die außerhalb einer 
Auseinanderſetzung zum ordentlichen Rechtswege gehörigen 
Sachen iſt ihm lediglich aus Zweckmäßigkeitsgründen 
übertragen, ohne daß dies ſachlich unbedingt geboten war. 
Das Auseinanderſetzungsverfahren der Provinz Hannover 
beweiſt, daß die hier in Frage ſtehenden Streitigkeiten 
von der richterlichen Kompetenz der Auseinanderſetzungs— 
behörden an ſich auch ausgeſchloſſen bleiben können. 266) 
Ein nothwendiger Zuſammenhang zwiſchen der Kom— 
petenz für dieſe — ſonſt zum ordentlichen Rechtswege ge— 
hörigen — Streitſachen und der Kompetenz für die 
Landeskulturſtreitſachen beſteht nicht. Folgeweiſe kann auch 
die Beilegung jener Kompetenz die formale Bedeutung 
der landeskulturellen Entſcheidungen des Ober-Landes— 
kulturgerichts und deſſen Stellung als oberſte Spruch— 
behörde für Landeskulturſachen nicht ändern. Wäre auch 
im altländiſchen Verfahren, wie in Hannover, für Streitig— 
keiten im Auseinanderſetzungsverfahren, die außerhalb 


266) In Hannover müſſen Streitigkeiten (über Exiſtenz und Um— 
fang von Rechten u. ſ. w.), die auch unabhängig von einer Aus— 
einanderſetzung hätten entſtehen können und dann in den ordentlichen 
Rechtsweg gehört hätten, in dieſen verwieſen werden. Im Auseinander— 
ſetzungsverfahren wird nur die Klägerrolle beſtimmt. Vergl. Geſ. 
über das Verfahren in Gemeinheitstheilungs- und Verkoppelungsſachen 
v. 30. Juni 1842 (Hann. G.⸗S. Abth. I S. 145) SS 2, 36 ff.; 
Verordn. v. 10. Novbr. 1831 (Hann. G.-S. Abth. I S. 209) 8 45; 
Ablöſ.⸗Ordn. v. 23. Juli 1833 (Hann. G.⸗S. Abth. I S. 147) 88 20, 
57, 7% 111,169,288 
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eines ſolchen vor die ordentlichen Gerichte gehören, die Zu— 
ſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörden ausgeſchloſſen 
und ſonach das Ober-Landeskulturgericht nur für eigent— 
liche Landeskulturſtreitſachen zuſtändig, jo träte deſſen 
Stellung als oberſten Gerichts ganz klar hervor. 267) 
Daß dieſe Stellung verkannt worden iſt, erklärt ſich 
wohl — abgeſehen von den beſprochenen Zuſtändigkeits— 
verhältniſſen — auch aus dem Entwickelungsgange, den 
das Ober⸗Landeskulturgericht genommen und der dazu ver— 
leitet hat, es in mancher Hinſicht den Provinzialbehörden 
gleich zu ſtellen. Die urſprünglichen Reviſionskollegien 
waren nach der Verordnung vom 20. Juni 1817 (SS 29, 
36) nur Provinzialbehörden und als ſolche den General— 
kommiſſionen nach ausdrücklicher Vorſchrift koordinirt. 
Die Verordnung vom 22. November 1844, die jene Kol— 
legien aufhob und die Geſchäfte derſelben auf die unter 
dem Namen „Reviſionskollegium für Landeskulturſachen“ 
neu errichtete Centralbehörde übergehen ließ, ſagt über die 


267) Nach den obigen Ausführungen beruht es auf mangelnder 
Unterſcheidung, wenn man bei Beurtheilung der Stellung des Ober— 
Landeskulturgerichts lediglich darauf Gewicht legt, daß es eben nicht 
in allen Sachen in letzter Inſtanz zu entjheiden hat. Trotz deſſen 
ſteht es anders als das zuweilen zum Vergleich herangezogene Kammer— 
gericht, das nach §88 50, 51 des Ausführungsgeſ. v. 24. April 1878 
ebenfalls für gewiſſe Rechtsmittel letzter Inſtanz ausſchließlich zuſtändig 
iſt. Ohne den Umfang und die Bedeutung der Wirkſamkeit des 
Kammergerichts an ſich irgend verkennen zu wollen, muß man für 
die hier allein maßgebende, mehr formale Frage der Stellung der Be— 
hörden doch ſagen: in erſter Linie iſt das Kammergericht nur 
Appellationsgericht für ſeinen Bezirk; erſt zuſätzlich iſt ihm die aus— 
ſchließliche Zuſtändigkeit in letzter Inſtanz nach Aufhebung des Ober— 
tribunals übertragen. Umgekehrt ſteht es beim Ober-Landeskultur— 
gericht; als ſolches iſt es oberſte Spruchbehörde für den ganzen Staat, 
und nur nebenher, weil Zweckmäßigkeitsgründe dafür ſprechen, auch 
Berufungsgericht in den Sachen, in welchen es an Stelle des ordent— 


lichen Berufungsgerichts entſcheidet. 
107 
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Stellung dieſer neuen Behörde nichts, als was aus dem 
Abſ. 2 des S 14 zu entnehmen iſt, daß nämlich dem Mi- 
niſter alle aus dem Aufſichtsrecht über die Auseinander- 
ſetzungsbehörden herfließenden Befugniſſe verbleiben. Hier— 
aus aber folgt nur, daß dem „Reviſionskollegium für 
Landeskulturſachen“, jetzt dem Ober-Landeskulturgericht 
Aufſichtsbefugniſſe gegenüber den Generalkommiſſionen 
nicht übertragen ſind, keinesweges jedoch ſeine Gleichſtellung 
mit Provinzialbehörden. Wenn ſich dieſe Anſchauungs— 
weiſe dennoch geltend gemacht hat, ſo liegt dem offenbar 
die Nachfolge in die ſpruchrichterliche Thätigkeit der ehe— 
maligen Reviſionskollegien, die Provinzialbehörden geweſen 
waren, zum Grunde. Daß indeſſen dieſe Nachfolge für 
die behördliche Stellung des Reviſionskollegiums, jetzt 
des Ober-Landeskulturgerichts nicht maßgebend ſein kann, 
bedarf kaum der Widerlegung. Abgeſehen davon, daß 
das Reviſionskollegium, jetzt das Ober-Landeskulturgericht 
gerade durch die Uebernahme der Geſchäfte aller einzelnen 
Reviſionskollegien eine Centralbehörde geworden iſt, wird 
ferner ganz überſehen, daß dieſe Behörde nicht blos in 
die Geſchäfte der früheren Reviſionskollegien, ſondern auch 
in die Rekursinſtanz einer Centralbehörde, des Miniſte— 
riums gefolgt iſt. Zudem kommen endlich für die Gegen— 
wart noch alle diejenigen Erweiterungen der Zuſtändigkeit 
und Wirkſamkeit des Ober-Landeskulturgerichts in Be— 
tracht, die oben (§ 29) näher angeführt wurden. 

Für die Zukunft iſt eine zutreffende Beurtheilung der 
Stellung des Ober-Landeskulturgerichts nicht weniger zu 
wünſchen wie — gemäß der früheren Erörterung ($ 24) 
— die Anerkennung der Generalkommiſſionen als Landes— 
kultur⸗Provinzialbehörden. Von ſolcher Beurtheilung hängt 
nicht zum geringen Theile die Entſchließung über Maß— 
nahmen ab, die für die Wirkſamkeit der Behörde und die 
mehr oder minder vollkommene Erfüllung ihrer Aufgaben 
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von Einfluß ſein können. Und je mehr die Ausbildung 
der Generalkommiſſionen zu Landeskulturbehörden gelänge, 
deſto mehr müßte auch die Aufgabe des Ober-Landes— 
kulturgerichts nach Maßgabe ſeiner jetzigen Zuſtändigkeit 
als Spruch⸗ und Beſchwerdeinſtanz wachſen, und zwar 
weſentlich unabhängig davon, ob gleichzeitig die Zahl der 
zu ſeiner Kognition gelangenden Streitfälle entſprechend 
zunimmt. Es erhöhen ſich Gewicht und Tragweite der 
einzelnen Entſcheidungen mit Ausdehnung des räumlichen 
und ſachlichen Gebietes, für das ſie eine unmittelbare 
oder mittelbare Bedeutung haben, jene in Beziehung auf 
die Rechtſprechung, dieſe auch in Beziehung auf die Ver— 
waltung und die Fortbildung der Landeskulturgeſetzgebung. 


II. Das Auseinanderſetzungsverfahren.“) 


§ 31. Die Verordnung vom 20. Juni 1817 
als grundlegendes Verfahrensgeſetz. Weder die 
beiden Edikte vom 14. September 1811 noch die Beſtim— 
mungen der Inſtruktion vom 17. Oktober 1811269) für 
die Generalkommiſſarien und Landesökonomiekollegien hatten 
das Verfahren geregelt. Die Inſtruktion überließ ($ 26) 
die Beſtimmung des formellen Geſchäftsganges bei der 
Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe 


268) Die agrargeſetzlichen Vorſchriften über Auseinanderſetzungen 
gehören überwiegend dem Gebiete des materiellen Rechts an. Dies 
gilt auch von manchen anſcheinend das Verfahren betreffenden Beſtim— 
mungen, z. B. von denjenigen über die Ermittelung des Werths von 
Dienſten, Körnerabgaben u. a., über die Beſtimmung des Theilnahme— 
verbältniffes an Gemeindeweiden u. ſ. w. (Reall.-Abl. Gef. vom 2. März 
1850 88 9 ff., 19 ff., 29 ff.; Gemeinh.⸗Theil.⸗O. v. 7. Juni 1821 
SS 32 ff.). Auf die Vorſchriften dieſer Art, die wegen ihres Zu— 
ſammenhanges mit dem Gegenſtande der Auseinanderſetzung für die 
verſchiedenen Auseinanderſetzungen (Reallaſtenablöſung, Gemeinheits— 
theilung u. ſ. w.) nicht gleich lauten, erſtreckt ſich die gegenwärtige Er- 
örterung nicht. Dieſe hat es vielmehr allein mit den lediglich for— 
mellen Verfahrensvorſchriften zu thun, die von dem Gegenſtande der 
Auseinanderſetzung weſentlich unabhängig und deshalb allen Ausein— 
anderſetzungen gemeinſam ſind. 

Dies vorausgeſchickt, bleibt hier nur noch daran zu erinnern, was 
über den Geltungsbereich der formellen Geſetzgebung und über 
die Grenzen dieſer Arbeit oben im $ 16 geſagt worden iſt. 

269) S. oben Anm. 144. 
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der „Einſicht“ der Generalkommiſſarien; das Landeskultur— 
edikt verwies ($ 42) hinſichtlich der Gemeinheitstheilungen 
auf die zu erlaſſende Gemeinheitstheilungsordnung. Auch 
die Deklaration vom 29. Mai 1816 beſchränkte ſich 
(Art. 103 ff.) auf einzelne dürftige Vorſchriften — nament— 
lich über den in Streitfällen einzuhaltenden Inſtanzenzug. 

Erſt die Verordnung vom 20. Juni 1817 brachte für 
die Regulirung der gutsherrlich-bäuerlichen Ver— 
hältniſſe eine Verfahrensordnung. Dieſe wurde dem— 
nächſt durch das Ausführungsgeſetz vom 7. Juni 1821270) 
auch für die Ablöſung der Reallaſten und für die Ge— 
meinheitstheilungen eingeführt und iſt der Hauptſache nach 
noch heut in Geltung. Die Verordnungen vom 30. Juni 
1834 und 22. November 1844 haben die grundlegenden 
Verfahrensnormen beſtehen laſſen und auch das Ver— 
fahrensgeſetz vom 18. Februar 1880 hat (Einleitung und 
$ 1) unter Hinweiſung auf die Verordnung von 1817 die 
beſonderen agrargeſetzlichen Verfahrensvorſchriften aufrecht 
erhalten. Das Verfahren in allen Auseinanderſetzungs— 
angelegenheiten regelt ſich mithin im Weſentlichen nach den— 
jenigen Vorſchriften, die urſprünglich nur für die guts— 
herrlich-bäuerlichen Regulirungen gegeben waren. Das it 
für die Art und Weiſe, wie das Verfahren geſtaltet iſt, 
von beſonderer Bedeutung. Denn, wie früher ($ 18, 
Anm. 148) erwähnt, wurde für die gutsherrlich-bäuerlichen 
Regulirungen auf Beſchleunigung Gewicht gelegt und 
man glaubte deshalb die Kommiſſare „an ſtrenge Rechts— 
formen nicht binden zu dürfen, ihnen vielmehr ein mög— 
lichſt freies, auf billige und kurze Beilegung gerichtetes 
Verfahren“ vorſchreiben zu müſſen. Dieſen Anforderungen 
gegenüber wurde auch das von der Allgemeinen Gerichts— 
ordnung in Theil I Titel 43 vorgeſchriebene Verfahren 


270) Vergl. oben Anm. 159. 


152 


noch für zu weitläufig erachtet.!) Für jene Regulirungen 
ſollte auf gütliche Vermittelung der Auseinander- 
ſetzung und auf jede irgend mögliche Beförderung 
der Ausführung derſelben durch Verhandlung an 
Ort und Stelle unter perſönlicher Zuziehung der Be— 
theiligten oder ihrer Deputirten, durch ſach- und rechts- 
verſtändige Leitung, Erörterung und Entſcheidung, 
mit Beſeitigung unnöthiger Weiterungen, hingewirkt 
werden. 72?) — Nachdem man dann das nach dieſen 
Grundſätzen eingerichtete Verfahren bei den gutsherrlich— 
bäuerlichen Regulirungen zweckmäßig gefunden hatte, führte 
man es auch für alle ſpäter zugelaſſenen Auseinander— 
ſetzungen ein, während zu bezweifeln iſt, daß man auch 
ohne den beſonderen Antrieb, dieſe Regulirungen zu be— 
ſchleunigen, zu einem ſolchen Verfahren ſich entſchloſſen hätte. 
Die Vorverhandlungen über den Entwurf zur Verordnung 
vom 20. Juni 1817 geben Zeugniß von den Schwierig— 
keiten, die das landwirthſchaftliche Reſſort bei den übrigen 
Miniſterien zu überwinden hatte, um ein Verfahren durch— 
zuſetzen, das ſich nicht in den hergebrachten Formen vollzog. 

§ 32. Grundzüge des Auseinanderſetzungs— 
verfahrens. Die Verordnung vom 20. Juni 1817 be— 
tont vor allem die Beilegung der ganzen Sache in 
Güte, zu welchem Zwecke die Kommiſſare, nach Aufklärung 
des Sach- und Rechtsverhältniſſes, den Betheiligten mit 
wohlüberdachten, der Oertlichkeit und den gegenſeitigen 
Verhältniſſen angemeſſenen Vorſchlägen an die Hand gehen 
und jedes rechtliche und billige Abkommen unterſtützen 
ſollen ($ 41 Nr. 3). 

Erſt Mangels gütlicher Vereinigung tritt die Regu— 


271) Schreiben des Min. d. Inn. an den Juſtiz⸗Min. v. 11. Dez. 
1816 — in d. Akten des landw. Min. „Landwirthſch. Behörden“ 
Nr. 1 Vol. 1. 

275) Dönniges Bd. III. S. 254. 
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lirung durch den Kommiſſar ein: dieſer hat auf der 
Grundlage des ermittelten Sach- und Rechtsverhältniſſes 
ſelbſtthätig den Plan vorzubereiten, aufzuſtellen und vor— 
zulegen. Wenn hierbei überall die Intereſſenten die Ter— 
mine gehörig abwarten, ihre gegenſeitigen Gerechtſame, 
wie angegeben oder ermittelt, anerkennen und ſchließlich 
den Auseinanderſetzungsplan genehmigen, ſo verläuft die 
Regulirung in einfachſter Form. Aber auch dann bleibt 
die Sache noch im Rahmen der Regulirung, wenn in 
einem zum Zwecke derſelben anſtehenden Termine eine 
Partei ausbleibt oder ſich nicht erklärt. In ſolchem Falle 
werden die Behauptungen des Gegentheils, die vorgelegten 
Gutachten, Regiſter u. dergl. für anerkannt angenommen 
und demgemäß die Regulirungsarbeiten bis zur Vorlegung 
des Auseinanderſetzungsplanes fortgeſetzt. Beim Aus— 
bleiben einer Partei im Termine zur Vorlegung des Aus— 
einanderſetzungsplanes gilt zwar auch dieſer als genehmigt; 
dies iſt aber regelmäßig durch Urtheil feſtzuſtellen, womit 
dann die Sache in das Streitverfahren übergeht, in 
dem unter Anfechtung des Urtheils der Auseinander— 
ſetzungsplan angegriffen werden kann. Das Reguli— 
rungs verfahren umfaßt alſo — lediglich als Abweichung 
des gewöhnlichen — auch das Verſäumnißverfahren 
im Laufe der Regulirung. Das Streitverfahren 
tritt — außer dem vorgedachten Fall — ein, wenn bei 
der Regulirungsverhandlung — hinſichtlich der Theil— 
nahmerechte, Theilnahmeverhältniſſe, Abfindungsart u. dergl. 
— in Folge Widerſpruchs ein Streit entſteht, über den 
entſchieden werden muß, oder wenn der Auseinander— 
ſetzungsplan bei deſſen Vorlegung angegriffen wird und die 
Einwendungen im Wege der Güte nicht zu beſeitigen find. 273) 


273) Vergl. Verordn. v. 20. Juni 1817 §§ 72, 104, 141 bis 
143, 145 bis 150, 153; Glatzel u. Sterneberg S. 122, 123, 
142 bis 145, 219 ff; v. Stengel's Wörterbuch Bd. I S. 96. 
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Das geſammte Verfahren, die Regulirung wie das 
Streitverfahren, wird von Amtswegen betrieben; die ein— 
mal angefangene Auseinanderſetzung muß ununterbrochen 
fortgeſetzt und zu Ende geführt werden. Der Kommiſſar 
hat ſtets ſelbſt „dafür zu ſorgen, daß in folgerechtem 
Verlauf alles Sachgehörige herbeigeſchafft und beigelegt 
werde. “274 

In Verbindung mit der früher ($ 16) gegebenen Ueber— 
ſicht des Verfahrens genügt die obige Darſtellung, von 
dem in der That überaus einfachen Gange des Ausein— 
anderſetzungs- insbeſondere des Regulirungsverfahrens eine 
zutreffende Anſchauung zu verſchaffen; dagegen muß auf 
das Streitverfahren und die darauf bezügliche Geſetz— 
gebung etwas genauer eingegangen werden. 

$ 33. Das Streitverfahren. Für die Erörte- 
rung und Entſcheidung der zum Reſſort der Generalkom— 
miſſionen gehörigen Streitigkeiten giebt die Verordnung 
vom 20. Juni 1817 nur einzelne beſondere Vorſchriften; 
übrigens iſt auf die Vorſchriften der damals geltenden 
Allgemeinen Gerichtsordnung verwieſen. 275) Letz— 
teres war aus doppeltem Grunde richtig: einmal weil 
das Verfahren nach dieſer Ordnung auf der Inquiſitions— 
maxime beruhte und alſo mit dem für das Auseinander- 
ſetzungsverfahren nothwendigen Officialbetrieb im Einklange 
ſtand, außerdem wegen der weitreichenden richterlichen 
Kompetenz der Auseinanderſetzungsbehörden, 276) die es 
angemeſſen erſcheinen ließ, das Streitverfahren vor den— 
ſelben demjenigen vor den ordentlichen Gerichten möglichſt 
gleich zu geſtalten. Immerhin und trotz deſſen weiſt das 
Streitverfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten gegen— 
über dem Verfahren der Allgemeinen Gerichtsordnung er— 


274) Vergl. Verordn. v. 30. Juni 1834 8 17. 
275) Verordn. v. 1817 8$ 41, 107, 109, 150 u. a. 
276) Vergl. oben $ 30 Anm. 263. 
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hebliche Unterſchiede auf, die eben in jenen das Streit— 
verfahren betreffenden beſonderen Vorſchriften der Ver— 
ordnung von 1817 begründet ſind. Darnach bedarf es 
beiſpielsweiſe, außer dem Gutachten des die Inſtruktion 
des Streits führenden Kommiſſars, über landwirthſchaft— 
liche Gegenſtände keines Gutachtens eines anderen Sach— 
verständigen. 27%) Dem Kommiſſar iſt überlaſſen, unter 
Umſtänden auch Streitigkeiten über die Grundlagen der 
Auseinanderſetzung — Theilnahmerechte und deren Um— 
fang, Leiſtungen und Gegenleiſtungen u. dergl. — bis zur 
Planberechnung auszuſetzen und den Plan nach ſeinem 
rechtlichen und billigen Ermeſſen anzufertigen, um auf der 
Grundlage deſſelben die ſtreitenden Parteien zu vereini— 
gen. 278) Insbeſondere aber iſt die Inquiſitionsmaxime 
in einer auch der Allgemeinen Gerichtsordnung unbekannten 
Schärfe entwickelt. Die Auseinanderſetzungsbehörden, die, 
nachdem ſie mit einer Sache befaßt ſind, auch ein be— 
ſtimmtes poſitives Ergebniß anzuſtreben haben, ſollen, 
wenn ſich dem ein Streit in den Weg ſtellt, ſelbſtthätig 
für die Beſeitigung dieſes Hinderniſſes ſorgen und dabei 
an Anträge der Parteien nicht gebunden ſein. Es iſt 
nicht erforderlich, daß eine Partei gegen die andere als 
Kläger auftrete; vielmehr muß ſich jede derſelben auf die 
vom Kommiſſar zu ihrer Erklärung geſtellten Punkte ein— 
laſſen oder die Nachtheile der Kontumacialinſtruktion ge— 
wärtigen.?7?) Hiernach und in Folge anderer im Aus— 
einanderſetzungsverfahren anzuwendenden Vorſchriften — 
z. B. über die Unzuläſſigkeit der Zurücknahme einer Pro— 
vokation auf Reallaſtenablöſung? s') — können die Aus— 
einanderſetzungsbehörden in die Lage kommen, den An— 

277) Verordn. v. 1817 8 107. 

278) Verordn. v. 1817 8 105. 

279) Ebend. § 104; Verordn. v. 30. Juni 1834 $ 17. 

280) Reallaſtenablöſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850 $ 95 Abi. 4. 
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trägen beider Theile entgegen richterlich zu entſcheiden. — 
Unter dem Einfluſſe aller dieſer Vorſchriften und Grund— 
ſätze iſt das Streitverfahren in Auseinanderſetzungsſachen 
frei geſtaltet, durch ſtrenge Prozeßformen wenig beengt; 
die Parteien ſind nicht oder doch nicht in vollem Maße 
Herren des Streites, die Feſtſtellung der Parteirollen 
hat geringere Bedeutung als ſonſt, und der inſtruirende 
Kommiſſar hat häufig Funktionen zu übernehmen, die im 
gewöhnlichen Prozeſſe den Parteien zufallen.?!) 

Neben den vorgedachten grundlegenden Unterſchieden 
vom gewöhnlichen Prozeſſe beſtanden urſprünglich noch 
manche andere von geringerer Bedeutung, die in der Folge 
mehr oder weniger ausgeglichen worden ſind. Unter 
anderen war das Rechtsmittelſyſtem, im Intereſſe der Ab— 
kürzung des Verfahrens, nach der Verordnung von 1817 
(S 190) inſofern abweichend beſtimmt, als gegen die Er— 
kenntniſſe der Reviſionskollegien „die Berufung auf ein 
drittes Erkenntniß“ nicht ſtattfand. Später wurde in 
dieſer Beziehung das Streitverfahren in Auseinander- 
ſetzungsſachen mit dem Verfahren vor den ordentlichen Ge— 
richten — wenigſtens rückſichtlich derjenigen Streitigkeiten, 
die auch außerhalb einer Auseinanderſetzung Gegenſtand 
eines Rechtsſtreits hätten werden können — in Ueber— 
einſtimmung gebracht.? 2) Im Allgemeinen aber kann man 
über das bis zur neueren Zeit (1880) maßgebende Streit— 
verfahren in Auseinanderſetzungsſachen ſagen, daß es 
gerade in den weſentlichſten Punkten durch beſondere agrar— 


281) Die obigen Sätze find zum großen Theile den Mot. zum 
Geſ. v. 18. Febr. 1880 entnommen, weil ſie das, was hier zu ſagen 
war, treffend zum Ausdrucke bringen. 

282) Vergl. Ausführ.-Geſ. v. 7. Juni 1821 8 24; Verordn. v. 
30. Juni 1834 58 51 ff.; Verordn. v. 22. Novbr. 1844 8 21; 
Kab.⸗O. v. 15. März 1834 (G.⸗S. S. 61); Gef. v. 26. März 1855 
(G.⸗S. S. 189). 
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geſetzliche Normen geregelt war und die Vorſchriften der Allge— 
meinen Gerichtsordnung nur eine ſubſidiäre Geltung hatten. 

Als dann im Jahre 1877 die Civilprozeßordnung für 
das Deutſche Reich eingeführt war, mußte nach Maßgabe 
derſelben in gewiſſem Umfang auch das Streitverfahren 
in Auseinanderſetzungsangelegenheiten geändert werden. 
Eine formelle Nöthigung lag freilich nicht vor, weil ſich 
die Civilprozeßordnung auf das Verfahren vor den agrari— 
ſchen Gerichten nicht bezieht. 233) Aus inneren Gründen 
aber war jene Aenderung nicht zu umgehen. 284) Wie 
jede Prozeßordnung enthält auch die Deutſche Civilprozeß— 
ordnung neben den durch ihre Principien bedingten Vor— 
ſchriften über den Gang des Verfahrens noch andere Vor— 
ſchriften, die nicht eigentlich den Prozeßgang betreffen, 
ſondern mehr dem Gebiete des materiellen Rechts ange— 
hören, weil ſie mehr als die eigentlichen Prozedurvor— 
ſchriften auf den Inhalt der Entſcheidung von Einfluß 
ſind. Zu dieſer Kategorie gehören u. a. diejenigen, welche 
die Wahrung unparteiiſcher Rechtspflege, die Prozeßfähig— 
keit, die Streitgenoſſenſchaft, die Koſtenpflicht betreffen, 
vornehmlich aber die Vorſchriften über die Zuläſſigkeit 
und Wirkung der Beweismittel und über die Rechtsmittel. 
Abgeſehen von anderen Gründen mußten dieſe und andere 
gleichartige Vorſchriften der Civilprozeßordnung ſchon des— 
halb in das Auseinanderſetzungsverfahren übernommen 
werden, weil, wie ſchon mehrfach erwähnt, in dieſem Ver— 
fahren auch über ſolche Streitigkeiten zu entſcheiden iſt, 
die außerhalb einer Auseinanderſetzung in den ordentlichen 
Rechtsweg gehören. In derartigen Fällen können die 
Betheiligten mit Recht fordern, daß die für den Ausfall 


288) Einführungsgeſ. zur Civilproz.⸗O. § 3; Gerichtsverf.⸗Geſ. 
§§ 13, 14 Nr. 2. 

284) Auch für die nachſtehenden Ausführungen des obigen Ab— 
ſatzes gilt das in Anm. 281 Geſagte. 
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der Entſcheidung erheblichen Prozeßvorſchriften ohne zwin⸗ 
gende Gründe von den allgemeinen, vor den ordentlichen 
Gerichten geltenden nicht abweichen. An ſolchen Gründen. 
zu Abweichungen fehlt es im Weſentlichen hinſichtlich der 
vorbezeichneten Kategorie von Vorſchriften. Insbeſondere 
aber iſt es nicht angängig, daß in demſelben Lande, ja in 
derſelben Provinz und Ortſchaft dieſelben Beweismittel bei 
den Auseinanderſetzungsbehörden und bei den ordentlichen 
Gerichten verſchiedene Wirkung haben oder hier zugelaſſen, 
dort ausgeſchloſſen ſein ſollten. 

Dieſe Erwägungen haben zu dem Geſetze, betreffend 
das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten, vom 
18. Februar 1880288 geführt. Daſſelbe ſetzte an Stelle 
der Allgemeinen Gerichtsordnung und deren Ergänzungen 
die Vorſchriften der Civilprozeßordnung, hielt aber die — 
für das Auseinanderſetzungsverfahren nothwendigen — 
beſonderen agrargeſetzlichen Vorſchriften aufrecht und ver— 
ordnete dem entſprechend für die Anwendung der Civil— 
prozeßordnung erhebliche Abweichungen und Einſchrän— 
kungen. Weder mit dem für das Auseinanderſetzungs— 
verfahren grundſätzlich beizubehaltenden Officialbetriebe noch 
mit den meiſten übrigen oben ($ 31) gedachten Erforder- 
niſſen dieſes Verfahrens waren insbeſondere diejenigen 
Vorſchriften der Civilprozeßordnung vereinbar, die ſich auf 
den Parteibetrieb, die Verhandlungsmaxime, die mündliche 
Verhandlung vor dem erkennenden Richter ?ss) und den 
Anwaltszwang beziehen. Alle dieſe Vorſchriften der Civil— 
prozeßordnung mußten deshalb von der Uebernahme aus— 
geſchloſſen werden. Uebernommen ſind diejenigen Vor— 
ſchriften, die mit den vorbezeichneten Principien nicht un⸗ 
mittelbar zuſammenhängen und daher auch im Ausein— 


285) Vergl. oben Anm. 130, 248. 
286) Vergl. unten $ 34 (hinter Anm. 296). 
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anderſetzungsverfahren ohne weiteres oder mit beſtimmten 
Maßgaben Anwendung finden können: die Vorſchriften 
über die Ausſchließung und Ablehnung der Gerichtsper— 
ſonen, die Streitgenoſſenſchaft, die Betheiligung Dritter 
am Rechtsſtreite, die Prozeß bevollmächtigten, die Verpflich— 
tung zur Tragung der Prozeßkoſten, die Nothfriſten, die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, die Zwangsvoll— 
ſtreckung, endlich auch die Vorſchriften über die Zuläſſigkeit 
und Wirkung der Beweismittel und über die Rechtsmittel. 

Nach dem Geſetze vom 18. Februar 1880 hat mithin 
für das Streitverfahren in Auseinanderſetzungsangelegen— 
heiten das frühere Recht in großem Umfange, namentlich 
in allen für dieſes Verfahren weſentlichen Beziehungen 
Geltung behalten. Das trifft insbeſondere auch zu für 
die kommiſſariſche Inſtruktion in erſter und zweiter In— 
ſtanz, die nach wie vor von Amtswegen einzuleiten und 
bis zur Spruchreife zu führen iſt, und für die in erſter 
Inſtanz von der Generalkommiſſion, in zweiter von dem 
Ober⸗Landeskulturgerichte zu fällenden Urtheile, die ohne 
mündliche Verhandlung vor dem erkennenden Gericht, auf 
Grund der kommiſſariſchen Inſtruktionsverhandlung und 
der aus den Akten erſtatteten Vorträge der Berichterſtatter 
erlaſſen werden. Die aus der Civilprozeßordnung auf— 
genommenen Vorſchriften, die übrigens zum Theile nach 
der Häufigkeit ihrer Anwendung für Auseinanderſetzungs— 
ſachen von geringerer praktiſcher Bedeutung ſind, üben auf 
den eigentlichen Gang des Verfahrens keinen Einfluß. 
Das gilt auch von den ſonſt gerade wichtigen Vorſchrif— 
ten über den Beweis und die freie Beweiswürdigung ſo— 
wie über die Rechtsmittel, von den Vorſchriften über die 
Rechtsmittel allerdings nur in der Geſtalt, wie ſie für 
Auseinanderſetzungsſachen eingeführt ſind. Die Rechts— 
mittel ſelbſt ſind zwar vollſtändig übernommen, aber nur 
mit ſolchen Maßgaben, wie ſie den weſentlichen Prozeß— 
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grundſätzen des Auseinanderſetzungsverfahrens entiprechen. 
Das Rechtsmittel der Reviſion iſt überdies, wie in ande— 
rem Zuſammenhange ſchon erwähnt, mit der aus dem 
früheren Rechte?s?) beibehaltenen Beſchränkung eingeführt, 
daß es nur für ſolche Streitigkeiten zuläſſig iſt, die auch 
ohne Rückſicht auf die Agrargeſetze und außerhalb einer 
Auseinanderſetzung hätten entſtehen können und dann in 
den ordentlichen Rechtsweg gehört hätten. Ueberein— 
ſtimmend hiermit iſt auch die Beſchwerde gegen Entſchei— 
dungen des Ober- Landeskulturgerichts nur hinſichtlich ſol— 
cher Streitigkeiten zugelaſſen, bei denen die Reviſion ſtatt— 
findet. 288) Zufolge dieſer Beſchränkung der Reviſion und 
Beſchwerde kann das Reichsgericht, ?“) wie die Erfahrung 
bejtätigt,290%) nur ſelten in die Lage kommen, in Preußi— 
ſchen Auseinanderſetzungsſachen richterlich zu entſcheiden.““) 

§ 34. Beurtheilung des geltenden Verfahrens. 
Die hauptſächlichſten Vorſchriften des Auseinanderſetzungs— 
verfahrens laſſen ſich kurz dahin zuſammenfaſſen: es ſoll 
das Sach- und Rechtsverhältniß aufgeklärt, ein an— 
gemeſſener Vorſchlag zur Güte gemacht, wenn aber dieſe 
nicht gelingt, auf Grund weiterer Ermittelungen ein voll— 
ſtändiger Auseinanderſetzungsplan ausgearbeitet werden, 
der den Betheiligten zur Erklärung vorzulegen und nach 

28/) Kab.⸗O. v. 15. März 1834 $ 1. Vergl. oben Anm. 282 u. 
§ 30. 

288) Gef. v. 18. Febr. 1880 88 67, 76. 

289) Vergl. oben $ 16 a. E. 

290) Seit die Gerichtsbarkeit dritter Inſtanz in Auseinander- 
ſetzungsſachen nach der Reichsverordn. v. 26. Septbr. 1879 (R.-G. Bl. 
S. 287) vom Reichsgerichte geübt wird, ſind nur etwa vier Procent 
der Urtheile des früheren Reviſionskollegiums und jetzigen Ober— 
Landeskulturgerichts mittels der Reviſion angefochten, von dem Rechts⸗ 
mittel der Beſchwerde gegen Entſcheidungen dieſes Gerichtshofes iſt nur 
in ganz vereinzelten Fällen Gebrauch gemacht worden. 

291) Vergl. oben § 30. 
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erfolgter Feſtſtellung zur Ausführung zu bringen iſt. 292) 
Dieſe Vorſchriften ergeben ſich aus dem Begriffe der 
„Auseinanderſetzung“ von ſelbſt, ſo daß ſie an ſich weder 
einer Rechtfertigung bedürfen noch beſondere Anerkennung 
verdienen; im Gegentheile wäre kaum einzuſehen, wie ſie 
anders lauten könnten. — Anerkennung aber verdient, daß 
im Preußiſchen Auseinanderſetzungsverfahren jene Vor— 
ſchriften wirklich praktiſch durchgeführt ſind, ihrem ein— 
fachen Inhalte gemäß und ohne daß irgend welche formelle 
Schranken das Verfahren beengen, verweitläufigen oder 
aufhalten. Was dies bedeutet, iſt ohne Gegenüberſtellung 
und genauere Kenntniß anderer Verfahrensarten nicht leicht 
zu würdigen. Hier ſei beiſpielsweiſe auf das im 43. Titel 
der Allgemeinen Gerichtsordnung vorgeſchriebene „Verfahren 
bei Auseinanderſetzung der Gemeinheiten“ hingewieſen. 
Daſſelbe zeugt unverkennbar von Einſicht in die maß— 
gebenden Verhältniſſe, kommt den beſonderen Bedürfniſſen 
derartiger Auseinanderſetzungen mehrfach in angemeſſener 
Weiſe entgegen und iſt auch in mancher Richtung für das 
Verfahren der Verordnung vom 20. Juni 1817 erſichtlich 
nicht ohne Einfluß geblieben. Und doch unterſcheidet ſich 
dieſes Verfahren in erheblichen Punkten zu ſeinem Nach— 
theile von demjenigen der Verordnung — u. a. durch die 
Vorſchriften über die Einleitung, über die Unterſuchung 
der Zuläſſigkeit der Auseinanderſetzung, über die Legi— 
timation und Zuziehung der Betheiligten, beſonders aber 
wegen der Mitwirkung der ordentlichen Gerichte.???) In 


292) Verordn. vom 20. Juni 1817 Ss 41, 114 ff., 131 ff, 
140 ff. 

293) Allg. Ger.⸗Ordn. Th. I Tit. 43 88 4 ff., 8, 12, 13, 15. — 

Zum draſtiſchen Ausdrucke bringt den oben angedeuteten Unter— 
ſchied ein über den Entwurf zur Verordnung vom 20. Juni 1817 
vom Min. d. Inn. an den Juſtizmin. gerichtetes Schr. v. 11. Dezbr- 
1816. Hier iſt gegenüber bezüglichen Anforderungen des Juſtizmin. 

Preuß. Agrargeſetzgebung. 11 
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Folge dieſer und anderer Beſtimmungen mußte ſich das 
Verfahren nach der allgemeinen Gerichtsordnung oft weit— 
läufig, unbequem und unſicher geſtalten, obgleich auch dort 
die im Eingange dieſes Paragraphen zuſammengeſtellten, 
aus dem Begriffe der „Auseinanderſetzung“ ſich ergebenden 
Hauptvorſchriften, wie in der Verordnung von 1817, zu 
finden ſind. Es kommt eben nicht blos auf die richtigen 
Grundſätze, ſondern auch auf die Art ihrer Durchführung 
an. Dieſe war der Allgemeinen Gerichtsordnung trotz 
ihrer Inquiſitionsmaxime noch nicht vollkommen gelungen. 
Noch weniger oder gar nicht hätten ſich natürlich jene 
Hauptvorſchriften der Verordnung von 1817 in einem Ver— 
fahren durchführen laſſen, in dem allein auf die Er— 
klärungen und Anträge der Parteien Gewicht gelegt oder 
ſonſt die eigene Thätigkeit der zuſtändigen Behörden und 
Beamten beſchränkt wäre. Die Verordnung von 1817 
kennt ſolche Schranken nicht; auf Grund eines geſetzlich 
zuläſſigen Antrages ſucht ſie das entſprechende Ziel auf 
dem kürzeſten Wege zu erreichen. Der des Rechts und 
der Landwirthſchaft kundige Kommiſſar kommt an Ort 
und Stelle, hört die Betheiligten, ſieht den Gegenſtand der 
Auseinanderſetzung und was für dieſe von Bedeutung 
iſt, beurtheilt den Rechtspunkt, begutachtet landwirthſchaft— 
liche Fragen, veranlaßt ſonſt erforderliche Erhebungen, be— 
reitet die Entſcheidung hervortretender Streitigkeiten vor, 
ſtellt — wenn gütliche Beilegung nicht erreicht wird — den 
Plan auf, bringt ihn zur Feſtſtellung und Ausführung 


hinſichtlich des Kontumacialverfahrens und der Vertretung ausbleiben— 
der Parteien auf die Weitläufigkeiten und die „Maſſe der Schreibereien“, 
die durch Ausführung der gemachten Vorſchläge entſtehen würden, 
mit dem Bemerken hingewieſen, „es ſei unmöglich, daß die Regulirungs— 
kommiſſarien ſich darauf einlaſſen können, ohne ſich aus regulirenden 
Behörden in ſchreibende Bureaus aufzulöſen.“ (Akten des Landw. 
Min. „Landwirthſch. Behörden“ Nr. 1 Vol. 1.) 
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und führt jo die Sache jelbftthätig zum Ende. Dabei 
unterſteht zwar der Kommiſſar der fortdauernden und 
weitgehenden Aufſicht der Generalkommiſſion, die auch 
ſelbſt eingreifen und das Verfahren des Kommiſſars be— 
ſtimmen darf, ſo daß etwaigen Mängeln und Unregel— 
mäßigkeiten abgeholfen werden kann; eine Verzögerung oder 
andere Unbequemlichkeit entſteht aber dadurch nicht, weil die 
Generalkommiſſion mit dem Kommiſſar in regelmäßiger Ver— 
bindung ſteht und ihre Einwirkung auf den Bedürfnißfall ſich 
beſchränkt. — Dieſe Geſtaltung des Verfahrens — der Offi— 
cialbetrieb eines an Ort und Stelle mit den Betheiligten 
arbeitenden rechts- und ſachkundigen Beamten unter Auf— 
ſicht einer ebenſo kundigen Behörde — iſt es, was das Ver— 
fahren in Auseinanderſetzungsſachen auszeichnet, ihm ſeine 
für dieſe Sachen unerſetzlichen Vorzüge verleiht, aber auch 
unbedingt nothwendig iſt. Bei der großen Bedeutung, 
welche die meiſten Auseinanderſetzungen für die Bethei— 
ligten wie für den Staat haben und die ſich keinesweges 
in der richtigen Ausgleichung aufzuhebender Rechte erſchöpft, 
ſondern regelmäßig auch in der Verbeſſerung früheren 
Zuſtandes beſteht, nicht minder wegen des unter den 
geſetzlichen Bedingungen ſtattfindenden Zwanges zur Aus— 
einanderſetzung, muß für eine allen Betheiligten gerecht 
werdende, den Intereſſen der Landeskultur dienliche und 
thunlichſt beſchleunigte Abwickelung der Auseinanderſetzungs— 
geſchäfte Sorge getragen werden. Daß dies durch die in 
der Verordnung von 1817 gegebenen und auf ihr be— 
ruhenden Verfahrensvorſchriften in der That geſchehen 
iſt, dürfte gegenwärtig, nachdem das Verfahren gemäß 
dieſer Verordnung durch beinahe acht Jahrzehnte ſich be— 
währt hat, eine weitere Begründung nicht mehr erfordern. 
Es kommt hinzu, daß durch das Geſetz vom 18. Februar 
1880 insbeſondere das Streitverfahren noch Verbeſſerungen, 
nämlich ſolche Aenderungen erfahren hat, die mit den Haupt— 
11% 
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grundſätzen des Auseinanderſetzungsverfahrens im Ein— 
klange ſtehen, zum Theile dieſe erſt ganz verwirklichen. 
Letzteres gilt namentlich von der freien Beweiswürdigung, 
ſofern dieſe die Wahrung des materiellen Rechts fördert, 
worauf es in Auseinanderſetzungsſachen weſentlich ankommt. 
Ebenſo hat das nach dem Geſetze von 1880 übernom— 
mene Rechtsmittelſyſtem der Civilprozeßordnung vor dem 
bis dahin geltend geweſenen den Vorzug größerer Ein— 
fachheit. Die frühere Unterſcheidung bei Anfechtung erſt— 
inſtanzlicher Erkenntniſſe nach dem Betrage des Streit— 
gegenſtandes ſowie die doppelten Rechtsmittel dritter In— 
ſtanz (Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde) 28) find weg— 
gefallen; an Stelle der Appellation und des Rekurſes 
findet nur die Berufung ſtatt, als Rechtsmittel dritter 
Inſtanz iſt allein die Reviſion zugelaſſen. 

Daß trotz der anzuerkennenden Vorzüge des Aus— 
einanderſetzungsverfahrens manche Auseinanderſetzung man— 
gelhaft erledigt iſt und werden kann, ſoll nicht in Ab— 
rede geſtellt werden; allein ſolche — bei unbefangener 
Prüfung ſelten zu findende — Fälle kommen nicht auf 
Rechnung des Verfahrens, das nicht nach den ausnahms— 
weiſe ungünſtigen, ſondern nach den regelmäßig günſtigen 
Ergebniſſen zu beurtheilen iſt. Und jene wiegen um ſo 
leichter, dieſe um jo ſchwerer, als gerade das Auseinander- 
ſetzungsverfahren, hauptſächlich weil es in alte gewohnte 
Verhältniſſe eingreift und an deren Stelle eine neue, un— 
bekannte Ordnung ſetzt, außergewöhnliche Schwierigkeiten 
bietet. In der That ſind auch derartige Einzelfälle, die 
zu bemängeln waren, von maßgebender Seite nicht dem 


294) Verordn. v. 22. Novbr. 1844 SS 14, 21; Deklar. v. 6. April 
1839 (G.⸗S. S. 126); Kab.⸗O. v. 15. März 1834 (G.⸗S. S. 61); Geſ. 
v. 26. März 1855 (G.⸗S. S. 189). — Vergl. Greiff S. 455, 
457 ff. 
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Verfahren jelbit zur Laſt gelegt worden. Im Gegentheil 
haben die Vorſchriften dieſes Verfahrens nachmals und 
bis zur Gegenwart in einer großen Zahl von neueren 
Geſetzen über Auseinanderſetzungen und verwandte Ange— 
legenheiten Aufnahme gefunden, worüber im Allgemeinen 
auf früher Geſagtes (ſ. oben § 16) und auf die im $ 20 
erwähnten Geſetze verwieſen werden kann. 295) Hervor— 
gehoben zu werden verdient indeſſen aus jüngſter Zeit das 
Geſetz vom 7. Juli 1891 über die Beförderung der Er— 
richtung von Rentengütern. — Dieſes Geſetz hat die Be— 
gründung eines Rentenguts auch durch Vermittelung der 


295) Im Zuſammenhange mit obigen Sätzen ſei auch der „Ent- 
wurf eines Preußiſchen Waſſergeſetzes“ (Berlin, Verl. v. Paul Parey, 
1894) erwähnt, der im § 237 beſtimmt, daß bei Bildung von Waſſer— 
genoſſenſchaften auf die Ladung und Vertretung der Betheiligten und 
auf die kommiſſariſche Verhandlung die Vorſchriften des Auseinander- 
ſetzungsverfahrens Anwendung finden, und zur Rechtfertigung in den 
Mot. (S. 212) bemerkt, daß dieſe Vorſchriften das Verfahren erleich— 
tern und vermöge der ſie beherrſchenden Inguiſitionsmaxime eine 
erſchöpfende Erörterung und Feſtlegung des Verhandlungsſtoffes ge— 
währleiſten. — Daß übrigens auch für das Verfahren vor den ordent— 
lichen Gerichten der Parteibetrieb und die Verhandlungsmaxime nicht 
uneingeſchränkt zweckmäßig find und die Deutſche Civ.-Proz. O. in 
dieſen Beziehungen zum Theile zu weit gegangen iſt, — dieſe Er— 
kenntniß liegt dem neuen öſterreichiſchen Entwurf einer Civil— 
prozeßordnung zum Grund und ſcheint ſich, wenngleich langſam, 
auch in Preußen und im Deutſchen Reiche Bahn zu brechen. Das 
Geſetz, betr. die Gewerbegerichte, v. 29. Juli 1890 (R.-G.-Bl. S. 141) 
und die Verordnung, betr. das Verfahren vor den auf Grund des 
Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes errichteten Schiedsgerichten, 
v. 1. Dezbr. 1890 (R.⸗G.⸗Bl. S. 193) haben für die von ihnen be— 
handelten — nicht öffentlichrechtlichen — Streitigkeiten ein Verfahren 
beſtimmt, das in weſentlichen Punkten vom gerichtlichen Streitverfahren 
abweicht. — Vergl. hierzu Schneider, „der neue öſterreichiſche Ent— 
wurf einer Civilprozeßordnung“ in den Preuß. Jahrbüchern (heraus— 
gegeben v. Hans Delbrück-Berlin) Bd. 77 S. 295. 
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Generalkommiſſion geitattet und auf das einzujchlagende 
Verfahren die für Gemeinheitstheilungen geltenden Vor— 
ſchriften für anwendbar erklärt. Nach den bisherigen Er— 
fahrungen war dies für die Verwirklichung der Geſetz— 
gebung über Rentengüter geradezu ausſchlaggebend. Denn 
beinahe ausſchließlich unter Vermittelung der General— 
kommiſſionen ſind alle bisher begründeten Rentengüter er— 
richtet und die Zahl der bis Ende 1894 bewirkten end— 
gültigen Rentengutsgründungen beträgt nach der vom 
landwirthſchaftlichen Miniſterium im Januar 1895 ge— 
fertigten vorläufigen Nachweiſung: 3593, und zwar mit 
einem Geſammtflächeninhalte von 37934 ha und einem 
Taxwerthe von 31221714 Mark. Außerdem waren im 
bezeichneten Zeitpunkte bereits thatſächlich ausgelegt: 
3369 Rentengüter in einer Geſammtgröße von 36377 ha 
und ſtanden den Generalkommiſſionen zur Auftheilung in 
Rentengüter noch zur Verfügung: 105845 ha. Das be— 
weiſt die praktiſche Brauchbarkeit wie der Auseinander— 
ſetzungsbehörden ſo auch des Auseinanderſetzungsverfahrens 
für Maßregeln der Landeskultur. An ſich unterſcheidet 
ſich ja unverkennbar die Ueberlaſſung eines Grundſtücks 
gegen Rente, als freiwillige Veräußerung, weſentlich 
von jeder Art der Auseinanderſetzung, als der Beſeitigung 
beſtehender rechtlicher Verhältniſſe durch Ausgleichung 
gegenſeitiger Gerechtſame. Trotz deſſen eignet ſich 
das Auseinanderſetzungsverfahren auch für die Renten— 
gutsgründung und muß es ſich dafür eignen, da es das 
bietet, worauf es ſchließlich für jedes Unternehmen an— 
kommt, das neben privaten auch öffentliche Intereſſen be— 
rührt und das Gemeinwohl fördern ſoll, mithin nicht 
lediglich dem Betreiben der zunächſt Betheiligten überlaſſen 
werden kann: rechts- und ſachverſtändige, unparteiiſche Ge— 
ſchäftsführung, zielgerechte Vermittelung und nöthigenfalls 
— in dem Zweck entſprechenden Grenzen — ſelbſtthätige 
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Beſeitigung entgegentretender Streitigkeiten und anderer 
Hinderniſſe. 296 

Iſt demnach aus inneren Gründen und nach allen 
bisherigen Erfahrungen an der praktiſchen Brauchbarkeit 
der für Auseinanderſetzungsangelegenheiten beſtehenden Ver— 
fahrensvorſchriften nicht zu zweifeln, ſo bleiben zu deren 
weiterer Rechtfertigung nur noch folgende Einzelpunkte 
näher zu beſprechen: der im Geſetze vom 18. Februar 1880 
feſtgehaltene Ausſchluß der mündlichen Verhand— 
lung vor dem erkennenden Richter, inſofern dieſe Beſtim— 
mung nicht ohne Widerſpruch durchgeſetzt worden iſt, und 
ſodann die Beſchwerde im Regulirungsverfahren, 


296) Bei der Neuheit der auf die Errichtung von Rentengütern 
abzielenden Kulturmaßregel und der ſie betreffenden Geſetzgebung und 
bei der dafür erforderlichen weit reichenden und vielſeitigen Thätigkeit 
der Generalkommiſſionen und ihrer Kommiſſare konnte es nicht aus— 
bleiben, daß in der Praxis Zweifel entſtanden und auch bei den Be— 
hörden und Beamten anderer Reſſorts Bedenken laut wurden, ins— 
beſondere rückſichtlich ſolcher Gegenſtände, die ſonſt von den ordentlichen 
Verwaltungs- und Gerichtsbehörden nach den für dieſe geltenden Vor— 
ſchriften zu behandeln ſind. In allen derartigen Fällen haben ſich bei 
näherem Zuſehen die Vorſchriften des Auseinanderſetzungsverfahrens 
als ausreichend und zweckmäßig, ja als ausſchließlich zielführend er— 
wieſen, und jene Zweifel und Bedenken hatten hauptſächlich nur in der 
außerhalb des Auseinanderſetzungs-Reſſorts mehr oder weniger mangeln— 
den Kenntniß des Auseinanderſetzungsverfahrens ihren Grund. Bei— 
ſpielsweiſe waren Zweifel darüber angeregt, ob, wenn die General— 
kommiſſion die Errichtung von Rentengütern vermittelt, gleichwohl 
die Ortspolizeibe hörde bezw. der Kreisausſchuß berufen iſt, 
die in den §s 13, 18 des Gef. v. 25. Auguſt 1876 vorgeſchriebene 
Anſiedelungs genehmigung zu ertheilen. Die verneinend und 
für die Zuſtändigkeit der Generalkommiſſion ausgefallene Entſcheidung 
beruht weſentlich auch auf Folgerungen, die aus den — nach 8 12 
des Geſ. v. 7. Juli 1891 allgemein als maßgebend bezeichneten — 
agrargeſetzlichen Verfahrensvorſchriften zu ziehen waren. (Cirkul. d. 
Min. des Inn., der Juſtiz u. für Landw., Dom. u. Forften vom 
24. Juli 1892; M.⸗Bl. d. i. V. S. 338.) 
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weil die Regelung derſelben oder — richtiger geſprochen — 
der Mangel des Rechtsmittels einer formellen Beſchwerde 
für das Regulirungsverfahren zu Bedenken Anlaß geben kann. 

Der Ausſchluß der mündlichen Verhandlung 
iſt in den Motiven des Geſetzes vom 18. Februar 1880 
durch nachſtehende Sätze gerechtfertigt, die das Richtige 
treffen und deshalb hier wiedergegeben werden. 

„Das Prinzip der Mündlichkeit hat zur Folge, daß 
die mündliche Verhandlung die ausſchließliche Grund— 
lage der richterlichen Entſcheidung bildet. Ein thatſäch— 
liches Vorbringen, welches nicht zum Gegenſtande der 
mündlichen Verhandlung geworden, darf nicht berück— 
ſichtigt werden. Dieſer Grundſatz iſt im Auseinander- 
ſetzungsverfahren nicht zu brauchen, weil er dem Ur— 
theile des Richters Schranken ſetzt, welche die Garantie 
einer materiell zutreffenden, dem Zwecke der Ausein— 
anderſetzung entſprechenden Entſcheidung aufheben oder 
doch erheblich vermindern. Im Auseinanderſetzungs— 
verfahren muß in allen Fällen, auch abgeſehen von hervor— 
tretenden Streitpunkten, Behufs angemeſſener Regelung 
der neu zu ordnenden Verhältniſſe eine ſorgfältige und 
erſchöpfende Ermittelung der letzteren ſtattfinden, ſo daß 
in eintretenden Streitfällen das der Entſcheidung zum 
Grunde zu legende oft äußerſt umfangreiche Material 
der Regel nach bereits in den Akten geſammelt ſich 
vorfindet. Wollte man trotz deſſen lediglich das Er— 
gebniß einer mündlichen Verhandlung zur Grundlage 
der Entſcheidung machen, ſo könnte der Fall eintreten, 
daß der Thatbeſtand nach der mündlichen Verhand— 
lung mit bereits vorhandenen Feſtſtellungen nicht 
übereinſtimmt. Die Beſeitigung dieſes Mißverhält— 
niſſes durch eine Seitens des Richters auf Grund der 
Akten von Amtswegen zu bewirkende Berichtigung oder 
Ergänzung des Ergebniſſes der mündlichen Verhand— 
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lung hieße der letzteren alle Bedeutung nehmen.“ — — 
— „Auch andere Momente ſprechen gegen die Ein— 
führung des Mündlichkeitsprincips in das Auseinander— 
ſetzungsverfahren; zunächſt die Unfreiwilligkeit, mit wel— 
cher häufig um des Zwecks der Auseinanderſetzung 
willen in den Prozeß eingetreten werden muß und 
durch welche ſelbſtredend die Aufgabe der Parteien, 
vollſtändig zu verhandeln, beeinträchtigt wird, ferner 
die räumliche Ausdehnung der Bezirke der Auseinander— 
ſetzungsbehörden, die in den meiſten Fällen große Zahl 
der Parteien, deren perſönliches Erſcheinen wenigſtens 
in erſter Inſtanz unabweisbar geboten iſt, die Menge 
und Verwickelung der thunlichſt gleichzeitig zu erledigen— 
den Streitpunkte, die häufige Kombination von Rechts— 
und techniſchen Fragen, endlich die der entſcheidenden 
Behörde obliegende Wahrnehmung des landespolizei— 
lichen Intereſſe. Alle dieſe Momente bieten theils 
äußere, theils innere Hinderniſſe, welche der Einführung 
des die Deutſche Civilprozeßordnung beherrſchenden 
Mündlichkeitsprincips entgegen ſtehen.“ 

Daß ungeachtet dieſer ſchlagenden Gründe gegen die 
Einführung der mündlichen Verhandlung in das Ausein— 
anderſetzungsverfahren bei den Vorverhandlungen über den 
Entwurf des bezeichneten Verfahrensgeſetzes die mündliche 
Verhandlung Fürſprecher finden konnte, iſt eben nur ein 
neuer Beweis der in weiten Kreiſen mangelnden Kenntniß 
des Auseinanderſetzungsverfahrens.?97) Dieſer Mangel tft 


297) Einen älteren Beweis liefern u. a. die Verhandlungen der 
Erſten Kammer aus dem Jahr 1850 über den Entwurf zu dem Geſ., 
betr. die auf Mühlengrundſtücken haftenden Reallaſten, v. 11. März 
1850. Bei dieſer Gelegenheit wurde die Einführung eines öffentlichen 
und mündlichen Verfahrens in Auseinanderſetzungsangelegenheiten 
ganz ernſtlich gefordert. (Stenogr. Ber. d. erſten Kammer aus 1850, 
Bd. 5 S. 2775 ff.) 
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bei der Schwierigkeit vollen Verſtändniſſes der Agrar— 
geſetzgebung zwar zu erklären, aber doch zu beklagen, weil 
er vielfach erſchwert, das von den Kundigen als nöthig 
Vorgeſchlagene in vollem Umfange durchzuſetzen. Daß 
letzteres für das Geſetz vom 18. Februar 1880 im Weſent— 
lichen gelang, war mit Genugthuung zu begrüßen. Von 
der Verſchwendung an Zeit und Koſten und den unabſeh— 
baren Weiterungen, welche die mündliche Verhandlung im 
Auseinanderſetzungsverfahren zur Folge haben müßte, kann 
freilich nur der eine richtige Vorſtellung gewinnen, der die 
Judikatur in dieſem Verfahren praktiſch kennen gelernt 
hat. Und ſchließlich wäre die mündliche Verhandlung doch 
nur leerer Schein geblieben, wenn man nicht etwa den — 
praktiſch ſchwerlich auszuführenden — Gedanken hätte 
faſſen wollen, die erkennende Auseinanderſetzungsbehörde 
ſelbſt an Ort und Stelle gehen zu laſſen und dort auf 
Grund eigener Verhandlung und Anſchauung zu entſcheiden. 
Denn die an Ort und Stelle erfolgende Erörterung, die 
durch den Kommiſſar geſchieht und nur durch ihn geſchehen 
kann, iſt durch die mündliche Verhandlung weder mit den 
Parteien noch mit Anwälten zu erſetzen, weil regelmäßig 
weder jene noch dieſe durch ihren Vortrag die erkennende 
Behörde in den Stand zu ſetzen vermögen, „bei jedem 
Punkte die Lage und den Zuſammenhang der Sache voll— 
ſtändig zu überſehen und darüber auf eine den Rechten, 
der Billigkeit und dem Endzwecke des Auseinanderſetzungs— 
geſchäfts angemeſſene Art entſcheiden“ zu können.???) An 
dieſem thatſächlichen Verhältniſſe müßte unter allen Um— 
ſtänden die mündliche Verhandlung ſcheitern. Deshalb be— 
ſtimmt der § 11 des Geſetzes vom 18. Februar 1880 
völlig zutreffend: „Eine mündliche Verhandlung vor dem er— 
kennenden Gerichte findet in erſter und zweiter Inſtanz nicht 


298) Verordn. v. 20. Juni 1817 8 104. 


171 


ftatt. An Stelle derjelben tritt die durch den Kommiſſar 
zu führende Inſtruktion des Rechtsſtreits!“ Dabei muß 
es für dieſe Inſtanzen, in denen der Streit nach ſeinem 
ganzen thatſächlichen und rechtlichen Inhalte zur Erörterung 
kommt, bleiben. In der Reviſionsinſtanz — ſoweit ſie über— 
haupt zugelaſſen iſt (ſ. oben $ 16 a. E.) — beſchränkt ſich 
die Beurtheilung des Gerichts auf die Prüfung, ob die Vor— 
entſcheidung auf der Verletzung eines Geſetzes beruhe. Hier— 
für reichen die bezüglichen Vorſchriften der Civilprozeßord— 
nung auch im Auseinanderſetzungsverfahren aus, wie auch 
früher in dritter Inſtanz die Prozeſſe in Auseinanderſetzungs— 
ſachen nach den für die ordentlichen Gerichte geltenden Vor— 
ſchriften behandelt wurden. In der dritten Inſtanz konnte da— 
her auch für das Auseinanderſetzungsverfahren die münd— 
liche Verhandlung ohne Bedenken zugelaſſen werden. 29) 
Für Beſchwerden im Regulirungsverfahren iſt, 
wie ſchon (S 28) erwähnt, nach wie vor dem Geſetze von 
1880 in letzter Inſtanz der Miniſter zuſtändig. Be— 
ſchwerden über den Kommiſſar gehen an die General— 
kommiſſion. Der Inſtanzenzug iſt alſo, da das Ober— 
Landeskulturgericht eine Beſchwerdeinſtanz für das Regu— 
lirungs verfahren nicht bildet (. oben § 28), der, daß die 
Generalkommiſſion in erſter, der Miniſter in zweiter In— 
ſtanz entſcheidet. 30%) Dieſer Inſtanzenzug iſt indeſſen nicht 


299) Geſ. v. 26. März 1855 (G.⸗S. S. 189); Gef. v. 18. Febr. 
1880 SS 73, 74. Vergl. Glatzel u. Sterneberg S. 319/320 
Anm. 1, S. 340 Anm. 1. 

300) Verordn. v. 20. Juni 1817 S 54. — Die Inſtruktion 
für die Oberpräſidenten v. 31. Dezbr. 1825 (G.-S. 1826 S. 1) räumt 
dieſen bei Beſchwerden über die Generalkommiſſionen zwar eine ge— 
wiſſe Mitwirkung und unter Umſtänden eine vorläufige Entſcheidung 
ein ($ 7 a. a. O.); eine Beſchwerdeinſtanz gegenüber den General— 
kommiſſionen bilden jedoch die Oberpräſidenten nicht, deren Aufſichts— 
befugniſſe in Auseinanderſetzungsſachen auch praktiſch von keiner erheb— 
lichen Bedeutung ſind. Vergl. Glatzel u. Sterneberg S. 14 Anm. 2. 


172 


dergeſtalt feſtgelegt, daß ein unmittelbares Eingreifen des 
Miniſters ausgeſchloſſen wäre. Die Beſchwerden im Re— 
gulirungsverfahren ſind eben Verwaltungsbeſchwerden, die 
an beſtimmte Inſtanzen, Formen und Friſten nicht ſtreng 
gebunden ſind. Es beruht dies auf dem gleichfalls bereits 
früher (ſ. oben Anm. 234) geſchilderten Rechtsſtande, der 
durch das Geſetz von 1880 nur für das Rechtsmittel der 
Beſchwerde im Streitverfahren geändert, rückſichtlich der 
Beſchwerden im Regulirungs verfahren aber — mit der 
Maßgabe, daß ſolche dem Ober-Landeskulturgericht über— 
tragen werden können — aufrecht erhalten iſt. — Die 
Frage liegt nahe, ob auch für das Regulirungsverfahren 
ein Rechtsmittel der Beſchwerde, das an einen geſetzlich 
beſtimmten Inſtanzenzug und an beſtimmte Form und 
Friſt gebunden iſt, einzuführen ſein möchte. Sie liegt um 
ſo näher, als gegen die Entſcheidungen der ordentlichen 
Gerichte wie der Verwaltungsbehörden auch außerhalb 
eines Streitverfahrens eine förmliche Beſchwerde als Rechts— 
mittel zugelaſſen iſt. 1) Die Frage muß aber, hauptſäch— 
lich aus folgenden Gründen, verneint werden. 

Erſte Vorausſetzung des Rechtsmittels einer derartigen 
formellen Beſchwerde wäre die genaue Beſtimmung der— 
ſelben nach ihrem Gegenſtand, um die Fälle dieſer Be— 
ſchwerde von denjenigen der formloſen Beſchwerde wegen 
des Geſchäftsbetriebes zu ſcheiden. In ausreichender Weiſe 
ließe ſich aber dieſer Vorausſetzung nicht Rechnung tragen. 
Das Auseinanderſetzungsverfahren — insbeſondere im 
Stadium der Regulirung — iſt im Intereſſe der Zweck— 
mäßigkeit ſo frei geſtaltet, daß in vielen Fällen zwiſchen 
Geſchäftsbetrieb und anderen Anordnungen mehr materiellen 
Inhalts kaum unterſchieden werden kann. Am wenigſten 

301) Ausführungsgeſ. v. 24. April 1878 (G.⸗S. S. 230) 88 40, 
51; Geſ. über die allgemeine Landesverwaltung v. 30. Juli 1883 
(G. S. S. 195 ff.) Ss 50 ff. 
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ließe ſich dieſe Unterſcheidung von den Intereſſenten einer 
Auseinanderſetzung — in der überwiegenden Mehrheit 
bäuerlichen Standes — verlangen, jo daß ſchon deshalb 
die für ein förmliches Rechtsmittel charakteriſtiſchen Vor— 
ſchriften über Inſtanzenzug und Friſten nicht wohl zu 
rechtfertigen wären. Aber auch an ſich ſtieße ſolche Unter— 
ſcheidung auf Schwierigkeiten. Beiſpielsweiſe hat nach 
der Verordnung von 1817 der Kommiſſar zu beurtheilen, 
ob nicht beſſere und größere Zwecke als die von den Be— 
theiligten angegebenen zu erreichen ſind (§ 88), ob trotz 
vorhandener Streitigkeiten, unter Ausſetzung ihrer ſpruch— 
reifen Erörterung, ein Plan nach rechtlichem und billigem 
Ermeſſen anzufertigen iſt (S 105). In ſolchen Fällen 
iſt Geſchäftsbetrieb von ſachlicher Anordnung nicht zu 
trennen; in ſolchen und ähnlichen Fällen wäre aber eine 
als Rechtsmittel geſtaltete Beſchwerde auch deshalb durch— 
aus nicht am Platze, weil eine die Beſchwerde erledigende 
Entſcheidung gar nicht ergehen könnte. Im Fortgange der 
Auseinanderſetzung können ſich erfahrungsmäßig die maß— 
gebenden Verhältniſſe und damit die Vorausſetzungen, die 
für die Entſcheidung der Beſchwerde weſentlich geweſen 
wären, erheblich ändern, ſo daß ſolche Entſcheidungen nach— 
theilig ſein oder wieder beſeitigt werden müßten. Wo das 
Ziel einer Beſchwerde dem Landeskulturintereſſe entſpricht, 
die Zurückweiſung derſelben mithin dem öffentlichen Intereſſe 
zuwider wäre, da könnte auch von endgültiger Ausſchließung 
der Beſchwerde aus formellen Gründen — wegen ver— 
ſäumter Friſt u. dergl. — eben ſo wenig die Rede ſein, als 
von der Zulaſſung einer vertragsmäßigen Abmachung oder 
ſonſtigen Feſtſtellung, die aus landespolizeilicher Rückſicht 
nicht zu dulden iſt. 302) 

302) Vergl. Verordn. v. 20. Juni 1817 58 4, 162%, 164 u. a.; 
Ausführ.⸗Geſ. v. 7. Juni 1821 § 9; Verordn. v. 30. Juni 1834 
85 11, 38; Verordn. v. 22. Novbr. 1844 SS 11, 12, 15. 
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Auch eine weſentliche Aenderung des für Beſchwerden 
im Regulirungsverfahren jetzt ſtattfindenden Inſtanzen— 
zuges wäre nicht erreichbar oder wenigſtens nicht zweck— 
mäßig. Für Beſchwerden gegen den Kommiſſar muß die 
Generalkommiſſion zuſtändig bleiben. Die Zuſtändigkeit 
letzter Inſtanz könnte zwar an Stelle des Miniſters dem 
Ober-Landeskulturgericht übertragen werden; indeſſen wäre 
dieſe Aenderung mehr theoretiſch als praktiſch. Bei der 
oben hervorgehobenen Schwierigkeit, die dem Miniſter 
grundſätzlich zu belaſſende, auch den Geſchäftsbetrieb um— 
faſſende Aufſichtsbeſchwerde von anderen materiellen Be— 
ſchwerden zu ſondern, bliebe nichts übrig, als eine Um— 
kehr des jetzt gemäß § 2 des Geſetzes von 1880 ein— 
tretenden Delegationsverfahrens. Während gegenwärtig 
alle Beſchwerden im Regulirungsverfahren vor den Miniſter 
gehören und dieſer die jog. materiellen Beſchwerden dem 
Ober-Landeskulturgericht überweiſt, müßte künftig dieſes 
Gericht bei allen Beſchwerden, die zugleich den Geſchäfts— 
betrieb betreffen oder bei welchen das Gegentheil nicht 
zweifellos erhellt, — und derartige Fälle ſind die regel— 
mäßigen — die Ermächtigung zur Entſcheidung vom 
Miniſter einholen. 

Endlich fehlt für die Ausſchaltung der Miniſterial— 
inſtanz und für den Erſatz der Aufſichtsbeſchwerde durch 
das Rechtsmittel einer formellen Beſchwerde inſofern ein 
Bedürfniß, als die Rechtskontrolle im Intereſſe aller Be— 
theiligten ſtets dadurch gewahrt iſt, daß dieſe — ſpäteſtens 
bei Vorlegung des die Auseinanderſetzung abſchließenden 
Rezeſſes — über alle Beſchwerden materieller Natur 
rechtliches Gehör finden. Die Weigerung eines Betheiligten, 
den Rezeß zu vollziehen, zieht von ſelbſt die prozeſſualiſche 
Erörterung des Weigerungsgrundes nach ſich und bringt 
ſomit auch frühere Beſchwerden, denen etwa nicht Rechnung 
getragen iſt, noch nachträglich zur Geltung. Denn die gewei— 
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gerte Genehmigung und Vollziehung des Rezeſſes muß durch 
Urtheil ergänzt werden, ſetzt alſo Unbegründetheit oder Erledi— 
gung der die Weigerung veranlaſſenden Beſchwerden voraus. 

Aus den vorſtehenden Gründen, nach denen für das 
Regulirungsverfahren eine formelle Beſchwerde ſich ver— 
bietet, mindeſtens nicht empfiehlt, ergiebt ſich von ſelbſt, 
daß in dieſem Verfahren auch für die „weitere Beſchwerde“ 
im Sinne der SS 51 ff. des Ausführungsgeſetzes vom 
24. April 1878 oder für ein ähnliches Rechtsmittel weder 
Raum noch Bedürfniß iſt. Während dieſes Geſetz für 
Fälle, in denen es bis dahin eine weitere Beſchwerde nicht 
gab, 303) eine ſolche in beſchränktem Umfang einführte, be— 
ſteht im Regulirungsverfahren die Befugniß, die auf Be— 
ſchwerde ergangene Entſcheidung der Generalkommiſſion 
durch weitere Beſchwerde anzugreifen, ſchon jetzt und zwar 
unbeſchränkt. Die Einführung einer weiteren Beſchwerde 
als förmlichen Rechtsmittels könnte alſo nur etwa in der 
Abſicht geſchehen, auch für beſtimmte Beſchwerden im 
Regulirungsverfahren, unter Ausſchließung der Miniſterial— 
inſtanz, die geſetzliche Zuſtändigkeit des Ober-Landeskultur— 
gerichts zu begründen. Dem ſtände jedoch wieder die in 
anderem Zuſammenhang oben dargelegte Schwierigkeit ent— 
gegen, zwiſchen den im Regulirungsverfahren vorkommenden 
Beſchwerden Unterſchiede feſtzuſtellen, die nicht nur beſtimmt 
ſondern auch allgemein erkennbar ſind. 

Aus dem vorſtehend erbrachten Nachweiſe, daß auch 
hinſichtlich des Ausſchluſſes der mündlichen Verhandlung 
und hinſichtlich der Beſchwerde im Regulirungsverfahren 
die agrargeſetzlichen Vorſchriften das Richtige getroffen 
haben, folgt zugleich, daß in Beziehung auf das Ausein— 
anderſetzungsverfahren Einwendungen überhaupt nicht zu 
erheben, Abänderungen nicht vorzuſchlagen ſind. 


303) Vergl. Verordn. v. 2. Januar 1849 (G. S. S. 1) $ 35 Abi. 2. 


Schlußwort. 


Sehen wir auf die im Umriſſe dargeſtellte agrariſche 
Geſetzgebung im Ganzen zurück, ſo ergiebt ſich für die 
materielle Geſetzgebung Folgendes. 

Die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältniſſe, die ja im gewöhnlichen Sinne des Wortes 
beendigt genannt werden darf und auch in dieſer Arbeit 
ſo genannt worden iſt, muß bei tieferer Auffaſſung ihres 
Gegenſtandes und Zwecks als wieder aufgenommen gelten. 
Die Art ihrer früheren Behandlung hat neben den guten 
auch nachtheilige Wirkungen gehabt, zu deren Ausgleichung 
Ergänzungen der älteren Geſetzgebung nöthig geworden ſind 
(SS 4, 5). Ueber das Mittel der Ausgleichung — das 
Rentengut — ſind bereits die beiden Geſetze von 1890 
und 1891 ergangen; aber eine Fortbildung dieſer Geſetz— 
gebung ſcheint erwünſcht und nicht ausgeſchloſſen ($ 5). 
Hierbei iſt noch abgeſehen von der bereits mehrfach auf— 
geworfenen Frage, 304) ob nicht auch das ebenfalls Renten— 


304) Vergl. u. a. Sering S. 240 ff., der es einen „wunderlichen 
Widerſpruch“, einen „unerträglichen Zuſtand“ nennt, daß der „Staat 
auf der einen Seite mit öffentlichen Mitteln polniſche Gutsbeſitzer aus— 
kauft, um deutſche Bauern anzuſiedeln, auf der anderen aber ebenſo 
den Auskauf deutſcher Beſitzer und die Anſiedelung polniſcher Bauern 
mit öffentlichen Geldern unterſtützt.“ Erſteres geſchehe nach dem An— 
ſiedelungsgeſetz, letzteres nach dem Geſetz über die Beförderung der 
Errichtung von Rentengütern. 
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güter betreffende, nationalpolitiſche Anſiedelungsgeſetz vom 
26. April 1886 einer Reviſion zu unterziehen ſein wird. 
— Die Geſetzgebung über Reallaſten iſt, ſoweit die Ab— 
löſung dieſer in Betracht kommt, weſentlich abgeſchloſſen 
(S 7); aber die Begründung unablöslicher Renten iſt mit 
dem Inſtitute des Rentenguts wieder zugelaſſen und wird 
vorausſichtlich in Verbindung damit, vielleicht auch noch 
anderweit die Geſetzgebung ferner beſchäftigen (§S 9). Aehn— 
liches gilt von der Regelung des Beſitzrechts am Grund 
und Boden (§ 9). — Auf dem Gebiete der Gemeinheits— 
theilungen ſtehen geſetzgeberiſche Aufgaben augenblicklich 
nicht zur Erörterung (§S 15 a. E.). Dagegen tft hier die 
Ausführung der bisherigen Geſetzgebung in erheblichem 
Umfang im Gang. In der Ausführung begriffen iſt, 
wenngleich in viel geringerem Maß, auch noch die Ab— 
löſung der Reallaſten. 

Indeſſen noch ein Anderes läßt unſer Rückblick auf 
die materielle Geſetzgebung erkennen. 

Die früheren Agrargeſetze haben es mit Auseinander— 
ſetzungen zu thun. Beſtehende alte Verhältniſſe — die 
gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe, die Berechtigungen 
auf Dienſte und andere Leiſtungen, die Gemeinheiten in ihren 
verſchiedenen Formen — ſollen beſeitigt werden, damit 
die Hinderniſſe und Erſchwerniſſe aufhören, die in jenen 
rechtlichen und wirthſchaftlichen Bindungen begründet ſind 
und der freien Thätigkeit des einzelnen Grundbeſitzers 
entgegenſtehen. Es galt gewiſſermaßen erſt die Voraus— 
ſetzungen der Landeskultur zu ſchaffen: Eigenthümer, un— 
belaſtetes und unbeſchränktes Eigenthum, Sondereigenthum. 
Mit dem Fortſchreiten der Auseinanderſetzungen und in 
ihrer Folge ſtellt ſich dann das Bedürfniß ein, die mit 
ihren nunmehr gegebenen Vorausſetzungen möglich ge— 
wordene Kultur auch durch beſondere, ſelbſtändige Maß— 
regeln zu fördern, die alſo nicht mehr blos mittelbar — 

Preuß. Agrargeſetzgebung. 12 
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durch Beſeitigung beſtehender hinderlicher Verhältniſſe — 
auf Kulturförderung hinwirken, vielmehr unmittelbar und 
an ſich auf dieſes Ziel gerichtet ſind. Um den in Rede 
ſtehenden Unterſchied jener Auseinanderſetzungen und die— 
ſer neuen Kulturmaßregeln klar zu machen, ſei nament— 
lich an die Gemeinheitstheilungen einerſeits und die Zu— 
ſammenlegungen andererſeits ($ 13 a. E.) erinnert. Die 
Gemeinheitstheilungen bezwecken in erſter Linie Aufhebung 
der Gemeinwirthſchaft und der die volle Ausnutzung des 
Bodens hindernden Grundgerechtigkeiten; die Bildung zweck— 
mäßiger Planlagen aus den getheilten und von Servituten 
befreiten Ländereien haben ſie nur im Gefolge. Die 
neuere Zuſammenlegung — von Grundſtücken, die einer 
Gemeinheit nicht unterliegen — hat die zweckmäßige Plan— 
lage zum ſelbſtändigen Zweck. Dieſer Schritt von der 
Gemeinheitstheilung als der Beſeitigung und Regelung 
beſtehender Verhältniſſe zur Zuſammenlegung als ſelb— 
ſtändiger neuer Kulturmaßregel geſchah nicht unvorbereitet. 
Während urſprünglich das Hauptgewicht auf der Theilung 
und Servitutaufhebung ruhte, wurde mehr und mehr die 
Folgemaßregel, Herſtellung einer zweckmäßigen Planlage 
mit gutem Wege- und Gräbennetz, als der eigentliche 
Zweck betrachtet. Mit dem Fortſchreiten der Kulturtechnik 
gewann dieſer Geſichtspunkt ſo ſehr an Bedeutung, daß 
ſich ganz folgerichtig die Forderung der Zuſammenlegung 
als ſelbſtändiger Maßregel für alle Fälle ergab, wo es 
an der nach früherem Recht nothwendigen Vorausſetzung 
der Zuſammenlegung mit ihren Folgeein richtungen, an 
einer Gemeinheit gebrach. — Daſſelbe, was auf dem eben 
beſprochenen Gebiete bereits längere Zeit gilt, wird neuer— 
dings auf anderen Gebieten bemerkbar. Bäuerliche Stellen 
als freies Eigenthum ihrer bisherigen Beſitzer ſollten ent— 
ſtehen durch die Löſung des gutsherrlichen Verbandes 
mittels der gutsherrlich-bäuerlichen Regulirung; die gegen— 
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wärtige Bewegung der inneren Koloniſation — auf deren 
Urſachen es hier nicht ankommt — geht dahin, im In— 
tereſſe der Landeskultur bäuerliche Stellen neu zu ſchaffen. 
Die Ablöſung der von Alters her beſtehenden Reallaſten 
ſollte die Grundbeſitzer unabhängig ſtellen und dadurch 
mittelbar zur Landeskultur beitragen; in Folge der Renten: 
gutsgeſetzgebung werden Renten neu aufgelegt und wieder 
abgelöſt — im Intereſſe der inneren Koloniſation und 
der damit zuſammenfallenden Landeskultur. 

Dieſe Aenderung in der Richtung der Geſetzgebung, 
wonach Kulturverbeſſerungen als ſolche ermöglicht werden, 
ohne die Vorausſetzung der Beſeitigung eines beſtehenden 
Verhältniſſes, iſt unverkennbar ein Fortſchritt. Sie läßt, 
eben weil darnach ſolche Verbeſſerungen unabhängig von 
anderen Vorausſetzungen als dem Bedürfniſſe verfolgt 
werden können, weiteres Vorgehen auf der eingeſchlagenen 
Bahn um ſo mehr erwarten, als hierzu mannigfache An— 
regungen bereits gegeben ſind (§S 9). Damit iſt zugleich 
außer Zweifel geſtellt, daß, ſelbſt wenn künftig die Aus— 
einanderſetzungen ihr Ende finden ſollten, verwandte 
Aufgaben der Landeskultur nicht fehlen werden, ſei 
es im Anſchluß an jene Auseinanderſetzungen, wie die 
Rentengutsgründungen, ſei es ohne ſolchen Anſchluß — zu 
neuen Einrichtungen. 

Aus der vorſtehend gekennzeichneten Lage der Dinge 
folgt endlich für die formelle Agrargeſetzgebung, daß ſie 
fortdauernd Bedeutung behält und insbeſondere die Behör— 
denorganiſation Aufmerkſamkeit verdient. Wie die materielle 
Geſetzgebung von „Auseinanderſetzungen“ zu „ſelbſtändigen 
Landeskulturmaßregeln“ vorgeſchritten iſt und noch weiter 
vorſchreitet, ſo entwickeln ſich die Auseinanderſetzungs— 
behörden zu Landeskulturbehörden, zunächſt im Sinne von 
ordentlichen Behörden, denen die Ausführung von Landes— 
kulturmaßregeln grundſätzlich zu übertragen iſt ($$ 22, 23). 
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Die ſtetige und ausreichende Pflege und Förderung der 
Landeskultur erheiſcht indeſſen Provinzialbehörden, die mit 
dieſer Aufgabe im Ganzen, nicht blos mit einzelnen ein— 
ſchlagenden Geſchäften betraut ſind (8 24). Zu ſolchen 
Landeskultur-Provinzialbehörden eignen ſich von den vor— 
handenen Behörden allein die Generalkommiſſionen, weil 
ſie es eben in gewiſſem Sinne, wenigſtens thatſächlich, 
ſchon find und nur der abſchließenden Organisation noch 
bedürfen (SS 22 a. E., 24). — Auf die Organiſation aber 
beſchränkt ſich in der Hauptſache, was auf dem Gebiete 
der formellen Agrargeſetzgebung zu thun bleibt. Neuer 
oder anderer Verfahrensvorſchriften bedarf es nicht. Welche 
Aufgaben auch geſtellt werden mögen und welche Maß— 
regeln auszuführen ſein werden, das für Auseinanderſetzungs— 
angelegenheiten geltende Verfahren wird allen Anforderungen 
entſprechen ($ 34). 


Druck von Hermann Beyer & Söhne in Langenſalza. 


— 


| 
| 
| 


| 


! 
' 


Verlag von PAUL PAREY in Berlin SW., 10 Hedemannstrasse. 


Rechts- und Verwaltungslexikon 


für den 


preussischen Landwirt. 


Gemeinverständliches Nachschlagebuch 
über alle Reichs- nnd Preuss. Gesetze und Verwaltungsbestimmungen 
in Bezug auf den wirtschaftlichen, privaten und öffentlichen Wirkungs- 
kreis preussischer Landwirte. 
Von 
Max Löwenherz, 
Amtsrichter in Köln, Verfasser des „Rechtsbeistand des Ladwirts““. 


Din starker Band in Lexikon-Oktav. Gebunden, Preis 16 M. 


Der Boden 


und die 


landwirtschaftlichen Verhältnisse 


des Preussischen Staates. 


Im Auftrage des Kgl. Ministeriums der Finanzen und des Kgl. Mini- 
steriums für Landwirtschaft, Domänen und Forsten dargestellt von 


A. Meitzen, 


Dr. phil., Kaiserlicher Geheimer Regierungsrat a. D., Professor. 


Erste Abteilung (nach dem Gebietsumfange vor 1866). Band I— IV, nebst Atlas 86 M. 
Zweite Abteilung (nach dem Gebieisumfange der Gegenwart). Band V, 1894. 15 M. 


Preussens 
landwirtschaftliche Verwaltung 


in den Jahren 1884—1887. 
Bericht des Ministers für Landwirtschaft, Domänen und Forsten an 
Se. Majestät den Kaiser und König. 
Ein starker Band in gross Lexikonformat. Preis 25 M. 


Ausbildung uud Prüfung 


der preussischen 


Landmesser und Kulturtechniker. 


Verordnungen und Erlasse, 


zusammengestellt im Auftrage des 
Kgl.Ministeriumsf. Landwirtschaft, Domänenu.Forsten, 
Zweite, durchgesehene Auflage. 


Gebunden, Preis 2 M 50 Pf. 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung. 


Ankündigung. 


Die vorliegende Arbeit giebt — was bis jet 
gefehlt hat — eine gedrängte, auch für weite 
Kreije verſtändliche Ueberſicht über den Gang u 
Inhalt der Preußiſchen Agrargeſetzgebung. S 
darf daher — bei der gerade jetzt auf agrariſchem 
biete herrſchenden Bewegung — um ſo mehr a 
Intereſſe rechnen, als dieſe Bewegung auch auf D 
hältniſſe zurückgreift, die Gegenſtand der Agr 
geſetzgebung ſind oder in deren Gefolge ſich er 
wickelt haben. Zugleich haben diejenigen Behörde 
die mit Ausführung der Agrargeſetze und gege 
wärtig auch mit Vermittelung der Begründung v 
Rentengütern betraut find, — die Generalkomm 
ſionen — eingehende Beſprechung gefunden, in d 
nicht nur ihre Organiſation und das vor ihn 
geltende Verfahren, ſondern auch ihre Stellung : 
den übrigen Derwaltungsbehörden klar gelegt werd 
In Verbindung mit der Beurteilung der ma 
riellen wie der formellen Agrargeſetzgebung iſt 
im Rahmen derſelben — auf entſprechende Reform 
hingewieſen. 

Berlin, SW., 10 Bedemannſtr., April 1895 


Perlagsbuchhandlung Paul Pareı 


PLEASE DO NOT REMOVE 
CARDS OR SLIPS FROM THIS POCKET 


UNIVERSITY OF TORONTO LIBRARY 


8 Glatzel, A. 
466 Die preussische 
P9G5 Agrargesetzgebung 


BioMed 


